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Editorial 


Hier sind wir mit unserer Sommernummer. Das ist also, damit bei Abonnenten und Sammlern keine 
Irrtümer aufkommen, die 7/8, für Juli und August. Bei linken Zeitschriften, die mit zwei, drei Leutchen 
den ganzen Krempel betreiben müssen, von der Aboverwaltung über die Steuerrechnung bis zum 
Recherchieren, ist das üblich, um den Mitarbeitern mal einen Monat zum Verschnaufen zu geben. 
Im Zuge der allgemeinen Prägung des Bewußtseins durch das Sein haben wir in letzter Zeit 
ziemlich viel Eigentumsprobleme. Irgendwelche Leute fragen nach, wieviel es ihnen bringt, wenn 
sie einen Artikel oder ein Foto bei uns abdrucken. Ein Fotograf, der uns bisher viele gute Bilder zur 
Verfügung stellte, forderte sie zurück und verbot einen weiteren Abdruck. Als Begründung war von 
ihm nur zu erfahren, daß „der telegraph” keine Zukunft“ hätte. Offensichtlich hat ihm das sein 
Unternehmensberater verraten. 
Um es also nochmal zu wiederholen. Der „telegraph“ gehört zu der Art von Presse, die sich 
bemüht, keine Waren zu werden. Er ist sozusagen das, was im Softwarebereich die Freeware ist 
(nur, daß die 9,4 Mega dieses "telegraphs" auf keiner Diskette unterzubringen sind). Nur, daß wir 
wegen der allgemeinen Zugänglichkeit drucken müssen und Druck eben sehr teuer ist. Aber der 
Preis für das Heft sollte der reine Selbstkostenpreis für Druck, Versand, Material sein. Erist es nicht 
- eigentlich ist die Zeitschrift teurer, weil wir eben nicht wie die Kommerziellen den Druckpreis über 
Reklame abfangen können. Wir waren bloß bisher der Ansicht, daß der gegenwärtige Preis die 
Schmerzgrenze unserer Leser ist und haben versucht, das Defizit über Spenden hereinzubekom- 


- men. Leider sind im Osten die Sponsoren ziemlich rar. Falls also jemand spendenwillig ist, würde 
uns das wieder mal übers Ende des Jahres helfen. 


Aber eigentlich brauchen wir mindestens einhundert neue Abonnenten! 

Über zwei wichtige Ereignisse haben wir in dieser Nummer nichts berichtet. Einmal zu dem 
Hinrichtungsbefehl gegen Mumia Abu-Jamal, der auf den 17. August festgelegt wurde. Wir denken, 
daß in den wenigen lesbaren Tageszeitungen darüber berichtet wird und in den meisten Städten 
über Flugblätter, lokale Zeitschriften und Veranstaltungen die Informationen verbreitet werden. 
Auch wir hoffen, daß die Hinrichtung ausgesetzt wird und es eine neue Gerichtsverhandlung geben 
wird. 

Das zweite nichtin dieser Ausgabe Vorhandene ist ein Rückblick auf das Leben und Wirken 
von Ernest Mandel, der neulich starb. Das wäre wichtig gewesen, weil trotzkistische Guppen in der 
Vorgeschichte der DDR-Opposition eine wichtige Rolle spielten. Aber diejenigen, die die notwen- 
digen Vorkenntnisse für einen solchen Artikel haben, sind leider im Urlaub. 

Das werden wir jetzt auch machen und verbleiben bis September | 

Eure Redaktion "telegraph" 


Bildnachweis: S. 5, 12, 21, 23, 26, 28, 30: Redaktionsarchiv, S. 8: Karrikatur von Dirk Moldt, S. 
19 Karrikatur von Tomaschoff aus dem Reader "Alarm im Freizeitpark", S. 30: Grafik von Klaus 


Steak, S. 37 Karrikatur von Jujka, S. 46: G.A.F.F. Fotoagentur, S. 49: Foto G. Sagorski, S. 52: 
Foto Tobias Seliger, S. 53: Foto Uwe Gottschlink, S. 56: Foto Rolf Walter 
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129a-Ermittlungen - auch in Weimar 
Gefälschtes Interview der „Jungen Freiheit“ dient als 
Ermittlungsgrundlage 


129a-Ermittlungen - auch in Weimar 
Gefälschtes Interview der „Jungen Freiheit“ 
dient als Ermittlungsgrundlage 


Im Oktober 1994 war bei einem Überfall auf die 
Union-Druckerei in Weimar die AbonentInnen- 
Liste der „Jungen Freiheit“ entwendet worden; 
Anfang Dezember 1994 bekannten sich ‚revo- 
Iutionäre Frauen-Lesbengruppen und andere 
revolutionäre Gruppen“ zu mehreren Brandan- 
schlägen, bei denen die Union-Druckerei in 
Weimar sowie Fahrzeuge des Pressegrossisten 
„Brandenburger Pressevertrieb“ und Kioske der 
Berliner Kette „Wolff“ beschädigt wurden. 

Die Bundesanwaltschaft (BAW) zog die 
Ermittlungen in dieser Sache ansich undlleitete 
ein Verfahren nach $129a gegen Unbekannt 
wegen „Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung“ sowie „Schwerem Raub, Versuch- 
ter Nötigung und Versuchter Brandstiftung“ ein. 
Im Rahmen dieser Ermittlungen bekamen Mitte 
Mai 10 Leute aus dem Umfeld der besetzten 
Häuser Gerberstraße 1 und 3 in Weimar 
ZeugInnenvorladungen von der Bundesanwalt- 
schaft (BAW) nach Karlsruhe. - Den zirka vier 
Wochen vorher eingetroffenen polizeilichen 
Vorladungen hatten sie keine Folge geleistet. 
Diese Vorladungen trafen nicht nur bei den 
Meldeadressen der Leute ein, sondern wurden 
auch anmutmaßliche Aufenthaltsorte geschickt. 
Bis auf eine Person, die ohne anwaltlichen 
Beistand nach Karlsruhe fuhr und Aussagen 
machte, ließen sich alle anderen ZeugInnen 
„angesichts der Bedeutung der Sache und ihrer 
Unerfahrenheit in rechtlichen Angelegenhei- 
ten“ entschuldigen, da ihr Rechtsanwalt zum 
Vorladungstermin nicht verfügbar war. 


Diese Entschuldigung, die normaler- 
weise von fast jeder Staatsanwaltschaft akzep- 
tiert wird, galt bei der BAW als „unbegründet‘. 
Daraufhin wurden am Morgen des 1.6.95 die 
Wohnungen der ZeugInnen von Polizeibeam- 
ten in Begleitung von Beamten des LKA aufge- 
sucht und die sieben Leute, derer sie habhaft 
werden konnten, voneinander isoliert zur Auto- 
bahn-Polizeistation Hermsdorf transportiert. 
Zwangsvorführung nennt sich eine solche Be- 
handlung in Amtsdeutsch. Die ZeugInnen wur- 
den mehrere Stunden in Hermsdorf festgehal- 
tenundvomLKAbzw. Oberstaatsanwalt Pöpperl 
vernommen. Im Verlauf der Vernehmung wur- 
den mehrere ZeugInnen direkt beschuldigt und 
mit den Aktionen gegen die „Junge Freiheit“ in 
Zusammenhanggebracht. Zwei ZeugInnen, die 
die Aussage verweigerten, wurde mit richterli- 
cher Vernehmung und Beugehaft gedroht, so- 
wie ein Ordnungsgeld von je 500 Mark aufge- 
brummt. Neben einem Ordnungsgeld von je 
200 Mark wegen Nichterscheinen in Karlsruhe 
beim ersten Termin, müssen alle ZeugInnen 
wahrscheinlich auch die Kosten für die Zwangs- 
vorführung tragen. 

Wie zu erwarten war, flatterten bei den 
zwei ZeugInnen, die die Aussage im Rahmen 
der Zwangsvorführung verweigert hatten und 
bei den zweien, derer sie bei eben dieser Aktion 
nicht habhaft werden konnten, zirka vier Wo- 
chen später Vorladungen vom Ermittlungsrich- 
ter Bayer ins Haus. 

Am 19. und 20. Juli 1995 wurden diese 
vier Leute im Bundesgerichtshof in Karlsruhe 
von Bayer und Pöpperl in Anwesenheit eines 
Anwalts vernommen. Alle vier Vernehmungen 
verliefen strukturell annähernd gleich. Themen 
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waren der Raubüberfall, der Brandanschlag 
und ein anonymes Schreiben, in dem eine 
Person aus Weimar der Mittäterschaft bezich- 
tigt wird. Dieses Schreiben ist eine der 
Ermittlungsgrundlagen, hat jedoch für die BAW 
scheinbar an Wichtigkeit verloren. 

Wesentlich mehr Bedeutung maßen 
Bayer und Pöpperl einer Rechtsanwaltaussage 
bei, welche nahezu identisch ist mit dem Inhalt 
eines Interviews, das zwei Redakteure der „Jun- 
gen Freiheit“ unter Verwendung von gefälsch- 
ten „Junge Welt‘-Presseausweisen Anfang 
Dezember angeblich mit Weimarer Antifaschi- 
sten geführt haben wollen. (Vermutet wird, daß 
es sich bei dem Zeugen um einen „Junge Frei- 
heit“-Anwalt handelt, der dieses Phantasiege- 
bilde, - das das Interview offensichtlich ist - 
rechtlich absichern soll.) Dieser bislang na- 
mentlich unbekannte Rechtsanwalt will bezeu- 
gen können, daß er aus dem Gerberstraße- 
Umfeld die Information hat, zwei Leute aus 
Göttingen - vermutlich aus der Antifa (M) - 
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Ermittlungen über Leute im Umfeld der Weimarer Gerberstraße 1, das kleine Haus links im Bild 


hätten den Brandanschlag auf die Union-Druk- 
kerei mit logistischer Unterstützung aus Wei- 
mar verübt. „Logistische Unterstützung“ würde 
sich in diesem Fall weniger auf materielle Aus- 
stattung, sondern eher auf Informationen über 
die Druckerei beziehen, äußerte Bayer bei den 
Vernehmungen. 

In dem „Junge Freiheit‘-Interview antwortet 
angeblich ein Antifaschist aus Weimar auf die 
Frage: „Warum die Aktion mit der Druckerei?“ 
„Wir waren es nicht. Wir haben nur die Leute 
aus Göttingen logistisch eingeführt. Wir haben 
denen das Gebäude gezeigt... .“ Und weiter 
hinten: „Die zwei aus Göttingen waren schon 
damals in Gießen aktiv... .“ 

Die BAW setzt ihren Schwerpunkt in- 
zwischen nicht mehr bei der Suche nach in 
Weimar offen lesbisch lebenden Frauen. (Das 
damit verbundene Herumschnüffeln im Intim- 
leben verschiedener Frauen aus Weimar wurde 
damit begründet, daß das Bekennerlnnen- 
schreiben zu den Aktionen gegen die „Junge 


ES 


a“ 


Freiheit‘ mit „Revolutionäre Frauen-Lesben- 
gruppen und andere revolutionäre Gruppen“ 
unterzeichnet worden war.) Stattdessen sucht 
die BAW nach Leuten, die sich inhaltlich mit der 
„Jungen Freiheit“ auseinandergesetzt haben 
oder die für Raubüberfall bzw. Brandanschlag 
nötigen Informationen über die Druckerei be- 
schaffen und z.B. nach Göttingen hätten weiter- 
leiten können. In diesem Zusammenhang wur- 
den einer Zeugin mitgeschnittene Telefonge- 
spräche vorgehalten, die allein deswegen für 
Bayer und Pöpperl interessant waren, weil sich 
der angewählte Telefonanschluß in Göttingen 
befand und das Wort „Druckerei“ zweimal in 
den Gesprächen vorkam. 

Die BAW bastelt sich auf Grund fehlen- 
der Anhaltspunkte und des nach sieben Mona- 
ten Ermittlungen wahrscheinlich langsam wach- 


senden Ermittlungsdrucks .ein Konstrukt zu- 
sammen, das mit der Realität mal wieder nichts 
Gemeinsames zu haben scheint. Klar ist, die , 
Telefonüberwachung in den besetzten Häu- 
sern, die Bespitzelung und Observation werden 
nach den letzten Vernehmungen nicht beendet 
sein. Personen, deren Namen in vergangenen 
Vernehmungen von einzelnen Zeugen erwähnt 
wurden, haben inzwischen auch polizeiliche 
Vorladungen erhalten und werden wahrschein- 
lich demnächst nach Karlsruhe vorgeladen. 
Unklar bleibt, mit welchen Hirngespinsten die 
BAW im weiteren Verlauf der Ermittlungen noch 
aufwarten und welche Folgen dies für die 
ZeugInnen haben wird. a.D.c. 


Red: Zur 129a-Repressionswelle Weiteres in 


unserer Dokumentation, Seite 42 


Warme Sanierung, Variante Wildost 
In Anwesenheit des Publikums wurde im Cafe des 
Dresdner Conni e.V. Feuer gelegt 


Conni e.V., das ist in Dresden ein - Caf& mit 
angeschlossenem Jugend- und Kulturzentrum 
und Kinderladen. Ein wichtiges Projekt, weil es 
nicht in der mit solcherart Zentren gut bestück- 
ten äußeren Neustadt liegt und weil das Conni 
neben Kinder- und Jugendarbeit auch enga- 
gierte Kulturarbeit macht. 

Am 28. Julidrangen um 2 Uhr Nachts in 


das Cafe 7 Bauarbeiter der Baufirma Hamaein. 


Sie schlugen Gäste zusammen, zerstörten Fen- 
sterscheiben und Einrichtungen und töteten im 
Terrarium eine Schlange. Anschließend legten 
sie unter den Augen der verängstigten Gäste 
unter dem Hauptstromkasten des Hauses Feu- 
er. Die Frau, die hinter der Theke stand, wurde 
am Telefonieren gehindert und konnte Feuer- 
wehr und Polizei nur aus einer Telefonzelle vor 


dem Haus anrufen. Die Polizei fand noch zwei 
der Bauarbeiter vor, die sich lächelnd festneh- 
men ließen. Offenbar hatte man ihnen gesagt, 
daß es keine Probleme geben wird. 

Der Verein Conni e.V. wollte ursprüng- 
lich das Haus kaufen. Die Stadtverwaltung ver- 
schleppte bewußt die Verhandlungen um eine 
Vorkaufsregelung. An einem relativ unabhän- 
gigen Verein ist die Stadt nicht interessiert. 
Schließlich wurde das Haus hinter dem Rücken 
des Vereins an die Münchner M&F-Bau-GmbH 
verkauft, die nun wieder besagte Baufirma M 
der Sanierung des Hauses beauftragte. Zum 9: 
August lief eine Räumungsklage gegen gen! 
e.V., die aber noch nicht rechtskräftig WAT- 
Offenbar sollten die Bauarbeiter den Forderun- 
gen der Eigentümer ein wenig Nachdruck ver- 
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leihen. 
Der Schaden im Gefolge des Brandes ist be- 
trächtlich. Das Cafe ist völlig ausgebrannt. In 
den Jugendprojekten gibt es Ruß- und Wasser- 
schäden. Weiterarbeit ist nicht mehr möglich. 
Gegen diese Art von Sanierung wollten 
Dresdener am 31. Juli protestieren. Die De- 
monstration unter dem Motto „Die Brandstifter 
sitzen im Knast, die Anstifter im Rathaus!“ sollte 
vom Martin-Luther-Platz zum Rathaus gehen. 
Ein Treffen der zuständigen Dezernenten der 
Stadt im Conni am Morgen des Tages sollte 
angeblich die Hintergründe des Brandes auf- 
klären. Tatsächlich wollte man im letzten Mo- 
ment die Demonstration abdrehen. Zugleich 


zeigte die Polizei in der Neustadt massive Prä- 
senz. Am Sammelplatz Martin-Luther-Platz 
verkündete die Polizei, eine Kundgebung sei 
genehmigt, nicht aber eine weitere Demonstra- 
tion. Daraufhin wurde von der Demoleitung den 
Versammelten vorgeschlagen, einen Spazier- 
gang zum Eiscafe zu machen und von dort eine 
neue Demonstration zum Rathaus zu begin- 
nen. Aber schon unterwegs auf dem Albertplatz 
griff die Polizei die vollständig friedlichen Pas- 
santen an und schlug sie brutal zusammen. 36 
Leute wurden festgenommen und mit ED-Ver- 
fahren und allerlei Ermittlungsverfahren behel- 
ligt, von „Ordnungswidrigkeit“ bis zu „Aufforde- 
rung zu Straftaten“. r.l. 


Presseerklärung, Offener Brief an die Pressestelle der Stadtverwaltung und 
an die Pressestelle das Landespolizeipräsidiums, an alle Fraktionen des 
Dresdner Stadtrates und des sächs. Landtages! 


Demonstrationsverbot für Conni-Soli-Demo! 


Heute am 31. Juli hat die Polizei in der Neustadt 
in einer maßlosen Willküraktion friedliche 
SpaziergängerInnen angegriffen und minde- 
stens 36 Personen verhaftet. Es wurden völlig 
Unbeteiligte festgenommen. 

Die geplante Protestdemonstration 
wurde von den Behörden untersagt. So fand 
lediglich eine vom Ordnungsamt genehmigte 
Kundgebung mit Redebeiträgen auf dem Mar- 
tin-Luther-Platz statt. Nachdem sie seitens der 
VeranstalterInnen aufgelöst wurde, begab 
mensch sich auf den Heimweg bzw. zum ge- 
meinsamen Eisessen. Auf der Alaunstraße, 
kurz vor dem Albertplatz, begann die Polizei mit 
den Übergriffen und den Festnahmen. Allein 
die Tatsache, daß mensch bunte Haare hatte, 
reichte als Tatbestand. Doch auch harmlose 
PassantInnen wurden brutal abgeführt. Unter 
den Festgenommenen waren überwiegend 
Frauen und Minderjährige. Sie wurden alle mit 
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Plastikhandschellen auf dem Rücken gefesselt, 
die besonders schmerzhaft sind, da sie ins 
Fleisch einschneiden. Einige Festgenomme- 
nen wurden erkennungsdienstlich behandelt, 
obwohl sie sich ausweisen konnten. Das Rat- 
haus war auf Weisung von Dezernent Ihme von 
der Polizei hermetisch abgeriegelt. Den 
BürgerInnen wurde ihr Recht, an der Bürger- 
sprechstunde teilzunehmen, verweigert. 

Die ursprünglich geplante Demonstra- 
tion sollte vor’s Rathaus führen und auf den 
VermieterInnenterror und die planmäßige Ver- 
treibung in der Neustadt aufmerksam machen. 
Dieser Terror gipfelte in einem Brandanschlag 
auf das AZ Conni. 

In der Nacht vom Donnerstag, den 27. 
zum Freitag, den 28. Juli kam es dort zu einem 
Überfall. Es wurden Gäste zusammengeschla- 
gen, die Einrichtung zerstört, Morddrohungen 
gegen die MacherInnen der CONNi offenbart 


und zum Schluß das Haus angezündet. Ausge- 
übt wurde der Anschlag von Bauarbeitern der 
Firma Hama mit Sitz auf der Görlitzer Straße 
17/19 in Dresden-Neustadt, die mit der Sanie- 
rung des Vorderhauses Conradstr. 18 von den 
neuen Eigentümern des Grundstückes, der Fir- 
ma M+F Bau GmbH beauftragt ist, dieihren Sitz 
in München auf der Friedenspromenade hat. 
Von wem sie den Auftrag für den Überfall 
hatten, läßt sich leicht nachvollziehen. 

Wir wollten mit unserer Aktion darauf 
aufmerksam machen, daß die Stadt jugend- 
kulturelle Zentren einfach in Stich läßt und ihr 
Vorkaufsrecht nutzt, um diese zu erhalten. 


Wir fordern hiermit: 

- die konsequente strafrechtliche Verfolgung 
der Brandstifter und ihrer Hintermänner, 

- eine sofortige Änderung der Sanierungspolitik 
durch die Dresdner Stadtverwaltung, 

- die sofortige Einstellung der Ermittlungsver- 
fahren im Zusammenhang mit den Ereignissen 
des heutigen Tages und die Löschung aller 
Daten der zugeführten Personen, 

- eine Stellungnahme der Einsatzleiter, Polizei- 
direktor Pilz, sowie Hauptkommissar Wunsch 

- eine strafrechtliche bzw. disziplinarische Ver- 
folgung derjenigen PolizistInnen, die durch be- 
sondere Aggressivität und menschenunwürdi- 
ges Handeln aufgefallen sind. eine Veröffentli- 
chung dieses Schreibens in Presse, Hörfunk 
und Fernsehen. Dresden, den 31,7.1995 


Häusertratsch 


Polizei- 
Notstand 


Während der Räumung der Mainzer Straße in Ostberlin: "Geheizt haben wir schon. Nur, die Polizeikann 
jederzeit das Haus gegenüber räumen, und da wollte wir nochmal ordentlich vorher gelüftet haben!" 
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ini Pressemitteilungen 
Kriminalisierung alternativer Projekte auch 
außerhalb von Connewitz 


_ Die Ereignisse vom 30.6./1.7./2.7. und 4.7. in Leipzig 
Leipzig, den 6. Juli 1995, von Stewa, BSE, Kopflos, Narcosis 


Nach der Räumung der Häuser in der 
Sternwartenstraße am 30.6.95 wurden durch 
eine Allgemeinverfügung des Ordnungsamtes 
Leipzig mit Wirkung vom 4.7.95 die Räumlich- 
keiten der Kneipe BSE-Stall, des Kinos „kopf- 
los“ und des Clubs „Narcosis“ in der Weißen- 
felserstraße 49/51 geschlossen. Dies geschah 
anders als sonst, ohne vorherige Ankündigung 
bzw. Fristsetzung. Eine der Einrichtungen war 
seitmindestens.dreiMonaten bekannt undwurde 
auch geduldet- bis gestern. Somit bleibt offen- 
bar auch außerhalb von Connewitz kein Raum 
für alternative und kreative Projekte Jugendli- 
cher in Leipzig. Die Betroffenen streben nun 
eine Lösung im Rahmen von Verhandlungen 
an. 

Zu der momentanen Situation erklären 
die Vertreter der einzelnen Projekte: „Die 
unangekündigte Schließung von alternativen 
Projekten und Clubs auch außerhalb von 
Connewitz macht uns einerseits ratlos und an- 
dererseits wütend. Was sollen wir nunmehr von 
den Versprechungen der Stadt, neben dem 
Erhalt der Connewitzer Szene, vor allem Pro- 
jekte in anderen Stadtteilen zu unterstützen, 
noch erhalten? Als man solche Unterstützung 
zusagte, glaubte man offenbar, das wir niemals 
auch außerhalb von Connewitz Projekte betrei- 
ben wollen. Das heißt dann aber auch, das wir 
seitens der Stadt zukeinem Zeitpunktals glaub- 
würdige Verhandlungspartner angesehen wur- 
den. Somit dienten alle Gespräche aus ihrer 
Sicht nur dazu, uns zu beruhigen und hinzuhal- 
ten. Zum anderen fügt sich für uns das Vorge- 
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hen der Stadt und des Landes, sowohl in 
Connewitz als auch außerhalb, in ein großes 
Bild genereller und pauschaler Kriminalisierung 
aller Projekte die nicht unter staatlicher Aufsicht 
und Kontrolle organisiert und durchgeführt wer- 
den. Dabei scheut man sich auch nie davor, 
immer wieder die Polizei zu mißbrauchen, die 
allein schon deshalb sauer auf uns sein muß. 
Überzogenes Auftreten und Äußerungen wie 
am 30.6.95 „... Verhaftungen, macht mehr Ver- 
haftungen |...“ seitens der Polizei sind also nicht 
verwunderlich, vielmehr erklärbar.Bezeichnend 
ist für uns, daß man sich wiederholt juristischer 
Hilfskontruktionen bedient und die im ange- 
zeigten $15, Gewerbeordnung vom Gesetzge- 
ber zugestandenen Spielräume dieser „Kann- 
Bestimmung“ nicht zu Verhandlungen mit uns 
nutzt. Wir streben eine einvernehmliche Lö- 
sung im Rahmen von Verhandlungen an. Bei 
diesen muß endgültig geklärt werden , unter 
welchen Bedingungen alternative’ Projekte in 
Leipzig überhaupt eine Chance haben. Der 
Unerträgliche Zustand des Hinhaltens muß 
aufhören und endlich Klartext geredet werden. 
Außerdem fordern wir das Land und die Stadt 
auf, uns als glaubwürdige Verhandlungspart- 
ner anzusehen. Das wir es sind, haben wir mit 
kreativer Arbeit auch außerhalb von Connewitz 
bewiesen. 
Nun sind die anderen am Zug! 


Presseerklärung unabhängiger Projekte 
Bezugnehmend auf die Ereignisse vom 30.06./01.07./02.07 
und 04.071995 in Leipzig 


Was schon seit längerer Zeit zu befürchten war 
(Umsetzung der Leipziger Linie) kam wie es 
kommen mußte: die Räumung der seit 1989 
bewohnten Wohnungen in der Leipziger 
Sternwartenstraße sollten nicht ein Einzelgang 
gewesen sein! 

Vielmehr ein Ausholen zum endgülti- 
gen Rundumschlag in der momentan eh dünn 
besiedelten Szene Leipzigs. Wir, die Nutzer- 
Innen des Grundstücks Weißenfelserstraße 49/ 
51 mußten dies heute auch an unseren Projek- 
ten spüren. Das Leipziger Ordnungsamt versie- 
gelte unter Aufsicht der Polizei und des 
Gewerbeamtes sämtliche Eingänge unserer 
Projekte. Wir verstehen dies vielmehr als sinn- 
loses Kräftemessen der Leipziger Ordnungs- 
und Polizeibehörden gegenüber uns als Nutzer 
dieses Geländes, was für uns und unsere Besu- 
cher mehr darstellte als eine mehr oder weniger 
illegale Kneipe (eine Unterstellung des Ord- 
nungsamtes) sondern einfach ein Territorium 
zum Ausleben kreativer Energien und Kräfte 
Leipziger Jugendlicher sein sollte. Wir verurtei- 
len hiermit aufs schärfste die Vorgehensweise 
des Leipziger Stadtrates und seines Oberbür- 
germeisters die BewohnerInnen dieser Projek- 
te auf die Straße zu setzen, ohne einen Versuch 
zu unternehmen sichin Verhandlungen ausein- 
anderzusetzen. Aber selbst das sollte unseren 
Herrn Oberbürgermeister nichtgenügen: schnell 
noch ein generelles Versammlungsverbot für 
die Innenstadt erlassen, ungezielt Festnahmen 
machen lassen (O-Ton Polizei: „..die 10 Leute 
müssen wir noch vollkriegen..“ ZW. mittlerwei- 


| 3 | leiters in der 
isbare Sätze des Einsatz 
an .“ _ Verhaftungen, macht 


Sternwartenstraße : 
mehr Verhaftungen ! ...“); und zum krönenden 


Abschluß noch schnell 3 Projekte in Plagwitz 
abgeräumt. Wir verurteilen die zum Teil blauäu- 
gige Berichterstattung Leipziger Medien über 
die Vorkommnisse des 30.06./01.07.95. Wir 
sind keine „sturzbetrunkenen“, „..mit Kühl- 
schränken werfenden“ Subjekte. Vielleicht soll 
te man seitens der LVZ nicht zuviel dem Polizei- 
bericht entnehmen - Yellowpress läßt grüßen 
Wir fordern : 
- sofortige Verhandlungen mit den Bewohnerl- 
nnen der Sternwartenstraße 
- sofortige Verhandlungen bzw. Duldung der 
Nutzer des Grundstücks Weißenfelserstraße 
49/51 
- sofortige Deeskalation in Auseinandersetzung 
mit BesetzerInnnen an" 
Leipzig - eine Kulturstadt? Schon jetz 
ist der Veranstaltungskalender Leipzigs lang- 
weiliger als das Postleitzahlenbuch - Hochkul- 
tur kontra Subkultur? Fakt ist, daß LeipzIgS 
Kultur in den letzten 5 Jahren nachhaltig durch 
seine „Connewitzer Szene‘ geprägt wurde, di 
allerdings mehr darstellt als nur Straßenschlach- 
ten, Demonstrationen etc., sondern vielmehr 
selbige Ereignisse ausgelöst wurden durch 
Repressivmaßnahmenwelche seitens .der Stadt 
erfolgten. Leipzig braucht neben etablierten 
und kommerziellen Veranstaltern auch diese 
Szene, welche Leipzigs Gesicht als Ganzes 
ausmacht. Jede Kultur und auch jede Musik- 
richtungistentstandenin diesen „subkulturellen“ 
Nischen welche von Randgruppen bevölkert 
werden. Wir wehren uns gegen die stän- 
digen Kriminalisierungsversuche, welche wir 
auchalseinen Teildieser staatlichen Repressiv- 
maßnahmen verstehen. Mitwelchem Ziel möch- 
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te man im Leipziger Rathaus bzw. Dresdner 
Innenministerium, Alternative als „potenzielle 
Terroristen“ abstempeln - vielleicht um von 
wahren Problemen abzulenken - vielleicht weil 
funktionierende Bürger leichter zu lenken sind 
als „selbstbestimmende" - oder vielleicht gera- 
de DESWEGEN? 

Tatsache ist, das in Leipzig NACH WIE 


VOR 25.000 (man bedenke diese Zahl, also 
noch mal in Worten: fünfundzwanzigtausend!!! 
) Wohnungen ungenutzt leerstehen (nur LWB- 
Eigentum). Nun liegt es an der Stadt etwas aus 
dem „gesicherten“ Wohnraum zu machen. 

In Memoriam : Ä 

SteWa, kopflos, BSE, narcosis 


Die Grande Nation testet sich selbst 


Mitterand, der sich in seiner Amtszeit alles 
andere als den Ruf eines engagierten 
Atomwaffengegners erworben hat, wehrte sich 
seit Beginn der Versuchspause im April 1992 
gegen Bestrebungen zur Wiederaufnahme der 
Atomtests. Diese waren zuletzt-von den Kon- 
servativen unter Balladur gefordert worden und 
schlugen sich schließlich auch als erklärtes Ziel 
im Wahlprogramm Chiracs nieder. Abgesehen 
davon, daß sich ein derartiger Wahnsinn nicht 
begründen läßt, kann auch die militärische Be- 
gründung der in Frankreich Herrschenden ad 
absurdum geführt werden: Als Ersatz für derlei 
Technologien existieren bereits moderne Com- 
puter-Simulationen (zumindest im fortgeschrit- 
tenen Forschungsstadium) in der USA. 

Sehr geschickt kündigte der französi- 
sche Präsident zunächst nur 8 Atomversuche 
an. Mit der-Begrenzung von Anzahl und Zeit- 
raum (September 95 bis Mai 1996) ermöglichte 
er besonders seinem persönlichen Freund Hel- 

‚mut Kohl samt Außenminister die Interpretati- 
on, die Tests stünden den derzeit in Genf 
laufenden Verhandlungen für einen umfassen- 
den (endgültigen) Atomteststoppvertrag nicht 
im Wege. Nichts anderes bedeutet die Erklä- 
rung, es handele sich um eine nationale Ange- 
legenheit des Partnerlandes Frankreich. Diese 
Seifenblase wird zerplatzen. Die Vorstellung, 
alle anderen Atommächte würden fleißig an der 
Endfassung des Vertrages arbeiten, während 
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das französische Militär munter weiter teste, ist 
geradezu absurd. 

Die Begrenzung der Zahl der Tests 
scheint auch aus einem anderen Grund ge- 
schickt erdacht: Der französische Botschafter 
in Neuseeland ließ mittlerweile durchblicken, 
Frankreich könne noch bis zum Abschluß der 
Verhandlungen um einen umfassenden Tests- 
toppvertrag weiter testen, und das kann noch 
bis zum Ende nächsten Jahres (oder länger) 
dauern. | 

Die Ankündigung neuer Atomtests wird 
zahlreichen Unterzeichnern früherer Abkom- 
men (begrenzter Teststoppvertrag von 1963, 
Atomwaffensperrvertrag von 1970) ausgespro- 
chen dreist erscheinen. Diese Dokumente for- 
dern die Schaffung eines vollständigen 
Atomteststoppvertrages und drücken das Be- 
kenntnis der Unterzeichner dazu aus. Obwohl 
diese Forderung seit über 30 Jahren besteht 
und obwohl die Vertreter vieler „Dritte-Welt“- 
Staaten den Abschluß der Teststoppverhand- 
lungen schon zur Bedingung für die Verlänge- 
rung des Sperrvertrages gemacht hatten, zer- 
stört die französische Regierung die Hoffnung 
auf ein Ende dieses besonders makabren Kapi- 
tels des Atomzeitalters. 

Doch der Protest zieht vom Pazifik aus- 
gehend nun auch in Europa weite Kreise. Inder 
letzten Juniwoche organisierte die deutsche 
Atomteststoppkampagne gemeinsam mit dem 


1 


BE; 


htestzentrum, 
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Demonstration vor dem französischen Kulturzentrum in Berlin. Unten:branchenübliches Schild, aufdem 
Arbeiter für das neue Testgebiet gesucht werden. 


in Genf ansässigen International Peace 
Bureau und der schweizerisch-franzö- 
sischen Anti-AKW-Organisation Contr- 
Atom eine Protestwoche anläßlich der 
in Genftagenden Abrüstungskonferenz. 
Unter anderem entrollten sie das „läng- 
ste Transparent der Welt“ von fast zwei 
Kilometer Länge, welches die farbigen 
Handabdrücke von 10000 Menschen 
gegen Atomtests trug. Zum 50. Jahres- 
tag des Atombombenabwurfs auf Hiro- 
shima und Nagasaki will die Atomtests- 
toppkampagne wieder nach Genf kom- 
men. 

Und während in Dresden beim 
Besuch eines französischen Konsuls 
symbolisch Atombomben gezündetwur- 
den, sperrten am Vortag des französi- 
schen Nationalfeiertages Mitglieder des 
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atomaren Planungsstabes des Aktions- 
bündnisses „Wir bomben auch“ (W.B.A.) das 
Gebiet um das Centre Culturel Francais in 
Berlin Unter den Linden ab - zwecks Errichtung 
eines französischen Atomtestzentrums. Die 
Bevölkerung wurde über die beginnenden Bau- 
arbeiten und die für 1996 geplanten Tests infor- 
miert. Neben einem Informationsblatt dienten 
dafür branchenübliche Bauschilder, die noch 
über Stellenangebote für Bauarbeiter, Sicher- 
_ heitskräfte und Fachpersonal im Bereich Krebs- 
fürsorge informierten. Um die Berliner an den 
Umstand zu gewöhnen, ab dem nächsten Jahr 
in einem französischen Atomtestgebiet zu woh- 
nen, wurde ein erstes Exemplar einer Atom- 
bombe vor dem Französischen Kulturzentrum 
deporiert. 

Doch die inweiße Papieranzüge geklei- 
deten Atomarbeiter zerstreuten sich dann plötz- 


lich in alle Himmelsrichtungen und ließen die für 
die Strahlensicherheit zuständigen Berliner 
Polizisten mit der Bombe allein. Nach anfängli- 
chem Fluchen suchten aber auch diese das 
Weite, und die Bombe verdutzte noch einige 
Tage die Passanten. 

Es bleibt zu hoffen, daß die Protest- 
kampagnen der vor allem basisorientierten, 
kleinen Aktionsbündnisse nicht durch die leidi- 
ge Auseinandersetzung in den Medien um das 
Für und Wider eines Boykotts französischer 
Produkte untergehen. Oder durch abstruse 
Positionen der Antideutschen / Antinationalen 
(vgl. telegraph 2/1995), wonach die Atomtests 
notwendig wären, um einer neuen Großmacht- 
politik Deutschlands entgegenzutreten. Sie 
knüpfen damit unmittelbar an die renationali- 
sierenden Politikvorstellungen rechtskonser- 


vativer Kreise an. 
Ekki Forberg. 


Eine Radioaktive Teufelsinsel 


Der Brite Matthew Whiting wurde zu Beginn der 80er Jahre als Soldat in das 
Straflager der französischen Fremdenlegion auf Mururoa geschickt. Sein im 
- „NRC Handelsblad“ vom 15 Juli 1995 Seite 3 erschienener Artikel über diese 
Zeit, der in gekürzter Version im Kai Guardian“ erschienen, wurde von M. 


Graf übersetzt. 
Als uns erzählt wurde, daß ein nuklearer Test 
stattfinden sollte, sank eine Totenstille über das 
Atoll. Alle Apparaturen wurden sicher in spezi- 
ellen Booten untergebracht und mit Tauen fest- 
gezurrt. Alle Schiffe wurden aus der Lagune 
gefahren und in „sicherem Abstand“ vor Anker 
gelegt. Fenster und Türen wurden geschlossen 
und alle Dokumente in Brandkästen unterge- 
bracht. Große und teure Maschinen, wie Kräne 
wurden auf speziell angelegte Brücken gefah- 
ren. Das Personal bekam eine hochgelegte 
Plattform zugewiesen. 

Diese Plattformen, sie glichen großen, 
stählernen Boxringen, mit Geländern wie Sei- 
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len um die „Teilnehmer“ darauf zu halten, ga- 
ben von oben Aussicht auf das Atoll, einen 
Streifen Sand, der in einer Bucht die Lagune 
umarmte. Sinn der Plattformen war es, die 
Menschen in dem Fall, daß die Insel in Folge 
der Explosion stark absinken sollte oder eine 
Flutwelle die Insel überschwemmt, sicher über 
dem Seespiegel zu halten. Ein Teil des Atolls 
war unterhalb des Meeresspiegels bereits ab- 
gebrochen; hunderte tote Fische waren da- 
durch angespült worden. Die Fremdenlegion 
hatte das alles aufzuräumen. 

Sobalddas Testgelände vorbereitetwar, 
mußte das Personal drinnen bleiben, bis der 


Befehl kam, auf die Plattformen zu steigen. Die 
Stille der Menschen, ihre zusammengeduckten 
Körper - ich vergesse nie die allgemeine Angst 
und Verstörung, als die enorme vernichtende 
Kraft der Explosion vor der Türe stand. Beim 
Klang der Sirene bekam jeder einen glasigen 
Blick in den Augen. Während wir uns an allem 
festklammerten - einmal sah ich einen Legionär 
mit einem Bild seiner Tochter in der Faust 
umklammert - begann die Erde zu grollen. 
Vierzig Kilometer Felsen, Sand, Bäume, Men- 
schen und Gebäude wurden wie Laub im Orkan 
hin- und hergeschüttelt. Die Plattformen 
schwankten ungefähr fünfzehn Sekunden hin 
und her, unsicher, als ob ihre Beine gebrochen 
wären. Schockwellen liefen über die gesamte 
Länge der Insel. 

Während meinem Aufenthalt auf 
Mururoa war die nächste Explosion gerade mal 
fünf Kilometer von der dichtbevölkerten „Zone 
de Vie“ [franz. Lebenszone, MG] entfernt, die 
entfernteste 22 Kilometer. Das Atoll ist über die 
gesamte Länge mit alten Teststellen durch- 
siebt. Ich selbst habe 52 gezählt. Sie sehen wie 
Grabsteine aus. 


Schutz 
Bevor eine Bombe auf der Teststelle losgehen 
konnte, mußte die Legion ein Betonfundament 
für die Apparatur gießen. Anderes militärisches 
Personal und die Wissenschaftler bohrten dann 
das Loch für die nukleare Ladung. Das Gelände 
veränderte sich daraufhin in eine Bienenstock: 
überall war Aktivität, überall stand elektroni- 
sche Apparatur aufgestellt. Es kamen Rohre 
aus dem Boden, Kühlleitungen standen aus 
merkwürdigen Containerkabinen hervor. Wir 
dachten, daß sie die Ladung auf eine Tiefe von 
tausend Metern abließen und dann mit Beton 
abschlossen. Es liefen allerlei Drähte zu einer 
rot-weiß angemalten Stellage, die in der Lagu- 


ne trieb. 


Die Wissenschaftler und das andere Personal 
trugen immer Schutzkleidung. An uns, die Le- 
gionäre, wurde nie irgendein Schutz ausgege- 
ben. Wir liefen in Khaki-Shorts und Turnschu- 
hen, oder, wennwir das Testgelände bewachen 
sollten, in Kampfanzügen umher. Das war dann 


_ nahe bei dem raketenförmigen Gegenstand mit 


dem sie die Bombe in das Loch abließen, 
welches sie aus dem Rückgrat der Insel ge- 
hackt hatten. 

Zwischen den Explosionen und der 
Wiederherstellung der Restederparadiesischen 
Insel waren wir konstant voller Angst und para- 
noid. Angst, Strahlungskrankheiten zu bekom- 
men und paranoid gegenüber jedem. Wir waren 
Zeugen der dunklen Seite der menschlichen 
Natur. Wenn der Mensch das der See und dem 
Tierreich antun kann, was sollte dann nicht mit 
uns geschehen können? 

Ich wurde am 17. November 1982 zu- 
sammen mit einem Dutzend Kollegen nach 
Mururoa geflogen. Vor unslag ein Jahr Zwangs- 
arbeit im Strafregiment, dem fünften Regiment 
Mixte du Pacifique. Wir kamen aus allen Ecken 
der Welt wo die Legion stationiert ist. Djibouti, 
Tschad, der Zentralafrikanischen Republik, 
Madagaskar, Französisch Guyana und, in mei- 
nem Fall, aus Korsika, vom Fallschirmjäger- 
Regiment der zweiten REP. 

Ich war im Juli 1980 zur Legion gegan- 
gen, nachdem ich ein Jahr bei der Britischen 
Light Infantry in Hong Kong probiert hatte und 
drei Jahre aussichtsloser Jobs in England hin- 
ter mir hatte. Aber 1982 hatte ich bereits genug 
von der willkürlichen Gewalt und den idioti- 
schen Traditionen. Ich holte aus und brach 
einem Vorgesetzten die Nase. Der Kriegsrat 
verurteilte mich zu einem Jahr Zwangsarbeit 
auf einer modernen Teufelsinsel, Mururoa im 
Süden des Stillen Ozeans. Zwischen dem 17. 
November 1982 und dem 17. November 1983 
habe ich fünfzehn unterirdischen Explosionen 
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beigewohnt. 

Mururoa ist ein kleines Atoll zwischen 
Australien, Neuseeland und Südamerika. Es 
liegt nur ein paar hundert Meilen von Tahiti. Die 
umliegenden Gewässer sind voller Haie: Das 
Atoll selbst liegt nur 3,5 Meter über dem Mee- 
resspiegel. Wie die meisten Atolle hat „Muru“ 
die Form des Buchstaben „C“. Von Spitze zu 
Spitze ist es ungefähr 40 Kilometer lang. Es gibt 
einen kleinen Militärhafen, eine Landebahn, wo 
alte Caravellen und DC 8-Flugzeuge Vorräte 
bringen - und Internierte. 

Im Straflager wohnten zwischen 100 
und 150 Männer, Bewacht wurden wir von drei 
Mannschaften zu je zwölf Mann, Offizieren und 
Militärpolizei, die freiwillig auf Mururoa dienten 
- und mit Schutzkleidung ausgerüstet waren. 
Auf dem Flughafen war uns aufgetragen wor- 
den, während des ganzen Jahres zu schwei- 
gen, es sei denn, wir bekämen den Befehl, den 
Mund auf zu machen. Ungefähr in der Mitte des 
Atolls liegt die Zone de Vie, wo wir nachts in 
engen Schlafbaracken liegend miteinander flü- 
sterten. Die Baracken hatten keine Gitter oder 
abgeschlossenen Türen. Aber selbst wenn wir 
entkommen sollten, wohin hätten wir gehen 
sollen. 

Das Atollistin Kilometer-Sektionen oder 
„Points kilom&triques“ (PKs) unterteilt. Entlang 
beider Seiten des einzigen Weges auf der Insel 


standen Verbotsschilder, die radioaktive Ge- 


biete auswiesen, die nur mit spezieller Zustim- 
mung betreten werden konnten. Wir Legionäre 
wurden oft gezwungen, ohne Schutz in diesen 
Gebieten zu arbeiten. 

Jeden Tag wurden wir um fünf Uhr 
morgens geweckt und.in eine bestimmte Kilo- 
meter-Sektion abmarschiert oder mit dem LKW 
abtransportiert, davon abhängig, was getan 
werden mußte. Der Weg, der von einer Spitze 
zur anderen führte, hatte keinen offiziellen Na- 
men. Unter uns war er als „Route ä Nulle Part‘ 
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(Road to Nowhere, nach dem Lied der Talking 
Heads) bekannt. Der Weg wurde von Stücken 
Korallen und Wassertümpeln umsäumt. Nie- 
mand durfte in die Lagune, aber wir wurden oft 
gezwungenin den radioaktiven Gebieten Eimer 
mit Wasser aus diesen Tümpeln zu füllen. So 
konnten wir unseren radioaktiven Zement mi- 
schen, mit dem wir die radioaktiven Risse im 
radioaktiven Weg reparieren konnten. 


Absinken 

Ein durchschnittlicher Tag war lang, heiß und 
anstrengend. Wir mischten Zement um Risse 
zu füllen, wobei wir lange Stangen einschoben 
und dann Beton eingossen. Oft mußte ich bis zu 
einer Tiefe von fünf Metern bohren um die 
Stangen einzubringen. Der Pressluftbohrer fraß 
sich in die Erde und besprühte mich und die 
Maschinerie mit nassem Sand und Korallen. 
Die Stangen und der Beton mußten dazu die- 
nen, die ganze Insel in einem Stück zusammen 
zu halten, obwohl ich mich dauernd bei dem 
Gedanken emischte, daß die Insel eines Tages 
in Stücke auseinander fallen würde und in die 
radioaktiven Tiefen des ansonsten so prächti- 
gen Stillen Ozeans versinken würde. 

Eines Tages war ich in einer „Zone 
Chaude“ [franz. heiße Zone, MG] am bohren, 
einem Gebiet, das als sehr radioaktiv ausge- 
wiesen war, als zwei Menschen erschienen, die 
inder gebräuchlichen Schutzkleidung gekleidet 
waren und Gasmasken trugen. Sie hatten beide 
Geigerzähler dabei, die mit Klebeband an den 
Enden von Krankenhauskrücken befestigt wa- 
ren. Während sie vorbeiliefen, fragte ich sie, bis 
zu welcher Tiefe sie Radioaktivität messen 
konnten. Einer antwortete, daß sie bis sieben 
Zentimeter messen konnten. „Aber ich bohre 
bis zu einer Tiefe von fünf Metern!“ Das sei 
Pech, sagten sie, aber daich Legionär sei, dürfe 
ich mir darüber nicht den Kopf zerbrechen. 

Im Laufe des Tages erzählten sie einem 


der Offiziere hiervon und ich wurde gründlich 
zusammengeschlagen, wobei ich mir eine ge- 
brochene Nase einhandelte. Wir waren bei 
PK 14 am Arbeiten und ich mußte den Rest der 
Woche die vierzehn Kilometer zur Zone de Vie 
jeden Abend in Begleitung der Militärpolizei 
rennend zurücklegen, zurück zur Zelle. 


Hai 
Ab und zu mußten wir unser Bedürfnis in einen 
Joghurtbecher verrichten und in Flaschen uri- 
nieren, die dann ins Centre des Experiments du 
Pacifique in Tahiti geschickt wurden. Wir haben 
nie etwas über die Resultate der Proben erfah- 
ren. Bevor ich Mururoa verließ, mußte ich in 
einem metallenen Apparat Platz nehmen, ei- 
nem Spektrometer, das die Strahlung in mei- 


nem Körper messen sollte, aber über das Er- 


gebnis habe ich nie etwas vernommen. 

Genauso wenig haben wir je etwas über 
die sechs Legionäre gehört die auf mysteriöse 
Weise verschwanden, nachdem sie Stücke ei- 
nes Hais gegessen hatten, den wir aus der 
Lagune von Mururoas „Schwester im Tod‘, 
dem Nachbaratoll Fangataufa mitgenommen 
hatten. Im September 1983 bekam ich den 
Befehl nach Fangataufa zu gehen - eine Stunde 
Fahrt mit dem Motorboot - um einige Pflanzen 
zu holen, die den vorsichtigen Versuch unter- 
nahmen, dort zu wachsen. Anscheinend waren 
der Korporal undich die ersten, die die Insel seit 
den 60er Jahren, als die Franzosen mit den 
atmosphärischen Tests - nuklearen Ladungen, 
die gezündet wurden, während sie an Ballonen 
hingen - betraten. 

Wir brachten einen kleinen Sandhai mit 
zurück nach Mururoa und die sechs Legionäre 
aßen ihn auf. Ungefähr sechs bis acht Wochen 
später wurden sie krank, übel und verwirrt. 
Eines Tages bemerkte jemand, daß wir sie 
schon einige Zeit nicht mehr gesehen hatten. 
Und wir haben sie auch nie wieder gesehen. Wir 


hatten dauernd Angst, daß wir auch verseucht 
worden waren, genau wie einige der blinden 
Katzen, die über das Atoll streunten. (Ein Kor- 
poral, der schwachsinnig geworden war, be- 
kam den Auftrag, das Atoll zu patroullieren und 
sie zu töten). 

Auf Mururoa hatte jeder einen guten 
Grund, nervös zu sein. Am Anfang bist du 
besorgt über die Strahlung. Du kriegst immer 
mehr Angst, bekommst Angstanfälle, aber auf 
die Dauer wirst du lethargisch. Jeder schlürft 
mit gebeugtem Rücken und hängendem Kopf 
durch den Staub: | cannot change the heat of 
the sun. Du findest dich damit ab, daß du 
wahrscheinlich an einer durch die Strahlung 
verursachten Form von Krebs sterben wirst. 
Inzwischen habe ich selbst Probleme mit den 
Drüsen und meiner Prostata und mein Haar ist 


sehr dünn geworden. Die einzige Angst, die du 


auf der Insel behältst, ist die vor der Legion. Ich 
bin mir dessen bewußt, daß ich nun auch da- 
durch mein Leben riskiere, daß ich über diese 
Sachen schreibe. 

Man konnte nie genau wissen, zu wel- 
chem Teil des Militärs jemand gehörte. Wäh- 
rend meines Aufenthaltes auf dem Atoll beka- 
men eine Anzahl Legionäre den Befehl, Unifor- 
men der französischen Marine anzuziehen und 
an Bord eines Schiffes einer Umweltaktivisten- 
gruppe zu gehen. Sie bekamen den Auftrag, 
bestimmte Apparaturen zu vernichten wie z.B. 
das Radar. Sie prahlten selbst, daß sie sich 
Besatzungsmitglieder „vorgenommen“ hätten. 
Das Schiff war die Pacific Peacemaker (von 
einer kleinen australischen Aktionsgruppe, die 
seit Beginn der 80er Jahre gegen Atomtests bei 
Mururoa, Tahiti und der amerikanischen Stadt 
Seattle protestierte, red.[NRC]). Es hinkte da- 
hin zurück wo es hergekommen war, nachdem 
es sich mit den Männern von Mururoa eingelas- 
sen hatte. 

„NRC Handelsblad“ vom 15 Juli 1995 Seite 3 
In gekürzter Version im „The Guardian“ 
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Nicht das System stabilisieren, 


sondern die Menschen 
Hinrich Garms zu den Forderungen nach 


Arbeitszeitverkürzung und Existenzgeld 


Vertreter der Regierungsparteientun sich gegenwärtig mit immer neuen und immertiffigeren 
Vorschlägen zur Beschneidung des sozialen Netzes hervor. Nichtsdestoweniger scheint die 
Öffentlichkeit kaum beunruhigt zu sein. Die Gewerkschaften reagieren schlapp und defen- 
siv. Die vielgerühmte „Leidensfähigkeit der ostdeutschen Bevölkerung“ ist immer noch 
nicht zu Ende. Erfrischenden Wind brachte jetzt der Reader „Alarm im Freizeitpark“ 
wenigstens für die paar Leutchen, die ihn zu Gesicht bekamen. Kritische Betriebsräte, 
Gewerkschaftler, Erwerblose und SozialhilfeempfängerInnen diskutierten über „Arbeitsplatz- 
schaffende Arbeitszeitverkürzungen mit vollem Lohnvergleich“ 

Wir sprachen mit Hinrich Garms, der zum Bündnis kritischer GewerkschafterInnen 
Ost/West gehört. Der Westberliner ist 37 Jahre alt, Diplomsoziologe und arbeitslos. 


telegraph: Herr Blüm hat sich unlängst 
mit der Äußerung hervorgetan, daß 
künftig Arbeitslosengeld an Arbeitslose 
nur noch in der Höhe ausgezahlt wer- 
den solle, den er gegenwärtig auf dem 
Arbeitsmarkt hat. 

Hinrich Garms: Ich habe mal versucht, 
alles was es durch die Nachrichten an 
Forderungen gab, für mich zu systema- 
tisieren. Die Mediendiskussion hängt 
sich natürlich an dieser Forderung der 
Arbeitstosenhilfe zum „Marktwert“ des Ar- 
beiters auf. Aber es gibt darüber hinaus 
noch eine Reihe von Forderungen. Die- 
se Äußerungen stehen ja nie in Zusam- 
menhang. Jeden Tag kommt etwas 
Neues heraus, das ist diese Medienpo- 
litik. Es werden Sachen gesagt, die sich 
teilweise widersprechen, aber insge- 
samt einen Sinn ergeben. Zum einen ist 
da die alte Forderung, die Arbeitslosen- 
hilfe auf zwei Jahre zu begrenzen. Das 
ist noch nicht vom Tisch, wenn auch 
viele glauben, daß die SPD das schon 
verhindern wird. Das zweite ist, daß 
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'Alternativbewegung, die jobben. 


Arbeitslosenhilfe, die nach 5 1/2 Mona- 
ten versicherungspflichtiger Arbeit aus- 
gezahlt wird, ersatzlos gestrichen wird. 
Das ist wichtig für viele junge Leute, die 
nach einem Praktikum arbeitslos wer- 
den, nach Wehrdienst oder Zivildienst, 
oder auch für viele Leute in der 
Man 
muß dann also immer erst ein Jahr 
malochen, um überhaupt Unterstützung 
zu kriegen. Herr Waigel hat dazu mal im 
Fernsehen im Rahmen der Volks- 
verdummung gesagt: „Leute, die nichts 
eingezahlt haben, sollen auch nichts 
kriegen!“ Das weitere ist, daß Vermö- 
gen oder Einkommen z.B. aus Miets- 
häusern angegriffen werden. Die Leute 
müssen nicht mal reich sein: es gibt ja 
auch die Leute auf dem Lande, die 
Zimmer in ihrem Einfamilienhaus ver- 
mieten. Diese Einkünfte sollen ihnen 
von der. Arbeitslosenhilfe abgezogen 
werden. Das ist ein Paket, das die 
Sache undurchsichtiger macht, als wenn 
es heißen würde, daß jetzt 1% gestri- 


chen werden. Solche 
würden mehr Widerstand hervorrufen, 
als diese Maßnahmen. 

Die Maßnahmen sickern natür- 
lich nur nach und nach durch. Zum 
einen ist das eine gewisse Hilflosigkeit. 
Die Regierenden wissen selbst nicht, 
wo sie sparen sollen. Zum anderen ist 
das Medienpolitik. Sie wollen wissen, 
wie groß der Widerstand bei den ver- 
schiedenen Punkten wird. 
telegraph: Aber das ist natürlich der all- 
gemeine Gang. Jemand läßt einen Ver- 
suchsballon los. Dann kakelt die Öf- 
fentlichkeit herum. Später kommt es 
etwas anders... 

. Hinrich Garms: ... aber es kommt doch. 
Sie ziehen zum Teil die Vorschläge 
heraus, die sie vor zwei Jahren nicht 
durchgekriegt haben, zum Beispiel die 
Begrenzung der Arbeitslosenhilfe, die 
vor zwei Jahren unter der Nummer 
Solidarpakt schon mal im Gespräch 
war. 

telegraph: Was dieses System und das 
DDR-System miteinander gemeinsam 
haben, ist die auffällig häufige Benut- 
zung des Wortes „Solidarität“. 

Hinrich Garms: Vor allem, wenn sie gar 
nicht angewandt wird. „Solidarität“ ist 
mittlerweile ein rechter Kampfbegriff 
geworden. Jede Entsolidarisierungsmaßnahme 
wird mit Solidarität umschrieben. 

Die Absicht, die hinter dem gegenwär- 
tigen Mediengetöse steckt ist, denke ich, das 
Ganze schärfer anzuwenden als bisher. Bisher 
war es den Arbeitsämtern überlassen. Wenn es 
zum Beispiel in der nächst niedrigeren 
Qualifikationsstufe keine Arbeit gibt, ist 
ein Herunterstufen sinnlos, beispiels- 
weise bei einem Soziologen. Jetzt geht es 
darum, das verstärktsoanzuwenden, daßgleich 
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Streichungen - 


bei Empfang der Arbeitslosenhilfe - ob nun z.B. 
nach sechs oder nach drei Monaten - die Ar- 
beitslosen entwertet werden. Das ist zum einen 
eine Repressionsmaßnahme, zumanderengeht 
es darum, massig Geld zu sparen, bei jedem 
Arbeitslosen bestimmt 100 oder 200 Mark. 
telegraph: Der andere Punkt ist sicher der 
wesentliche für die Unternehmen: Daß die 
Arbeitsmarktpreise weiter gedrückt werden. 
Hinrich Garms: Zynisch könnte man sagen: 
„Leistung muß sich wieder lohnen!“ Das ist das 
Motto der Konkurrenzgesellschaft. Wenn sich 
Leistung nicht mehr lohnt, weil die Löhne zu 
niedrig sind, dann wird eben die Arbeitslosen- 
hilfe und Sozialhilfe noch niedriger angesetzt. 
Dann sind die Leute auch mit Jobs zufrieden, 
die wenig Lohn bringen. Das Widersprüchliche 
ist, denke ich, daß in einer Gesellschaft, in der 
immer wieder erklärt wird, daß es zu wenig 
Arbeit gibt, gleichzeitig versucht wird, die Leute 
zur Arbeit zu mobilisieren. Das ist ein Wider- 
spruch in sich, der sich in diesem System nicht 
‚auflösen wird. 

telegraph: Überraschend war ja andererseits, 
daß versucht wurde, die Sache sehr niedrig zu 
kochen. Ich glaube, in der „Tagesschau“ war 
die Blüm-Äußerung erst die fünfte oder sechste 
Meldung. Am übernächsten Tag war gar nichts 
mehr zu hören. Offensichtlich hat man doch 
etwas Angst vor den Folgen. Der größere Teil 
der ostdeutsche Bevölkerung steht auf Arbeits- 
losenunterstützung oder -hilfe, wenn nicht so- 
gar auf Sozialhilfe. Die Frage ist, wann ihre 
‚Geduld endlich mal zu Ende ist. 

Hinrich Garms: Das Problem der Arbeitslosig- 
keit ist ja nichts Neues. Spätestens seit den 
Krisen 1975/76 oder 81/82 ist das Phänomen 
bekannt. Bisher wurde das damit bemäntelt, 
daß es nur bestimmte Berufsgruppen trifft, die 
sowieso eine schlechte Ausbildung gewählt 
hätten. Spätestens aber seit der sogenannten 
Wiedervereinigung ist die Arbeitslosigkeit im 
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DAS IST SCHO ER 
DRITTE Rn DE 
ICH ALS ARBEITSLOSER | 


Osten massenhaft und tritt jetzt auch im We- 
sten verstärkt auf. Die „Leidensfähigkeit der 
Bevölkerung“ weiß ich nicht einzuschätzen. Ich 
denke, ein Problem während der Arbeitslosig- 
keit besteht darin, daß die Zuschreibung immer 
individuell erfolgt.-Bei der Beratung von Ar- 
beitslosen habe ich die Erfahrung gemacht, 
daß viele das Problem auch bei sich selbst 
sehen und aus diesem Grunde schon eine 
Solidarisierung verhindert wird. 

Aber das ist nicht die einzige Tendenz. 
Es gibt Untersuchungen, daß Arbeitslose trotz 
ihrer schlechten Situation hauptsächlich linke 
Parteien wählen. Das steht jedenfalls im Kon- 
trast zu den verbreiteten Befürchtungen, daß 
solche Konflikte immer nach rechts führen. Es 
gibt natürlich auch kleine Ansätze von Arbeits- 
losen, Arbeitslosenzentren oder Beratungs- 
zentren zu gründen oder Alternativprojekte auf- 
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zubauen. 

Das umfaßt leider nur einen ganz klei- 
nen Teil der Gesellschaft. Ich habe ein Jahr im 
Land Brandenburg gearbeitet. Geradeim Osten 
habe ich die Beobachtung gemacht, daß, weil 
früher Vollbeschäftigung herrschte, viele nichts 
mit der neuen Situation anfangen können und 
psychisch blockiert sind. 
telegraph:Injedem Fallhaben die Arbeitslosen- 
verbände einen relativ geringen Zuspruch. Wie- 
viel dieser Initiativen gibt es derzeit in Deutsch- 
land? 
Hinrich Garms: Als Verband gibt es nur den 
Arbeitslosenverband in Ostdeutschland. Es gibt 
aber sehr viele lockere Zusammenschlüsse 
von Arbeitslosen im ganzen Land. Zum Beispiel 
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Initiativen 
gegen Erwerbslosigkeit und Armut, die 
Bundearbeitsgemeinschaft der Sozialhilfeem- 


pfängerInnen, die auch zusammenarbeiten, si- 
cherlich auch Zusammenschlüsse von Alterna- 
tivprojekten, die zu den selben Themen arbei- 
ten. Verbändeim Sinne von VereinenmitSchatz- 
meister und Vorstand gibt es im Westen keine. 
telegraph: Dieser ostdeutsche Arbeitslosen- 
verband soll weitgehend von der PDS bestimmt 
sein? 

Hinrich Garms: Das sehe ich nicht ganz 
so. Es sind natürlich einige Mitglieder 
zugleich auch Mitglied der PDS, viele 
sind in der SPD, manche parteilos. 
Meine Vermutung ist eher, daß bei eini- 
gen Leute, die in der PDS und im 
Arbeitslosenverband sind, ein zentrali- 
stisches Denken vorherrscht, daß sich 
an DDR-Normen orientiert. Aber Du 
wirst kaum einen .Verein oder Verband 
in Ostdeutschland ohne PDS-Leute fin- 
den. 

telegraph: Die Aussichten auf eine Arbeitslo- 
senbewegung ähnlich der früheren Arbeiterbe- 
wegung sind vorerst sehr gering? 

Hinrich Garms: Zunächst einmal ja. Vielleicht 
wird es einige kleine Bewegungchen geben. 
Widerstand ist möglich. Es ist auch die einzige 
Möglichkeit, sich gegen die drohenden Kürzun- 
gen zu wehren. Ich habe aber die Befürchtung, 
daß viele andere Faktoren entgegenwirken, 
beispielsweise die Schwäche der Linken, die 
eine solche Entwicklung nicht vorantreibenkann. 
Außerdem hat ein Arbeitsloser, wenn er sich 
ständig darum kümmern muß, wo das Geld her 
kommt, nur noch wenig Möglichkeiten, darüber 
hinaus Interessen zu verteidigen. | 
telegraph: Während die Gewerkschaften sich 
im Wesentlichen damit beschäftigen, denjeni- 
gen, die noch Arbeitsplatzbesitzer sind, höhere 
Löhne zu verschaffen, bzw, wenigstens die 
Nominallöhne zu halten. Oder sich sogar in 
Teile der Betriebshierarchie verwandeln und 
den Personalabteilungen Arbeit abnehmen. 
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Hinrich Garms: Ja, diese Tendenz ist einer- 
seits neu, anderseits nicht so neu. Was nicht so 
neu ist, ist die Orientierung der Gewerkschaf- 
ten auf die lebenslange Erwerbsbiographie. 
Wenn man lebenslang in einem Betrieb st, 
kümmert man sich auch ein bißchen um die 
Angelegenheiten des Betriebes. Neu ist die 
Bezeichnung Co-Management. Daß, um aus 
bestimmten Krisen herauszukommen -im Osten 
die Privatisierungs- und Konkurskrise - Unter- 
nehmensleitung und Gewerkschaften, bzw. Be- 
triebsräte Hand in Hand gehen. Beispielsweise 
passiert es, daß Betriebsräte gegenüber einer 
„inkompetenten Geschäftsführung‘ Vorschlä- 
ge machen, wie der Betrieb weiter laufen soll. 
Das steht in Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung der „lean-production“. 

telegraph: Erkläre bitte mal den Begriff „lean 
production“, MI. 
Hinrich Garms: ‚Schlanke Produktion 
bedeutet Auslagerung von verschiede- 
nen Bereichen und Abteilungen und Zu- 
lieferarbeiten aus der Fabrik, Kosten- 
minimierung, finanzielle Eigenständig- 
keit der verschiedenen Bereiche und Ab- 
teilungen und schließlich, daß das 
tayloristische Fließbandprinzip aufge- 
hoben wird und stattdessen Gruppen 
von Arbeitern beispielsweise eine gan- 
ze Straßenbahn zusammenbauen. Die- 
se Gruppen arbeiten mit anderen z.B. in 
teilautonomen Gruppen” zusammen, die wie- 
der Vor- oder Nachprodukte herstellen. 
telegraph: Im Reader zu ersten Arbeits- 
treffen von kritischen Betriebsräten, Ge- 
werkschaftern, Erwerbslosen und 
SozialhilfempfängerInnen - ein Treffen, 
das Du mitgemacht hast - wurde dieser 
Punkt ja noch einmal deutlich ausge- 
führt, daß die Gruppenarbeit nicht zu 
dem Wohlbehagen führt, das immer 
geschildert wird. Gruppenarbeit wird den von 
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Unternehmern zur Erhöhung der Produktivität geneinander arbeiten müssen, verlieren viele 
eingeführt und bringt deshalb für die Lohnab- aus den Augen. Die Atomisierung wird, kann 
hängigen mehr Ausbeutung und Streß. man sagen, auf eine neue Stufe gehoben. 

Hinrich Garms: Das Perverse ist, daß Leute, telegraph: Wir hatten im letzten „telegraph“ bei 
die z.B. 12 Stunden ackern und in Ostdeutsch- einem Interview über den Widerstand in Mexiko 
land froh sind, daß sie ackern können, sich den interessanten Punkt, daß der Widerstand 


dabei wohl fühlen. Das ist die 
eine Seite der Medaille, die 
Modernisierungsgewinner. 
Dann gibt es Leute, die bei die- 
sen Prozessen rausfallen, z.B. 
Behinderte, Jugendliche, Frau- 
en. Ausländer sind in ostdeut- 
schen Betrieben nicht das Pro- 
blem, denn die sindschonweg. 
telegraph: Was mich an der 
lean-production erschreckt, ist, 
daß sich in der Sozialstruktur 
etwas durchsetzt, was dieser 
Modernisierungsstufe des Ka- 
pitalismus entspricht, das ato- 
misierte, kommunikations- 
unfähige Individuum, das aber 
dennoch zuschöpferischenlLei- 
stungen im Sinne der Unter- 
_ nehmen befähigt wird. Das 
macht die Hoffnung auf eine 
Alternative, auf eine für die 
Leute unerträgliche Situation, 
die Änderungen nötig macht, 
immer geringer. 

Hinrich Garms: Es gibt natür- 
lich auch viele Leute in den 
Gewerkschaften, z.B. in der IG 
Metall, und innerhalb der Lin- 
ken, die viel Hoffnung in diese 
Gruppenarbeit setzen, weil sie 
dort Ansätze zur Solidarisierung 
sehen. Diese Hoffnung teile ich 
nicht. Daß in diesen Gruppen 
Konkurrenz untereinander 
herrscht und die Gruppen ge- 
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dort so nachhaltig ist, weil diese Dörfer ökono- 
misch selbständig sind, Subsistenzwirtschaften 
sind. Daher können sie auf Druck direkt und 
solidarisch reagieren, während Industriearbei- 
ter von den Unternehmern her verfaßt sind. Sie 
werden zunächst einmal von den Unterneh- 
mern organisiert. Das ist ihr Problem, ihre 
Achillesferse. 
Hinrich Garms: Ja, und wenn man das weiter- 
führt und über Arbeitslosenorganisation spricht, 
sollte man über Selbstorganisation nachden- 
ken. Ich kenne die Modelle, die existieren, nicht 
so detailliert, beispielsweise das, was in Eng- 
land gemacht wird. Aber es wird jedenfalls an 
einigen Orten versucht, aus der Notheraus eine 
Subsistenzwirtschaft aufzubauen. Die Frage 
ist, inwieweit das das Bewältigen der Notsitua- 
tion überschreitet. Es gibt auch in Berlin- 
Prenzlauer Berg und Berlin-Kreuzberg 
Alternativbetriebe und Tauschringe. Bloß ist 
das für die breiten Schichten von Arbeitslosen 
bis jetzt nicht vorstellbar. Ich kann mir nur 
denken, daß die Arbeitlosen, wenn sie auf 
Grund der Kürzungenkeine Unterstützung mehr 
vom Staat bekommen, sehen müssen, woher 
sonst sie ihr Geld bekommen. Dann wird es 
auch zu einer ökonomischen Selbstorganisie- 
rung kommen. Die Frage ist, inwieweit das eine 
Defensivhaltung ist oder darüber hinaus gehen 
kann.. Wird daraus ein anderes Verhältnis zum 
Geld entspringen oder dienen solche Versuche 
nur dazu, die Armut zu verwalten? 
telegraph: Ich entdecke als ehemaliger DDR- 
Bürger immer mehr, in welch hohem Grade 
diese Gesellschaft durch dieses Geld geprägt 
ist, wie sehr da gesellschaftliches Sein gesell- 
schaftliches Bewußtsein bestimmt. Ich sehe 
reihenweise meine Freunde wegbrechen oder 
Verhalten zeigen und Meinungen äußern, über 
die sie vor Jahren noch den Kopf geschüttelt 
hätten. Ich denke schon, daß es ein wichtiger 
Punkt wäre, von diesem Geld als Wertmaßstab 
wegzukommen, eine selbstbestimmte Produk- 
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tion zu entwickeln. Andererseits bleibt die Fra- 
ge, was kleine Alternativbetriebe bewirken kön- 
nen, die sich auch innerhalb einer kapitalisti- 
schen Wirtschaft verhalten müssen. Das mer- 


. ken wir auch mit unserer Zeitschrift, dem 


„telegraph“. 

Hinrich Garms: Es gab die Versuche von 
Gewerkschaftsseite, die ja auch schmählich 
gescheitert sind, zum Beispiel die Neue Hei- 
mat. Die sind ja auch aus Unterstützungskas- 
sen und Wohnungsbaukassen entstanden. Sie 
sind den kapitalistischen Weg gegangen. Die 
Frage ist, wieweit dies auch anders geht. 
telegraph: Das waren natürlich sehr große 
Strukturen. Die Genossenschaften waren of- 
fensichtlich interessant und relevant für die 
Mitglieder, solange ihre Strukturen einsichtig 
und unmittelbar waren, aber ab den zwanziger 


- Jahren, als sie sich etabliert und bürokratisiert 


hatten, konnten sie außer grundsätzlichen Sym- 
pathien nichts mehr auslösen. - 

Hinrich Garms: Auch die Arbeitslosenversi- 
cherung selbst ist ja meines Erachtens auf 
Grund einer Fehlentscheidung der Arbeiter- 
klasse an den Staat übertragen worden. Dieje- 
nigen, die sich an Lasalle und Konsorten orien- 
tiert haben, haben die ehemaligen Unterstüt- 
zungskassen sozusagen an Bismarck verkauft. 
telegraph: Das ist eine interessante Geschich- 
te.-Die Arbeitslosenversicherung ist ja mitnich- 
ten von der SPD eingeführt worden, sondern 
von der CDU in der Bismarckschen Tradition 
der staatlichen Sozialgesetzgebung. Diese Ar- 
beitslosenversicherung scheint eine ziemlich 
systemstabilisierende Funktion zu haben. Ihr 
fordert in Eurem Reader neben der gleichmäßi- 
gen Verteilung von Arbeit durch Arbeitszeitver- 
kürzung ein Existenzgeld für alle. Die Frage ist, 
ob dieses Existenzgeld, das ihr fordert, nicht 
zum gleichen Ziel führt: zu einer System- 
stabilisierung in der ersten Welt. Denn daß die 
Dritte Welt das Existenzgeld bekommt, ist wohl 
nicht aktuell. 
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Hinrich Garms: Natürlich muß die Forderung 
international gedacht werden. Das drückt sich 
auch darin aus, daß man bestimmte Leute nicht 
ausgrenzen will, die jetzt nach dem Leistungs- 
gesetz ausgegrenzt sind. Man muß auch an die 
Asylbewerber denken, die jetzt nur noch diese 
Gutscheine bekommen. Sicherlich wird in der 
Dritten Welt nicht gleich das Existenzgeld auf 
deutschem Niveau ausgeschüttet werden. Von 
wem auch? Abermanmußsointernationalistisch 


denken, daß man natürlich die Beseitigung von 


Armut und die gerechte Verteilung von Arbeit 
und Subsistenz überall auf der Welt im Kopfe 
hat. Ä 

Noch mal zur Arbeitslosenversicherung. 
Es besteht und bestand in den achtziger Jahren 
die Forderung von Arbeitsloseninitiativen: Ar- 
beitslosenversicherungen zurück in die Hände 
der Gewerkschaften und der Arbeitslosen. Das 
ist sicherlich kein systemsprengender Schritt. 
Wenn die Armut erst einmal innerhalb des 
Systems beseitigt wird, fände ich das auch gut. 
Aber ich glaube das nicht, daß das in diesem 
System geschehen kann, weil dieses Arme und 
Arbeitslose braucht. Es geht mir nicht darum, 
das System zu stabilisieren, sondern die Men- 
schen. Aus der Armut entsteht nicht automa- 
tisch Kampfbereitschaft. Der Kampf vieler Ar- 
mer wendet sich gegen sich selbst oder nach 
innen. Wenn man Leute.das politische Agieren 
ermöglichen will, brauchen sie ein Grundein- 
kommen und eine Grundlage, ihr Leben selbst 
gestalten zu können. 
telegraph: Eure Forderung nach gleichmäßi- 
ger Verteilung von Arbeit durch Arbeitszeitver- 
kürzung zum einen und zum anderen einem 
Existenzgeld für alle würde natürlich zunächst 
mal guten Willen auf Seiten der Gewerkschaf- 
ten, und größere Kraft für sie und die 
Arbeitslosengruppen, aber auch halbwegs ein- 
sichtsfähige Herrschende voraussetzt. Alle drei 
Voraussetzungen sind zur Zeit nicht gegeben. 
Hinrich Garms: Mit den einsichtsfähigen Herr- 
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schendenist das so eine Sache. Sie werden nur 
unter Druck einsichtsfähig. Aber wenn ein Druck 
entstehen soll, kann der nur auf Grund von 
zukunftsweisenden Forderungen aufgebaut 
werden. Eher als mit abgenutzten Parolen wie 
„Weg mit der Arbeitslosigkeit!‘. Wir haben ei- 
nen Ansatz gebracht, der vielleicht kritisierbar 
ist. Das war auch nichts Neues, sondern eher 
ein Systematisierung. Man muß radikale Ar- 
beitszeitverkürzung fordern, und das wird ja 
auch getan. Andererseits muß aber auch eine 
Grundsicherung eingeführt werden. Aus politi- 
schen, aber auch aus humanistischen Grün- 
den. Wenn man das Armutspotential sieht, die 
Obdachlosen in den U-Bahnen, dann müßte 
sich eigentlich jede Gesellschaft darum küm- 
mern, dieses Problem zu beseitigen. Aber die 
Parole kann nicht heißen „Weg mit Obdachlo- 
sigkeit!“, sondern „Her mit Wohnungen, her mit 
Existenzgeld und Grundsicherung!“ Die Forde- 
rungen allein bringen es natürlich auch nicht, 
aber man macht immer einen Schritt, von dem 
man meint, daß er iin die richtige Richtung weist, 
und versucht dann weitere Schritte anzuknüp- 
fen. 

telegraph: Und aus diesen Forderungen kann 
eine Bewegung entstehen? 

Hinrich Garms: Wir maßen uns nicht an, Be- 
wegungen loszutreten. Bewegungen werden 
irgendwann entstehen und sie werden sich an 
bestimmten Kristallisationspunkten äußern. Uns 
geht es zunächst mal darum, bestimmte Dinge 
in Erinnerung zu behalten, die schon einmal 
gedacht und gefordert wurden wie Existenzgeld 
und Arbeitszeitverkürzung und die Brücke zu 
schlagen zu etwas, was vielleicht später einmal 
entsteht. Angesichts der gegenwärtigen sozia- 
len Verhältnisse kann man entweder resignie- 
ren oder nach etwas Neuem suchen. Wir sollten 
jedenfalls nicht resignieren! | 


Das Gespräch führte W.Rüddenklau 
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Keine Tränen für Tschetschenien? 
Unfähigkeit oder bewußte Desinformation - über die 


eigentümliche Rußlandberichterstattung der ‘jungen welt’* 


„Die TschetschenInnen haben halt Pech, daß sie keine KurdInnen sind“, rutscht es einem. 
fast heraus, denn, so makaber Leichenzählen auch immer sein mag, dort (in Kurdistan) wird 
„bereits“ bei 2000 Toten von einem totalen Krieg geredet.(R. Ofteringer, Schwarzer Faden 
1/94) Nicht so in Tschetschenien, wo das militärische Vorgehen der zweitstärksten Armee 
der Welt, das von Anfang an einen Vernichtungskrieg gegen die tschetschenische Bevölke- 
rung miteinkalkulierte, vom junge welt-Leitartikelschreiber Elsässer mit einem BGS Einsatz 


- in Kreuzberg (!) verglichen wird. 


Bei all dem menschenverachtenden Zynismus, 
der in diesem Vergleich steckt, offenbart er 
gleichzeitig den totalen Verlust menschlich- 
emanzipativer Werte und ein Denken in geopo- 
litischen Kategorien, das Deutschland als Maß 
aller Dinge absolut setzt: „Deutschland ist die 
‚Schwächung des Zusammenhaltes der Russi- 
schen Föderation ein spezielles Anliegen: Wenn 
die Tschetschenen einen’eigenen Staat prokla- 
mieren können, warum dann die Wolga- 
deutschen, deren Möchtegern-Republik gleich 
um die Ecke liegt, nicht auch.“ (Jürgen Elsäs- 
ser, „Keine Träne für Tschetschenien“) Doch 
hier irrt Elsässer, denn erinnert sich mensch der 
Reaktionen deutscher Politiker auf den 
Tschetschenien-Krieg, dann wird deutlich, daß 
Kohl seinem Saunafreund Boris zu keinem Zeit- 
punkteine Rückendeckung versagthat. Wie die 
Äußerungen führender Politiker bestätigen, ist 
für Deutschland und die USA ein starkes Ruß- 
land als regionale Ordnungsmacht von Interes- 
se. Die Zustimmung der USA, Rußland könne 
mit seinem Hinterhof so verfahren, wie die USA 
mit ihrem, gab Clinton bereits Anfang 1994. 
Erst als der „Kuhhandel“ Tschetschenien ge- 
gen die Osterweiterung der NATO nicht auf- 
ging, hatte der Krieg, der mittlerweile über 
60.000 Tote gefordert hat, eine Chance, wieder 
stärker in die Medien zu gelangen. 
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W. Pirker in den „Eurasischen Weiten“ 
Ein andererjunge welt-Schreiber, der „Rußland- 
experte“ Werner Pirker, entpuppt sich bei der 
Beurteilung des Tschetschenien-Krieges sogar 
als klassischer Staatsrechtler: “Keine Frage 
das <unabhängige> Tschetschenien istein Teil 
des russischen Staates“, beginnt er seinen 
Artikel. Wie es das geworden ist, nämlich in 
einem klassischen Kolonialkrieg, verrät uns 
Pirker nicht und so fällt es ihm leicht - völlig 
unschuldig - „antirussische Ressentiments“ als 
angebliche Gründe für die tschetschenische 
Unabhängigkeitserklärunganzuführen.Werdas 
vor 30 Jahren der algerischen Bevölkerung 
untergeschoben hätte, d.h. den Unabhängig- 
keitskampf mit antifranzösischen Ressentiments 
abzuqualifizieren, der hätte wohl zu Recht et- 
was mehr als den Verlust seiner Glaubwürdig- 
keit zu befürchten gehabt. 

Pirker wird zum Anwalt der „1000-jähri- 
gen russischen Staatlichkeit“, indem er in ei- 
nem anderen Artikel („Reich des Bösen‘, jw23. 
Oktober) Rußland ein legitimes Interesse ein- 
räumt, einen angeblichen „Flächenbrandin den 
eurasischen Weiten“ zu verhindern. Damit qua- 
Iifiziert sich Pirker zum Sozialdarwinisten, denn 
die Legitimität von der er spricht, ist nichts 
anderes als das Recht der Stärkeren, denen es 
gelang, ihren Staat über die Jahrhunderte im- 
mer weiter nach Süden und Osten auszudeh- 
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nen und dabei zahlreiche Völker in z.T. lang 
andauernden, blutigen Kriegen zu unterwerfen. 

Immer dann, wenn Pirker zu seinem 
neuen Lieblingswort - „den eurasischen Wei- 
ten“ - greift, spürt mensch förmlich, wo das 
ehemalige KPÖ Mitglied seinen verdrängten 
Nationalismus auslebt. Nach der Devise: „Was 
früher gut war, kann heute nicht schlecht sein“, 
existieren für Pirker die deutlichen neo- 
imperialistischen Tendenzen der russischen 
(‚Nahen“)-Außenpolitik nur in der Imagination 
der „ewigen Antikommunisten“. So schreibt er 
etwa einen Monat vor Ausbruch des Tschet- 
schenien-Krieges, das Schlagwort der russi- 
schen Nationalpatrioten benutzend: „Die 
Russophobie läßt auch das <neue Rußland> 
nicht ungeschoren. Das <rote Imperium ist im- 
mer und überall>, lautet das gängige Interpre- 
tationsmuster. Ob im tschetschenischen Bür- 


26 


AR rn 2 d IR a A nk Pu; 
Er u 2 
Massengrab in Grosny. "BGS-Einsatz in Kreuzberg"? 


+ 
NER 


gerkrieg, im Konflikt zwischen Osseten und 
Inguschen, im Sezessionskrieg der Awchasen 
von dergeorgischen Zentralmacht, aufderKrim, 
in Transnistrien oder Tadschikistan: überall wird 
die Lange Hand Moskaus vermutet, die Rache 
des bösen Reiches.“ (W. Pirker, „Reich des 
Bösen‘) Mit dieser Art von Journalismus bleibt 
Pirker nicht nur jeglichen Beweis für eine Nicht- 
beteiligung Rußlands an den genannten Krie- 
gen und Konflikten schuldig, sondern er de- 
monstriert, stellvertretend auch für einen Teil 
der deutschen Linken, seine Hilflosigkeit und 
seinen Zynismus angesichts einer komplexen 
Wirklichkeit, die er in alter Manier auf den 
Dualismus Kommunismus-Antikommunismus 
reduziert. 
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Rot-Braun zu Ende? 


Neben der ungeheuerlichen Legitimierung des: 


Tschetschenien-Krieges durch junge welt-Re- 
dakteure, diente ihnen der Krieg gleichsam 
auch dazu, ein angebliches Ende der Rot-Brau- 
nen Koalition zu verkünden: „Die alten Konstel- 
lationen - hier der demokratische, prowestliche, 
kapitalistische Block, dort die rot-braune Allianz 
- gelten nicht mehr. Demokratische Überzeu- 
gung trennt sich von demokratischer Demago- 
gie. Die prosozialistischen Kräfte,..., wenden 
sich gemeinsam mit Gaidar gegen den Kreml.“ 
(W. Pirker, jw 15. Dezember 1994) „Unbeachtet 
blieb auch die Spaltung der einstigen rot-brau- 
nen Allianz in braune Kriegshetzer und rote 
'Kriegsgegner.“ (W. Pirker, jw 4. Februar 1995) 

Abgesehen davon, daß die „Kriegs- 
gegnerschaft“der Kommunisten (KPRF**) nicht 
mal eine taktische, sondern im eigentlichen 
Wortsinn keine war (worauf ich später noch 
eingehen werde), verstieg sich Pirker auf Grund 
der angeblichen Annäherung von Gaidaristen 
und Kommunisten sogar zur wahnwitzigen Pro- 
gnose des „Entstehens eines neuen antiautori- 
tären Blocks gegen den Jelzinismus“, was ei- 
gentlich keines weiteren Kommentares bedarf. 

Das eigentümliche Bemühen Pirkers, 
ein Ende der Rot-Braunen Koalition herbeizu- 
schreiben, reicht bis in’s Jahr 1993 zurück. 
Kurz nach der Erstürmung des russischen Par- 
laments im Oktober 93 schreibt er fettgedruckt 
als Hauptthese seines Konkret-Artikels ‚Ver- 
kehrte Welt, reales Rußland“: „Die politischen 
Frontverläufe in Rußland, die in den westlichen 
Medien als <rot-braune Allianz gegen 
Marktwirtschafts-Demokraten> nur verzerrt 
gezeichnet werden, klären sich: Demokrati- 
sche Gruppierungen rücken nach links, und die 
braunen Bataillone marschieren mit Jelzin.“Als 
Beweis für letztere Aussage dient Pirker ausge- 
_ rechnet der Führer der in den 80er Jahren 
starken Pamjat-Bewegung Vassiljev, dessen 
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Organisation auf Grund ihrer monarchistischen 
Antiquiertheit bereits Anfang der 90er Jahre 
überhaupt keine Rolle mehr spielte und der 
heute anstatt Schwarzhemden zu kommandie- 
ren, in einer echten russischen Obschtschina 
friedlich Schweine züchtet. 

Die Niederschlagung der Parlaments- 
verteidigung im Oktober 93 bedeutete keines- 
wegs auch ein Ende der rot-braunen Bündnis- 
se, sondern stärkte diese und vor allem ihre 
politischen: Inhalte angesichts einer völlig kor- 
rumpierten „Demokratie“, was in der Spezial- 
Nummer des deutschen anarchosyndika- 
listischen Blattes „Direkte Aktion“ ausführlich 
dokumentiert ist. 

Den nächsten Fauxpas begeht Pirker, 
indem er im gleichen Artikel die RKRP”” 
Anpilows als rätekommunistisch bezeichnet. 
Da nicht unbedingt davon ausgegangen Wer- 
den kann, daß Pirker nicht weiß, was Räte- 
kommunismus ist, kann diese Aussage, die 
Pirker auch in seinem Buch (Die Rache der 
Sowjets) aufrechterhält, als bewußte Desinfor- 
mation betrachtet werden. Rätekommunisien, 
wie Otto Rühle oder Paul Mattick, würden sich 
angesichts solcher Begriffsverwirrungen wohl 
im Grabe umdrehen, gehörten sie doch zu den 
schärfsten Kritikern des Nationalbolsche- 
wismus, jener politischen Richtung, die wohl 
die einzig zutreffende Bezeichnungfür die RKRP 
ist. Die RKRP will nicht nur keine Vergesell- 
schaftung der Produktionsmittel, sondern bie- 
tet in ihrem Minimalprogramm patriotisch ge- 
sinnten Unternehmern nach einer Verstaatli- 
chung/Nationalisierung ihrer Betriebe sogar 
Posten als Direktoren an. Ich gebe zu, SO viel 
‚Rätekommunismus“ auf einmal kann einen 
Rußlandexperten schon verwirren. | 

Des weiteren existiert Videomaterial, 
das den Faschisten Limonov auf einem Treffen 
der sich konstituierenden National-Bolschewi- 
stischen Partei beim Verlesen einer Grußadres- 
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Der KPRF-Vorsitzende Sjuganow zusammen mit dem Propagandaminister der russischen Nationalpa- 
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trioten und Herausgeber der ultrarechten Zeitung "Savtra", A. Prochanow 


se Anpilovs zeigt. Anpilov, der eigentlich selbst 
am Treffen teilnehmen wollte, endet mit den 
Worten: „Gemeinsam werden wir siegen!“ 


Nach einem kurzen Ausrutscher - der - 


Kritik am Tschetschenien-Krieg Jelzins, der 
wohl auch eher ausprinzipiellem Antijelzinismus 
als aus internationalistischer Gesinnung be- 
gangen wurde, ist die RKRP bereits im April 
dieses Jahres dorthin zurückgekehrt, wo sie 
inhaltlich steht: Gemeinsam mit Limonov und 
dem Chefideologen der russischen Rechten 
Dugin wandte sich Anpilov in einer öffentlichen 
Erklärung gegen den Erlaß Jelzins „Zur Be- 
kämpfung des Faschismus‘, weil, so wörtlich: 
... die letzten Überbleibsel politischer Freihei- 
‚ten vernichtet werden“. 
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„Rote Kriegsgegner“ 

Ähnlich halbherzig und verlogen war die Hal- 
tung der anderen ‚roten Kriegsgegner“(Pirker), 
der KPRF Sjuganovs, die, wie es Vadim Damier 
treffend ausdrückte, einzig und alleine deswe- 
gen gegen den Krieg ist, weil nicht sie ihn führt. 
Daß die größte Antikriegsdemonstration in ei- 
ner Zehn-Millionen Stadt wie Moskau ganze 
7.000 Menschen auf die Straße brachte, liegt 
wohl auch daran, daß die angebliche Antikiegs- 
Partei KPRF - mit 600.000 Mitgliedern immer- 
hin größte Partei des Landes - nicht einmal die 
Anstrengung unternahm, ihre eigenen Mitglie- 
der zu mobilisieren. 

Rußlands „Vorzeigelinker“, Boris 
Kargalitzky, fand dafür auch noch lobende 
Worte: „Im Gegensatz [zu den Demokraten] 
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scheinen die Führer der Kommunistischen Par- 
tei, nachdem sie zwei Niederlagen erlitten hat- 
ten, ziemlich viel dazugelernt zu haben. Sie 
schätzten ein, daß es nicht möglich gewesen 
wäre, die Machthaber mit hysterischen Erklä- 
rungen oder kleinen Kundgebungen am 
Puschkin Platz zu erschrecken.“ Widersprüch- 
licherweise feiert Kargalitzky in seinem Schluß- 
satz die KPRF gerade wegen ihrer angeblichen 
Kriegsgegnerschaft bereits als führende Kraft 
der Linken: „Aber indem sie [die KPRF] sich 
gegen den Krieg ausspricht, gewinnt sie ihr 
Gesicht als führende Partei der Linken zurück.“ 

Die KPRF ist also die neue-alte Avant- 
garde, weil sie dagegen ist, aber nichts macht, 
da sie dazugelernt hat - das ist wohl nur mit 
marxistischer Dialektik zu verstehen. 

Die Aktivitäten der KPRF in der Duma 
kann Kargalitzky wohl auch nicht gemeint ha- 
ben, denn diese konnte sich zu einer kompro- 
mißlosen Verurteilung des Krieges zu keinem 
Zeitpunkt durchringen. Im Gegenteil - während 
russische Soldaten die tschetschenische Zivil- 
bevölkerung massakrierten, stimmte die Duma 
einer Verlängerung .des Militärdienstes auf zwei 
Jahre und einem Gesetz zur legalen Liquidie- 
rungsogenannter bewaffneterBanden (Essteht 
außer Frage, wer damit in erster Linie gemeint 
ist) ohne Gegenstimmen zu. 

Doch schauen wir uns einmal an, wie 
sich die KPRF „gegen den Krieg ausspricht“ 
Viktor Illuchin, hochrangiger KPRF-Funktionär 
und Mitglied des Komitees für Sicherheit der 
Duma, schreibt nach Ausbruch des Krieges in 
einer Dezembernummer der ultrarechten Zeit- 
schrift Savtra: „Die Mehrheit der Mitglieder des 
Komitees für Sicherheit ist tief überzeugt, daß 
bei der Einschätzung der Ereignisse in der 
Tschetschenischen Republik von einem unab- 
änderlichen Fakt ausgegangen werden muß: 
Diese Republik ist und bleibt Subjekt der Rus- 
sischen Föderation. Auf ihrem Territorium soll 
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die Konstitution Rußlands und andere föderale 
Gesetze wirken. Etwas Anderes ist einfach 
nicht zulässig.“ Etwas später kommt Illuchin 
dann in bester national-patriotischer Manier auf 
den „verbrecherischen Nationalcharakter“ der 
TschetschenInnen zu sprechen: „Die tschet- 
schenische Kriminalität hat nicht nur negative 
Auswirkungen in ihrer eigenen Republik, son- 


. dern auch in vielen großen administrativen und 


industriellen Zentren der Russischen Föderati- 
on. Im Zusammenhang mit den Ereignissen in 
Tschetschenien wächstbei vielen Russen völlig 
gesetzmäßig die Frage: Wie wurden sie mög- 
lich? Warum haben die Versuche der Zentral- 
macht zur Wiederherstellung von Gesetz und 
Frieden in der Tschetschenischen Republik zu 
keinen positiven Resultaten geführt?“ 

‚Ohne auch nur ein einziges Wort über 
die Opfer unter der tschetschenischen Zivilbe- 
völkerung verloren zu haben, beklagt Illuchin 
am Schluß seines Artikels, daß Jelzin nicht auf 
das Komitee für Sicherheit der Duma gehört 
hat, und nicht schon im Sommer „Maßnahmen 
zur Wiederherstellung von Gesetz und Ord- 
nung entwarf.“ - Eine nette Umschreibung für 
einen Ausnahmezustand, mit wahrscheinlich 
den gleichen Resultaten, wie sie Jelzins „ver- 
späteter“ Krieg tagtäglich verbricht. 

Im gleichen Stil beginnt auch Illuchins 
Parteifreund Sjuganov: „Ein Staatkann sich nur 
dann rechtmäßig nennen, wenn er das Gewalt- 
monopol besitzt. Dieses Gewaltmonopol be- 
steht heute nicht und dafür ernten wir die Früch- 
te.“- Wer aber, wenn nicht der russische Staat, 
führt den Krieg gegen Tschetschenien? Rettete 
das unbestreitbare Machtmonopol des sowjeii- 
schen Staates unter Stalin etwa die Tschet- 
schenInnen vor derkollektiven Deportation oder 
war es nicht vielmehr für deren reibungslose 
Planung und Durchführung verantwortlich? 
Sjuganov weiter: „Es [Das Regime] wird nicht 
Herr der Lage, weil es über keine schlagkräftige 
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Funktionäre nachvollziehbar sein. 
Die Kritik der KPRF am Tschet- 
schenien-Krieg richtete sich also vor 
allem gegen die „Unprofessionalität“ 
der Kriegsführung, den verspäteten 
Zeitpunkt der „Maßnahmen“ und auf 
die Tatsache, daß jungerussische Sol- 
daten dieser „Unprofessionalität“ zum 
Opfer fielen. Gleichzeitig wurden in 
den KPRF-nahen Zeitungen Pravda 
und Sovjetskaja Rossija permanent 
Besitzansprüche auf den Kaukasus 
vertreten. Wer das alles unter „roter 
Kriegsgegnerschaft“ zusammenfaßt, 
der/die ist entweder saublöd oder er/ 
sie versucht die LeserInnen bewu bt zu 
verarschen. 

Auch dieweitergehende Behauptung, 
daß durch die „rote Kriegs- 
gegnerschaft“ das Rot-Braune Bünd- 
nis geplatzt sei, ist Nonsens. Der auf 
dem letzten Parteitag bestätigte groß- 
russisch-chauvinistische Kurs der 
KPRF läßt Bündnisse solcher Art je- 
derzeit zu. Weiterhin existiert ein ex- 


KPRF, Siuganow und die KPRF als "Partei des staatli- Plizites rot-braunes Bündnis in Form 


chen Patriotismus" 


Armee verfügt. Es wird nicht Herr der Lage, weil 
es keine gut bezahlten Straf- und Rechtsschutz- 
organe besitzt.“ 

Komplettiertwerden die Statements der 
beiden ‚roten Kriegsgegner“durch einen Artikel 
Schirinovskijs zum Tschetschenien-Krieg, was 
zusammen eine ‚richtig gelungene Savtra-Sei- 
te“ unter der Rubrik: Die tschetschenische Kri- 
se - Meinungen der Politiker ergibt. 

Daß Schirinovskijs Artikel nicht als Kon- 
trast erscheint, sondern großrussische Besitz- 
ansprüche auf den blutig eroberten Nord- 
kaukasus nur in noch direkterer Form erhebt, 
dürfte aus den Zitaten der beiden KPRF - 
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eines National-Bolschewistischen 

Blocks, an dem die KPRF-Jugendor- 
ganisation Komsomol aktiv beteiligt ist und 
das gute Kontakte zur ‚rätekommunistischen“ 
RKRP Anpilovs unterhält. 


Die rot-braune KPRF - führende Kraft 
der russischen Linken? 
Im Übrigen braucht die KPRF gar keine brau- 
nen Bündnispartner, denn sogar innerhalb 
der Parteiführung gibt es deutliche national- 
sozialistische Tendenzen. So verstieg sich 
Alexander Schabanov, der auf dem letzten 
KPRF Parteitag zu einem stellvertetenden 
Vorsitzenden gewählt wurde, zu folgender 
Aussage: „Wir bemerken außerdem, daß der 
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Zionismus in Rußland immer besonders aktiv 
war, da die Idee der. Weltherrschaft ohne die 
Unterwerfung des an Rohstoffen reichsten Lan- 
des der Welt für die Zionisten ihren Sinn verlie- 
ren würde.“ 

Schabanov äußerte diesen Satz weder 
im Wodka-Rausch noch in einer rein histori- 
schen Rückschau (was schlimm genug wäre), 
sondern bei der Analyse derheutigen „konkur- 
rierenden politischen Kräfte Rußlands“. In einer 
Tabelle listet er, neben Kapitalismus und Kom- 
munismus, Zionismus (den er als Klan-Gesell- 
schaft bezeichnet) als dritte eigenständige 
politische Kraft in Rußland auf. Wer so argu- 
mentiert,. der zeigt seine geistige Verwandt- 
schaft zu denjenigen, die mit ihrer Trennung in 
gesundes, „schaffendes“ und krankes, „raffen- 
des Kapital und darauf aufbauend mit der Hetze 
gegen das „verjudete Kapital“ die Grundlage für 
die Ausrottung von mehr als sechs Millionen 
Juden als sogenannte „Volksschädlinge“ leg- 
ten. Abgedruckt ist das Ganze in einerTheorie- 
Broschüre der KPRF mit dem verheißungsvol- 
len Titel: „Zur Frage der Rolle der Ideologie des 
staatlichen Patriotismus beim Übergang zu ei- 
ner neuen Stufe der gesellschaftlichen Ent- 
wicklung“ 

‚Schabanovs Äußerungen sind keine 
Ausnahme, sondern nur das vielleichtextremste 
Beispiel ultranationalistischen Denkens inner- 


halb der KPRF. Neben Doppelmitgliedschaften 
von KPRF-Mitgliedern in faschistischen Orga- 
nisationen (die übrigens offen über ihre Kontak- 
te zu deutschen Faschisten berichten) und den 
bekannten großrussisch-chauvinistischen Ar- 
gumentationen des Vorsitzenden Sjuganov, war 
esebenaucheinMitglieddesZK.derKPRF, das 
sich für die Redaktion der militant-antisemiti- 
schen Zeitung Al Kods verantwortlich zeigte. 
Diese Zeitung, die ähnlich der Savtra, von rus- 
sischen Faschistenbis zu Erklärungen derkom- 
munistischen Parteien alles abdruckt, was sich 
selbst als national-patriotisch bezeichnet, fiel 
besonders durch ihre antisemitischen Karikatu- 
ren auf, die allesamt dem Stürmer entnommen 
sein könnten. | 
Nach-WahlergebrisseineinzelnenKrei- 
sen bestätigen, daß die KPRF als führende 
patriotische Kraft ihren Einfluß nach den 
Dezemberwahlen 93 kontinuierlich vergrößern 
konnte. Gerade deswegen ist zu befürchten, 
daß - nachdem ein Boris Kargalitzky die Partei 
als führende Kraft der Linken anerkannte, auch 
deutsche Linke ihre alte Liebe zum großen 
Bruder wiederentdecken. | 
Die auf äußerst fragwürdigen Prämis- 
sen beruhende Euphorie über die „Kriegs- 
gegnernerschaft“ der KPRF und darauf basie- 
rend über das Ende der Rot-Braunen Koalition 
sind untrügliche Anzeichen dafür. Markus 


* Red: Die angeführten Zitate sind zwar aus der Anfang des Jahres eingegangenen zweiten Folge 


des ehemaligen Zentralorgans der FDJ, „Junge Welt‘, die Autoren schreiben aber auch in der 
dritten Folge der „Jungen Welt‘ als Leitartikler und vertreten die „antinationale-antideutsche“ Linie 
in womöglich noch krasserer Weise, beispielsweise durch die Verharmlosung serbischer Kriegs- 
verbrechen. Gleiche Bündnisse wie vom Ausland für Rußland beschrieben, scheinen sich derzeit 
in Deutschland zu knüpfen. Dazu im nächsten „telegraph“ 

““ D. Verf.: KPRF - Kommunistische Partei der russischen Föderation, 1983 gegründete Nach- 
folgepartei der KPdSU, mit 600.00 Mitgliedern größte Partei desLandes _ | 
“"D. Verf. RKRP - Russische Kommunistische Arbeiterpartei, 1991 gegründete Nachfolgepartel 
der KPdSU, 1991 gegründet, mit 100.000 Mitgliedern zweitstärkste Partei , noch militanter im 
nationalpatriotischen Sinne als deKPRF 
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Ungeahnte technische Möglichkeiten 
Die neue ‚Fernmeldeanlage-Überwachungs-Verordnung 
(FÜV) schlägt alle Überwachungsrekorde 


Lieber Leser, stell Dir vor, Du willst Unterneh- 
mer werden, und mußt dazu einem Bundesmi- 
nisterium ein Konzept vorlegen, wie Du bei 
Bedarf einschlägiger Dienste (nein, nein, nicht 
der Stasi, also hör mal, der Vergleich ist doch 
nun wirklich völlig abwegig, hier geht's um 
freiheitlich-demokratische Spitzelei auf dem 
Boden des Grundgesetzes!) selbigen ein Dupli- 
kat aller von ihnen gewünschten Schlüssel, 
Aufzeichnungen, Daten etcpp. zukommen las- 
sen willst. Dazu mußt Du sicherheitsüberprüfte 
Mitarbeiter einstellen, und Du mußt die Sache 
so organisieren, daß außer ihnen keiner die 
Überwachung bemerkenkann. Ach so, beinahe 
hätte ich’s vergessen: Du hast dafür zu sorgen, 
daß fürderhin Deine firmeninternen Aufzeich- 
nungen nur noch auf holzfreiem Qualitätspapier 
gemacht werden, weil es sonst bei der mit 
Scanner und OCR-Programm automatisierten 
Auswertung Deiner Daten Schwierigkeiten ge- 
ben könnte... Das geschieht schließlich alles zu 
Deinem Besten. Der Unholde, Roten Socken, 
Terroristen etc. gibt es viele, und da ist es doch 
sittliche Pflicht eines jeden freiheitlich-demo- 
kratisch gesinnten Menschen, bei ihrer Be- 
kämpfung mit helfen, nicht wahr? 

Du weißt noch nicht so recht, wovon ich 
rede, worauf diese Spinnerei hinausläuft? Naja, 
istja auch kein Wunder, die Massenmedien der 
letzten Monate waren mit dem Ereignis des 
Jahres, ach was, des Jahrzehnts, beschäftigt, 
mit der Reichstagsverhüllung - schließlich brau- 
chen wir Optimismus, positives Lebensgefühl, 
damit es weiter aufwärts gehe in Deutsch- 
Nordost - soll heißen, den Fünf Neuen Ländern. 

Nur Perverse und Workalcoholics nah- 
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men statt dessen die neue (FÜV) vom Mai 
dieses Jahres zur Kenntnis. Klugerweise nur 
eine Verordnung, denn stell Dir vor, Bundestag 
und Bundesrat hätten die Sache in die Finger 
gekriegt - nein, die Mehrheit wäre nicht das 
Problem gewesen, Stimmvieh hat die Koalition 
zumindest im Bundestag noch genug - aber: 
Willst Du allen Ernstes eine so sensible Thema- 


tik öffentlich breittreten? Willst Du, daß irgend- 


welche profilierungssüchtigen Spinner und stasi- 
geschädigten Grundrechtsneurotiker vonSPDS 
und B90/Gr anfangen, Lärm zu machen?! Die 
vitalen Interessen unserer freiheitlich-demo- 
kratischen Ordnung, an der ja Du, so Du Ossi 
bist, seit fünf Jahren auch partizipieren darfst, 
dank des unermüdlichen Einsatzes unseres 
Kanzlers der Einheit - also, diese vitalen Inter- 
essen sind nun wirklich sehr sensibel und nur 
ein verantwortungsloser Mensch würde es fer- 
tigbringen, den Bock zum Gärtner zu machen 
und all dies der parlamentarischen Schwatz- 
bude anzuvertrauen. Dann hätte es nämlich 
noch ein Medienecho gegeben. Ist schon 
schlimm genug, daß sich z. B. das Computer- 
Fachblatt „C’t“ und andere Randgruppen- 
postillen wie „Neues Deutschland“, und 
„telegraph“ alle zwei schreiben für die Unbe- 
lehrbaren unter den Ex-Zonis) der Sache recht 
kritisch angenommen haben (Red: Die Redak- 
tion des „telegraph“ distanziertsich schärfstens). 
Und dann gibt es da noch so’nen Spinnerklub 
namens „Forum Informatiker/innen für Frieden 
und gesellschaftliche Verantwortung“ (FIFF - 
frag mich bitte nicht, wo das zweite ‚F“ her- 
kommt). Leute also, die sich um Sachen küm- 
mern, von denen sie keine Ahnung haben und 
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die sie besser den dafür Zuständigen überlas- 
sen sollten und die darüber ihre eigentlichen 
Berufspflichten vernachlässigen - da braucht 
man sich wirklich nicht mehr zu wundern, daß 
Deutschland in der Computertechnik schon 
ziemlich weit abgehängt ist! 

Soweit kommt es noch, daß sich ir- 
gendwelche Unberufenen in die inneren Ange- 
legenheiten unserer Republik, ich meine, unse- 
res Staates einmischen! 

Wie sich das mit GG Art. 10 zusammen- 
reimt? (Ja genau, dieses Zeugs von Brief-, 
Post-, und Fernmeldegeheimnis). Ja, lieber 
Leser, alles schon vergessen aus Stabü und 
FDJ-Studienjahr? Nie was von Dialektik ge- 
hört? Freiheit als Einsicht in die Notwendigkeit? 
Haben die Stabülehrerflachköpfe immer als 
original Marx verkauft. Ist aber vom Law-And- 
Order-Philosophen Hegel, also durchaus 
brauchbar für die FDGO. | 

Ist doch ziemlich logisch, daß man, um 
die verfassungsmäßige Ordnung als Ganzes 
zu verteidigen, ihre Gegner unter Kontrolle 
haben muß, und schon vor Jahrzehnten be- 
merkte ein Verfassungsschützer sehr richtig, 
daß das nun mal nicht geht, wenn man den 
ganzen Tag mit dem Grundgesetz unterm Arm 
herumläuft. | 

Ich hoffe doch sehr, daß Du nicht einer 
dieser bürgerrechtsneurotischen Tagträumer 
bist, dieder Unrechtsstaat beim Müllruntertragen 
observierte ... Selbiger ist mausetot, und ich 
hoffe doch, daß Du Dein Bestes gibst, um die 
Vampire von der PDS in ihre Särge zurückzu- 
treiben und ihnen den Holzpflock durchs Herz 
zu schlagen, anstatt an dem historischen Ge- 
schenk unseres Kanzlers an Dich, der deut- 
schen Einheit, rumzumäkeln und die unauf- 
gearbeitete Stasi-Paranoia aufunseren Rechts- 
staat zu projizieren! 

Genug des Zynismus, zur Sache: Seit 
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einiger Zeit haben die von uns so geliebten 
Dienste (BND, Verfassungsschutz, MAD, 
Staatsschutz, BKA, Politische Polizei - habe ich 
noch welche vergessen?) mehrere existentielle 
Probleme: erstens haben sie noch niemanden 
so recht von ihrer Notwendigkeit und Nützlich- 
keit überzeugen können. Noch in der Zeit der 
zwei Systeme haben sich mehr Spione selbst 
gestellt, als von den Diensten enttarnt wurden - 
keine sehrberauschende Erfolgsbilanz. Mitdem 
Wegfall des Ost-West-Konfliktes mehren sich 
naturgemäß die Stimmen, die für eine ersatz- 
lose Abschaffung plädieren. Selbst der mit viel 
Trara gefeierte Plutoniumschmuggel-Erfolg 
entpuppte sich als inszeniert. Die Maßnahme, 
die der Öffentlichkeit die Unentbehrlichkeit der 
Dienste beweisen sollte, machte stattdessen 
ihre Gemeingefährlichkeit sichtbar. Zweitens: 
mit dem Aufkommen der digitalen Funknetze 
wird das Schnüffeln schwieriger: Es ist zwar 
kein Problem, eine Antenne in die Luft zu halten 
und den Funkverkehr zu belauschen - aber mit 
dem Ergebnis ist nichts anzufangen, denn das 
Gespräch ‚geht digitalisiert und verschlüsselt 
über den Ather. Ohne Kooperation des Netz- 
betreibers ist das Mithören unmöglich gewor- 
den. 

j Die erwähnte Fernmeldeanlage- 
Überwachungs-Verordnung (FÜV) vom 
18.5.1995, (Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1995, 
Teil I, Ausgabe 26), nachzulesen in jeder gut- 
sortierten Bibliothek, wie z.B. der Umwelt 
bibliothek Berlin, soll nun die Netzbetreiber zu 
genau solcher Kooperation zwingen. Ereilt ihn 
eine „Anordnung“, einen bestimmten Anschluß 
abzuhören, so hat er dafür zu sorgen, daß 
sämtliche von diesem Anschluß abgehenden 
und an ihm ankommenden Daten den Diensten 
zeitgleich und unverschlüsselt zur Verfügung 
stehen. Vorzugsweise aufeiner Festleitungoder 
einer schnellen ISDN-Leitung, damit bei Bedarf 
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auch mehrere Dienste gleichzeitig lauschen 
können. Selbst fehlgeschlagene Wählversuche 
sind zu protokollieren. 

Das Ganze hat auf einer technisch ge- 
normten Schnittstelle zu erfolgen und die Qua- 
lität darf nicht schlechter sein als die Qualität, 
die den Nutzern selber geboten wird. 

„Eine Verhinderungdeszuüberwachen- 
den Fernmeldeverkehrsistnicht zulässig“, eben- 
sowenig wie die Veränderung der „Betriebs- 
möglichkeiten des überwachten Anschlusses‘ - 
schließlich darf „die Überwachung von den ... 
Beteiligten nicht feststellbar“ sein. 

Überdies ist „zum Zwecke einer ein- 


deutigen Abgrenzung der Zuständigkeiten und 


Verantwortlichkeiten und der“ - lieber Leser, 


sitzt Du gut? - „Gewährleistung des Fernmelde- 
geheimnisses unbeteiligter Dritter“ die Über- 
wachung und Aufzeichnung nicht in den „Be- 


triebsräumen des Betreibers“ durchzuführen, 


sondern in „eigenen Überwachungsstellen‘; ‚in 
Ausnahmefällen kann die Nutzung sonstiger 
Räume des Betreibers zu diesem Zweck erfol- 


gen“, 


| Es ist möglichst wenig Personal einzu- 

beziehen. Bei „VS-Angelegenheiten“ (etwas, 
was noch geheimer als geheim ist, jedenfalls ist 
dann die „Anordnung“ selbst Verschlußsache 
imSinnedes $1 Abs. 2Nr. 1 desSicherheitsüber- 
prüfungsgesetzes) darf nur sicherheits- 
überprüftes Personal mit der Überwachung 


befaßt sein. 


Aber, aber, lieber Leser, was regst Du 
Dich auf? Zwar hatte auch die DDRihren Grund- 
gesetzartikel 10 (2), damals hieß er noch Artikel 
31,2 Verf. der DDR, aber die DDR war sowieso 


ein Unrechtsstaat, und vulgo war die Telefon- 
schnüffelei Unrecht. Jetzt aber ist alles recht- 
lich einklagbar geregelt, wie sich das für unse- 


ren freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 


gehört und Du hast laut GG10-Gesetz einen 


Anspruch, nachabgeschlossener Überwach ung 
informiert zu werden ... 

Überdies ist sichergestellt, daß das 
Ganze nicht von Deinen Steuergeldern finan- 
ziert wird: Die Betreiber der Netze haben die 
entstehenden Kosten selbst zu tragen. Wäh- 
rend freilich Mannesmann Mobilfunk, die 
Betreiberin des D2-Netzes, noch renitent ist, 
schließlich handele es sich hier um eine staat- 
liche Aufgabe, zeigt DeTeMobil für das D1-Netz 
schon Einsicht in die Notwendigkeit: Man ver- 
sucht, mit dem Postministerium zu einer ge- 
meinsamen Lösung zu kommen. 

Freilich trifft die Anordnung jeden Be- 
treiber einer „Fernmeldeanlage, die für den 
öffentlichen Verkehr bestimmt ist“ - d. h. aber 
auch die Betreiber von Mailboxen. Für Nicht- 
freaks: Eine Mailboxnummer ist sowas ähnli- 
ches wie eine Faxnummer - wenn Du Rechner, 
Modem und Terminalprogramm hast, kannst 
Du sie anrufen, dort Nachrichten lesen und 
hinterlegen oder Software „saugen“ oder selber 
zum Download anbieten. Kann sein, daß-Du als 
Nutzer paar Mark im Monat abdrücken mußt, 
um an die feinen Sachen ranzukommen, das 
hängt vom Betreiber ab. 

Mailboxbetreiber (‚SysOps“ = System 
operators) sind für gewöhnlich Freaks, die ei- 
nen für andere Zwecke schon zu lahmen Rech- 
ner mit einem Telefon-Zweitanschluß koppeln, 
entsprechende Software einrichten, die Num- 
mer unters Volk streuen, und damit alles seine 
Ordnunghabe, das Ganze noch beider Telekom 
anmelden. (Wozu eigentlich dieses? Der 
Telekom hat es egal zu sein, was für Infos über 
ihre Drähte laufen, abgerechnet wird nach Zeit 
und Tarif. Offenbar geht es darum, daß die 
Dienste den Inhaltder Mailbox regelmäßigüber- 
prüfen... Wer die Anmeldung vergißt, könnte 


sich erpreßbar machen.) 
Auch Firmen aller Größenordnungen 
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richten neuerdings Mailboxenein, umihreWaren 
und Dienste feilzubieten. Und da sind ja noch 
Datex-J (ja, die mit Homebanking und 
Homeshopping usw.), Internet, Compuserve, 
Fidonet, und wie sie alle heißen. 

Noch glauben die SysOps, sie hätten 
denselben Status wie die Kapitäne auf hoher 
See: Niemand kann ihnen was befehlen, außer 
dem lieben Gott natürlich. Schwer vorstellbar, 
daß sie den Diensten zuliebe ihre Klientel ver- 
raten, noch schwerer vorstellbar, daß z.B. die 
Mailbox der Vereinigten Linken sicherheits- 
überprüftes Personal einstellt, um VS-Überwa- 
chungen zu ermöglichen und einen Extraraum 
für die „eigenen Überwachungsstellen‘ anmie- 
tet. 

Die Frage drängt sich auf: Wozu die 
SysOps in die Pflicht nehmen? Es reicht doch 
aus, die Mailboxnummer wie einen. gewöhnli- 
chen Telefonanschluß zu überwachen? 

Bis jetzt ja. Denn bis jetzt ist es nicht 
üblich, daß der Datenaustausch zwischen 
Mailbox und Nutzer verschlüsselt wird. Aber 
das könnte sich ändern: Mit der allgemeinen 
Verfügbarkeit von Verschlüsselungsprogram- 
men kann man eine Mailbox so einrichten, daß 
die Überwachung via Telekom einfach nutzlos 
wird. (Details verrate ich hier nicht - ich will dem 
„Nationalen Infotelefon“ keine technische Un- 
terstützung zukommen lassen. Die Linken sind 
intelligent genug, es selbst rauszufinden.) Dann 
aber greifen $3(1) und $8(4) der FUV: Der 
SysOp hat den Lauschern die unverschlüsselte 
Info zur Verfügung zu stellen! 

Damit werden die SysOps erpreßbar: 
Teurer Freund, wir sind großzügig genug, dir 
deinen laxen Umgang mit der FUV zu vergeben 
- aber wir erwarten dafür auch etwas Dankbar- 
keit und Kooperativität.“ j 

Übrigens, der öffentlich verkündete 
Zweck der FÜV ist die Bekämpfung der organi- 
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sierten Kriminalität. Ziemlich absurd: Der alte 
Richard Sorge hat es mit Papier und Bleistift 
bewaffnet geschafft, seine Berichte zu ver- 
schlüsseln. Wer, wie die O.K., um die existen- 
tielle Bedeutungder Verschlüsselungweiß, wird 
auch genügend Phantasie und Vorsicht walten 
lassen, um die entscheidenden Infos selbst zu 
schützen. Kaum einer wird am Handy erzählen, 
daß er die nächste H-Lieferung morgen früh im 
Grand Hotel, Zi. 324, erwarte... Wer es doch tut, 
fällt halt der natürlichen Auslese zum Opfer und 
macht sein Marktsegment für die weniger ver- 
blödeten Konkurrenten frei. Mit guter Verschlüs- 
selung ist nur noch feststellbar, wer wann mit 
wem - und wenn man dann noch die Kosten 
nicht scheut und genügend Nonsense-Nach- 
richten über den Äther schickt, wird selbst diese 
Info nutzlos. 

Dort jedoch, wo man das Problem nicht 
so ernst nimmt, nämlich in der linken Szene, 
öffnen sich den interessierten Diensten neue 
Möglichkeiten. 

Bleibt die Hoffnung, daß es den heuti- 
gen Diensten ebenso ergehe wie der Stasi. 
Sollen die Mistkerle doch ersticken unter der 
Lastdes selbstaufgeschütteten Bergs von mehr 
oder weniger irrelevanter Information! Gottsei- 
dank haben die Dienste keine exekutive Voll- 
machten mehr (der einzige wesentliche Unter- 
schied zur Stasi) und müssen sich auf ihren 
eventuellen Einfluß auf die Justiz verlassen. 
Daß dieser Einfluß vom Anfangsbuchstaben 
des Nachnamens des Angeklagten abhängt, 
bereitet mir eine gewisse hämische Genugtu- 
ung. 

Eigentlich hat es auch etwas Tröstli- 
ches an sich, daß dieser Staat Grund hat, 
seinen Bürgern zu mißtrauen. Schließlich ist 
schon einmal ein Staat an solchem Mißtrauen 
zugrunde gegangen. 

Alles in allem: Schöne Zukunftsaus- 
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sichten! Jedenfalls sollte die Linke das Problem 
ernst nehmen und diskutieren und wo sinnvoll, 
auch Schutzmaßnahmen ergreifen (siehe auch 
weiter unten) - aber der größte Fehler wäre es, 
in Panik und gegenseitiges Mißtrauen zu verfal- 
len und die Kommunikation einzuschränken. 
Denn damit würde man letztlich sich selbst 
noch mehr paralysieren und dem Staat den 
größten Gefallen tun. Schon zu DDR-Zeiten 
waren die konspirative Strukturen, wie Berliner 
Opositionsgruppe Initiative Frieden und Men- 
‚schenrechte, die stasidurchsetztesten - und die 
offenen Strukturen, wie die Kirche von Unten 
und das Neue Forum, die wirksamsten. Die 
Linke braucht Kommunikation, Vernetzung, 
Diskussion - und die Bereitschaft, über unter- 
schiedliche Geschichten und verschiedene 
Weltanschauungen hinweg an konkreten Sa- 
chen zusammenzuarbeiten. 

Übrigens hat die Schnarre, unsere Ju- 
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stizministerin, auf einer aktuellen Stunde des 
Bundestages angekündigt, daß der nächste 
Schritt schon in Vorbereitung ist: die FUV soll 
auch auf nichtöffentliche Fernmeldeanlagen 
ausgedehnt werden. Gute Idee - ich fürchte nur, 
die Industriekapitäne werden sie nicht zu würdi- 
gen wissen. Kaum ein Computernetz-Verant- 
wortlicher dürfte Lust haben, den Diensten Hin- 
tertüren zu öffnen, die dann möglicherweise 
auch noch von der Konkurrenz mißbraucht 
werden könnten. Wieder mal werden alle statt 
dessen für ihre kurzsichtigen Geschäftsinteres- 
sen kämpfen, statt das Notwendige für die 
Bewahrung der gesellschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen ihrer Geschäfte zu tun. Oder aber, 
die schleichende Sowjetisierung geht weiter: 
immer mehr und immer rigidere Verordnungen, 
die kaum jemand noch zur Kenntnis nimmt, und 
die einzuhalten Mut erfordert, weil man riskiert, 
sich lächerlich zu machen ... Das ist das Ende 
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des Rechtsstaates, der Anfang der Anarchie! 

Doch, doch, die Schnarreistschoneine 
Perle, auch wenn sie manchmal biss! tut, als 
wäre sie linksliberal. Darf sie ruhig - sie soll die 
politische Linie umsetzen, nicht machen. Viel- 
| leicht sollte man sich das mitdem Todesstoß für 

die Liberalen doch noch überlegen, denn ob 
man die Grünen wirklich so zuverlässig dome- 
stizieren kann wie die Sozis, scheint mir genau- 
so zweifelhaft wie den bayrischen Unions- 
freunden. 
Apropos: Kanther fordert, es dürfe ‚keine Ni- 
schen kontrollfreier Kommunikation für Verbre- 
cher“ geben. Gute Idee, Herr Kanther, duftes 
Konjunkturprogramm für die Mikroelektronik- 
Industrie - schließlich braucht man ‘ne ganze 
Menge Wanzen, um allein unseren schönen 
deutschen Wald nicht zu einer solchen Nische 
verkommen zu lassen. Aber: die Kosten, auh 
verdammt! Die naheliegende Idee, Batterien- 
wechsel und sonstige Wartung der Dinger von 
ABM-Kräften oder 2DM/h-beschäftigten Sozi- 
alhilfeempfängern durchführen zu lassen, 
scheint mir politisch recht bedenklich - erfah- 
rungsgemäß haben solche Randgruppen- 
elemente ein völlig unterentwickeltes Verant- 
wortungsgefühl für höhere Staatsinteressen. 
Die leben auf Staatskosten und lassen jegliche 
Dankbarkeit vermissen! 

Ich selber wäre ja durchaus bereit, mit 
den Diensten einen Wartungsvertrag für die in 
meiner Wohnung befindlichen Krabbeltierchen 
abzuschließen - alle halbe Jahre die Steckdo- 
sen aufschrauben, und dafür ein hübsches Zu- 
brot plus die beruhigende Gewißheit, daß sich 
kriminelle Elemente, die sich in meinen Freun- 
deskreis eingeschlichen haben sollten, meine 
Wohnung nicht als „Nische kontrollfreier Kom- 
munikation“ mißbrauchen können... 

Aber leider werde ich mit dieser verant- 
wortungsbewußten Einstellung wieder mal al- 


38 


lein stehen, und der Radius meines Freundes- 
kreis wird gegen Null konvergieren... und war- 
um? Weil die Gesellschaft zerfällt, weil den 
Leuten das Empfinden für sittliche Pflicht, für 
moralische Grundwerte abkommt, weil die 68/ 
89er Drachensaat doch nicht komplett ausgejä- 
tet wurde! Weil man es leichtsinnigerweise zu- 
läßt, daß Religion zur Privatsache wird, daß 
sichLeute derregelmäßigen Wartung und Nach- 
justierung ihres Gewissens durch kompetente 
Seelsorger und Beichtväter eigenmächtig ent- 
ziehen, und über die angedrohte Strafe der 
ewigen Verdammnis auch noch schmutzige 
Witze reißen! Vielleicht sollte man da etwas 
von Polen lernen - dort greift der Allmächtige 
persönlichindie Regierungsgeschäfte ein, spre- 
chend durch den Mund seiner getreuen Knech- 
te, der Alleinseligmachenden Katholischen Kir- 
che. (Die linksliberale Regierung hat zwar die 
Stirn, sich der Kirche und damit dem Allmäch- 
tigen höchstpersönlich zu widersetzen - aber 
Gottes Sache wird siegen, da kann es keinen 
Zweifel geben). er 
Auch aus Gottes Eigenem Land gibt es 
Neues. Zuerst die gute Nachricht: Der amerika- 
nische Senathatden „Communications Decency 
Act“ mit 84:16 angenommen. Nicht nur porno- 
grafische („obscene“) Sachen im Internet sind 
jetzt strafbewehrt, auch unzüchtige, unflätige 
(‚ndecent, filthy‘) Sachen. Soll sich noch je- 
mand mal trauen, in einem öffentlichen 
Diskussionsforum „fucking asshole“ zu fluchen 
- kann bis zu 100000 Greenbacks oder 2 Jahre 
kosten. Die Provider zittern schon: Bis jetzt 
brauchte man nur einen schnellen Rechner, 
eine Telefon-Sammelleitung, eine Standleitung 
ins Netz und etwas Software - und schon war 
man Provider und brauchte sich nur noch gele- 
gentlich um die Systemwartung zu kümmern. 
Was die lieben Kunden dann im Netz so trieben, 
brauchte und durfte die Provider nix angehen - 
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abgerechnet wur- 
de nach Online- 
Zeit. Jetzt barmen 
sie, weils auch ih- 
nenandenKragen 
gehen könnte, und 
sehen sich nach 
Zensur-Software 
um, die die Online- 
Diskussionsbeiträ- 
ge nach Reizwor- 
ten scannt. Im Be- 
darfsfall muß ‘der 
Provider dann 
selbst eingreifen. 
Sowas nennt man 
dann unternehme- 
rische Verantwor- 
tung. 

Nun die er- 
ste der schlechten 
Nachrichten: Aus- 
gerechnet Ging- 
rich, sonst ein zu- 
verlässiger Ver- 
bündeter, wenn es 
um Law and Order 
geht, einer, derz.B. 
die Kürzung und 
Einstellung von 
Sozialhilfepro- 
grammen undähn- 
lichen kryptokom- 
munistischem, 
unamerikanischen 
Unfug fordert - also 
Gingrich macht 
sich stark gegen 
dieses Gesetz! 
Großer Gott, will er 
sich beidenLinken 
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einschleimen?! Für „Weniger Staat“ war er ja 
schon Immer, aber bis jetzt dachte ich, daß er 
damit etwas ganz anderes meint als die anar- 
chistischen Wirrköpfe! 

Noch eine gute Nachricht: Ein Kaliforni- 
er ist wegen Diebstahls einer Pizza zu lebens- 
länglich verknackt worden. Was? Wieso das 
eine gute Nachricht sein soll? Wat denn, lieber 
Leser, klaust Du etwa auch Pizzas? Nein? 
Dann bin ich ja beruhigt. Im übrigen, bevor man 
anfängt, zu lamentieren, sollte man erstmal die 
Hintergründe kennen: Schließlich ist der Mann 
schon zum drittenmal straffällig geworden - d.h. 
der Mann ist hoffnungslos kriminell, möglicher- 
weise genetisch degeneriert und jedenfalls 
muß die Gesellschaft vor sowas geschützt wer- 
den. Das Problem ist nur, daß auch der Straf- 
. Vollzug vom ehrlichen Steuerzahler finanziert 
wird. Da gehe ich nun wieder mit Gingrich 
konform: Rübe ab, dann istdas Problem gelöst! 

Ich schätze mal, wie alles, was zuerstin 
den USA entstand, wird auch solches Rechts- 
verständnis irgendwann mal nach Deutschland 
‚ einsickern und seine segensreiche Wirkung 
hier, in der Reichshauptstadt, diesem Tummel- 
platz sozial minderwertiger und kriminell ge- 
fährdeter Elemente, entfalten. 

Noch eine schlechte Nachricht (wenn 
auch nicht mehr ganz frisch): Da gibt es doch so 
einen Programmierer namens Phil Zimmer- 
manninBoulder, Colorado, genanntauch „Robin 
Hood des Cyberspaces‘, der seine Lebensauf- 
gabe darin sieht, den Diensten, die letztlich 
auch seinen Wohlstand absichern, zum Dank in 
die Suppe zu spucken. Hat der Kerl doch nicht 
nur ein faktisch unknackbares Verschlüsse- 
lungsprogramm namens „Pretty Good Privacy“ 
geschrieben - nein, unter Mißachtung aller 
marktwirtschaftlichen Gepflogenheiten hat er 
es auch noch zusammen mit Quelltext als 
Freeware (für Nichtfreaks: Kost nix!) unter die 


Leute gebracht. Und, als ob es nicht schlimm 
genug wäre, daß dieses, ja, man muß doch die 
Dinge beim Namen nennen, Sabotage- 
programm seitdem die USA in tausenden Kopi- 


‘en verseucht - jemand hat es auf einen 


Internetserver gepackt, vonwoesssich über den 
Rest der Welt. verbreitete. Immerhin, die Ge- 
rechtigkeit nimmt ihren Lauf: Schließlich gilt in 
den USA Kryptographie als Waffe, d.h. der Kerl 
hat illegal Waffen exportiert. Irgendwelche An- 
wälte werden wieder lamentieren, daß derjeni- 
ge, der es auf den Server packte, nicht mehr zu 
ermitteln ist und ob das überhaupt Export sei - 
und ich fürchte, das Ganze wird ausgehen wie 
das Hornberger Schießen. Mein Gott, waren 
das noch Zeiten, wo nur Leute mit einem festen 
Klassenstandpunkt Richter werdenkonnten, an 
den man sie im Bedarfsfall auch nachdrücklich 
erinnern konnte! Tja, das ist halt der Preis der 
Demokratie. Hat der Kerl doch tatsächlich die 
Frechheit, in der Datei „README.1ST“ unter 
„Legal Stuff“ folgendes zu schreiben: 

PGP 2.6.2i is not approved by MIT or 
PRZ or NSA or the Pope or anyone else. 
However, it should be possible to use it legally 
by anyone in the free world (i.e. all countries 
except USA, Iraq and a few others). 

Ist das der Dank dafür, im freiesten und 
reichsten Land der Erde zu leben?! 

Und was macht der ORB, dieser 
stasiversiffte Rotfunk? Einen „Prozessorcheck‘ 
macht er dazu, und packt Programm nebst 
Sendemanuskript in seine Mailbox (Für Freaks: 
[0331] 7213941. Use it, propagate it! ) 

Auf Kosten der Steuerzahler wird hier 
massenhaft Störung der staatlichen Tätigkeit 
betrieben! 

Derweil benutzt Phil Zimmermann sei- 
ne unverdiente Freiheit dazu, ein Online- 
Verschlüsselungsprogramm für Telefongesprä- 


che zu entwickeln. Damit ist die Kacke endgül- 
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tig am Dampfen: mit 08/15-Computer 
+Modem+Soundkarte+Mikro ausgestattet (zu- 
sammen ab 2500 Mäuse zu haben, gebraucht 
noch weniger), kann jeder mit jedem so telefo- 
nieren, daß die Schlapphüte nur noch ein lan- 
ges Gesicht machen, denn über gewisse ma- 
thematische Gesetze kann sich kein Super- 
computer dieser Welt hinwegsetzen. 

Wie war eine solche Katastrophe mög- 
lich? Ganz einfach - durch die amerikanische 
Laxheit. Hätte man Zimmermann rechtzeitig 
einer umfassenden Operativen Personenkon- 
trolle, oder wie das jetzt heißt, unterzogen, und 
angemessene Zersetzungsmaßnahmen einge- 
leitet, dann gäbe es das Problem gar nicht. Nun 
ist es zu spät: Das Programm ist da. Wozu gibt 
es eigentlich die CIA? Hey, habt Ihr neuerdings 
moralische Skrupel, Schiß vor nassen Sachen? 
Macht Euch doch nicht lächerlich, Ihr wollt mir 
doch nicht erzählen, die alte Hure CIA sei ins 
Kloster gegangen. Nein, Ihr habt die Hosen voll 
wegen der öffentlichen Meinung - Ihr seid zu 
doof, Eure Spuren zu verwischen, und der 
Skandal könnte Euch die Haushaltsmittel und 
damit den Wohlstand kosten. Laßt es euch mal 
von mir und meinen Ex-Kollegen an der un- 
sichtbaren Front zeigen, wie man so etwas 
geräuschlos, effektiv und wirklich professionell 
macht! 

- Tut mir leid, aber bei manchen Dingen 
ist Zynismus der einzig wirksame psychologi- 
sche Selbstschutz. 


agp 
PS: Ich bitte alle Huren dieser Welt herzlich um 


Entschuldigung für den diffamierenden Ver- 
gleich mit der CIA. 
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Wer liest schon hundert Zei- 
tungen? Und wer tut sich Bun- 
deswehrpostillen ebenso an wie 
Fachblätter der Rüstungsindustrie und 


die wissenschaftlichen Studien der 
Friedensforschung? 


Wir. 
Die amı berichtet monatlich 
über Krieg und Frieden, Rü- 
stungswirtschaft, Militärbündnıs- 
se, Gewaltapparat, Weaffentechnik, 


Beschaffung, Ideologie, Waffenhandel, 
Friedensforschung, Friedensbewegung und 
Rechtsprechung. Mit Ihematischer Gliederung 
und ausführlichen Jahresregister. Und dann 
sind da unsere 


Themenhefte: 


Medien und Krieg (6/95) 
Non-Proliferation (12/94) 
Wehrpflicht - Dienstpflicht - Zivildienst 
(10/94) 

Frauen gegen Krieg und Militär (6/94) 
Umrüstung in Europa (12/93) 
Militarismus und Rechtsextremismus 
(10/93) 

(älıere Hefte auf Anfrage) 


Jahresabo DM +43,-, Schnupperabo (zwei Normal- 
hefle. ein Themenhef) DM 10,- (incl. Porno). 
Themenhen 4,50; Normalhefi DM 3,- (plus Pono). 
Probeheft gratis. Bezug: Elöholzsır. Il, D-10781 
Berlin. Tet/Fax: (030) 215 1035. E-Mail 
amit zedau.fu-berinde. Word Wide Web 
(ub4G zedat fu-berlin.de:808Y-arendanu, him 


antimilitarısmus 


information seit 197} 
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Solidarität, nicht Identifikation 
Notwendige Einleitung zu einigen Erklärungen der 


westdeutschen „radikalen Linken“ 


m Folgenden geben wir eine Reihe von Artikeln, 
Flugblättern und Erklärungen im Rahmen der 
gegenwärtigen Repressionswelle gegen Grup- 

pen der sogenannten „radikalen Linken“ wie- 
der. Wir haben das in der Vergangenheit nur 
ausnahmsweise getan, unter anderem weil sich 
diese Blätter vor allem an einen engeren Kreis 
von Sympathisanten wandten. In Zusammen- 
hang mit der 129a-Kampagne scheint jetzt 
immerhin dieser oder jener Gruppe aufgegan- 
gen zu sein, daß es nicht falsch wäre, auch von 
einer etwas größeren Öffentlichkeit oder soge- 
nannten „Liberalen“ verstanden zu werden, 
Leuten also, die aus Erwägungen der Bürger- 


42 


und Menschenrechte solche Verfahrensweisen. 
nicht billigen wollen. Diese Leute werden zwar 
von vielen „radikalen Linken“ tief verachtet, ihre 
Unterstützung hat sich aber in der Vergangen- 
heit gelegentlich als wesentlich erwiesen. 

Nun mages zwar unsolidarisch erschei- 
nen, sich von Leuten zu distanzieren, die in 
einer Notlage sind. Wir könnten aber leicht in 
die Position kommen, als humanitäre Schwät- 
zer in der UnterstützerInnenfront willkommen 
zu sein, nachher aber als ‚Liberale‘ wieder 
zutiefst verachtet zu werden. Deshalb ist es 
richtig und wichtig, gerade an dieser Stelle 
unsere Reserven zur westdeutschen „radikalen 
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Linken“ zu äußern. Das fängt schon mit dem 
Begriff an. „Die Linke“ hat ihren Namen daher, 
daß die Sozialdemokraten im norddeutschen 
Reichstag (1866) auf der linken Seite Plätze 
bekamen. Damals gab es noch die einige sozia- 
listische Bewegung, die sich seit dieser Zeit in 
die unterschiedlichsten Strömungen spaltete: 
Die Anarchisten wurden von Marx aus der 
Internationale ausgeschlossen, der Erfurter 
Parteitag schuf die Parteiverfassung der Sozi- 
aldemokratie. Die Bernsteinianer formulierten 
ihr Bekenntnis zu einem reformerischen Wegin 
der parlamentarischen Demokratie zum Sozia- 
lismus. Demgegenüber schuf Lenin das Modell 
der zentralistischen avantgardistischen Kader- 
partei, das ab 1917 auf ein ganzes Land erwei- 
tertwurde und aufdem 10. Parteitag der KPdSU 
und durch Stalin unter dem schönfärberischen 
Begriff des „Demokratischen Zentralismus“ zur 
Ideologie einer totalitaristischen terroristischen 
Diktatur gemacht wurde. Nicht zu denken andie 
zahlreichennnichtmarxistischen Strömungendes 
Sozialismus, die Physiokraten beispielsweise, 
die die Vergesellschaftung von Boden und Geld 
als Weg zum Sozialismus sehen und heute von 
„radikalen Linken“, gestützt auf falsche Gesell- 
Zitate. als präfaschistische Strömung diffamiert 
werden. „Bevor ich mich mit jemanden auf 
einen gemeinsamen Weg begebe“, hat mal ein 
gebranntes Kind gesagt, „möchte ich zunächst 
wissen, wohin denn dieser Weg führt und mit 
welchen Mitteln wir uns fortbewegen“. Wenn 
also wortreich die „Einheit der Linken“ beschwo- 
ren wird, wollen wir zumindestens ausgeschlos- 
sen wissen, daß wir mit potentiellen Massen- 
mördern in einem Boot sitzen. Das möchten wir 
nicht. 

Zu glauben, daß der Vorsatz des Wor- 
tes „Radikal“ irgend etwas am schwimmenden 
Inhalt des Wortes „Linke“ ändert, ist ein Charak- 
teristikum der westdeutschen „radikalen Lin- 
ken“. Gegenüber den genannten großen Strö- 
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mungen erscheinen alle die hier verbreiteten 
Richtungen zunächst harmlos. Wenn man nicht 
wie die „Antinationalen-Antideutschen“ vor lau- 
ter Haß auf Großdeutschland die dem entge- 
genstehenden imperialistischen Strömungen 
liebenswert findet und demzufolge Verständnis 
für die mit den Faschisten verbündeten russi- 
schen Kommunisten oder die französischen 
Atombombentests äußert oder die Kriegsver- 
brechen der serbischen Warlords verniedlicht. 
Nicht weniger folgenreich könnten die verschie- 
densten Strömungen sein, die derzeit unter 
dem Stichwort „Organisierung“ klammheimlich 
eine neue linke Kaderpartei anstreben. Auf 
einem bösen anti-emanzipativen Holzweg sind 


“ die Feministinnen, die im Kampf für Frauen- 


rechte oft die Zielstellung der Gleichheit aller 
Menschen aus dem Auge verlieren und statt- 
dessen für die Machtergreifung der Frauen 
kämpfen. Weniger ernst zu nehmen sind eine 
Reihe anderer Richtungen, die in der gleichen 
Weise einen Fetisch für das Ziel erklären, 
Veganer, Tierrechtler, Esoteriker, 
Esperantisten. 
Perspektivios wie die westdeutsche ‚ra- 
dikale Linke“ derzeit ist, neigt sie dazu, die 
Mittel, Wege und Ziele für richtig und wichtig zu 
halten, die die deutsche Obrigkeit als beson- 
ders gefährlich empfindet und entsprechend 
verfolgt. Nur so ist die mächtige Woge von 
Sympathie zu erklären, die der RAF in immer 
blindwütigere Mordaktionen folgte, bis - ja, bis 
einige RAF-Leute begannen, das zu reflektie- 
ren, was sie die ganze Zeit getrieben haben. 
Das trug ihnen natürlich den Vorwurf des „Re- 
visionismus“ oder gar des „Opportunismus“ ein 
und derzeit sind es andere Matadore, die die 
Sympathie der radikalen „Massen genießen. 
Beispielsweise die AIZ, K.O.M.I.T.E.E., die 
Antifa (M) oder die verbotene Zeitschrift „Radi- 
kal“, die so langweilig ist, daß sie bisher nur 
noch von ausgesprochenen Nostalgikern gele- 
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sen wurde, mit der neuerlichen Verfolgungs- 
kampagne gegen sie aber einen ungeahnten 
Aufschwung erlebt. Leider sind eben viele ‚ra- 
dikale Linke“ ein wenig masochistisch, sie sind 
- negativ - von der Verfolgung des Staates 
abhängig. Statt Erfolge bei gesellschaftlicher 
Veränderungen, sucht sie Verfolgung durch 
den Staat und Erfolge im Widerstand. 
Demgegenüber ist man nach dem alten 
Motto, daß „die Trauben zu sauer sind“ voller 
Verachtung auf die breiten Massen und sich 
selbst genug. Stattdessen werden in den eige- 
nen Szenen sektiererische Kulte und entspre- 
chende Sündenbockrituale bis zur Selbstauf- 
lösung betrieben - aber das hatten wir ja schon. 


Die Erkenntnis, daß gesellschaftliche Wirkung 


nur dann erzielbar ist, wenn man sich an den 
Bedürfnissen und Empfindungen der konkreten 
Leute vor Ort orientiert und nicht irgendwelcher 
fiktiver „revolutionärer Massen“, diese Erkennt- 
nis dringt nur widerwillig und gelegentlich in 
einige Köpfe ein. 


Für uns als eine aus der ostdeutschen 


nichtautoritären Linken kommende Zeitschrift 
gibt es einige wesentliche Essentials für eine 
ernst zu nehmende zukünftige deutsche Linke, 
mit wir uns identifizieren könnten: Anti- 
stalinismus: für uns darf Sozialismus nicht Or- 
ganisation der Gesellschaft von oben durch 
eine Avantgarde bedeuten, sondern ist nur als 
Selbstorganisation der Bevölkerung denkbar. 
Emanzipation: Maßstäbe eines gesellschaftli- 
chen Fortschritts sind für uns Schritte zu mehr 
Gleichheit, Freiheit und Solidarität. Die Mittel 
müssen in etwa dem Ziel entsprechen. Zum 
Kampf für eine neue Gesellschaft gehört auch 
der Einsatz für die Einhalt und den Ausbau von 
Bürger- und Menschrechten. 

Von diesem Standpunkt solidarisieren 
wir uns auch mit allen von der staatlichen 
Repression Verfolgten. Wenn wir nicht heute 
gegen das protestieren, was Leuten passiert, 
die uns zunächst weniger sympathisch erschei- 
nen, wird es morgen uns und übermorgen alle 
erwischen. Das sollte eigentlich eine Binsen- 
weisheit sein. Red. 


Bundeskanzleramt zu „Bundesweiten Durchsuchungen 


der Bundesanwaltschaft gegen Linksextremisten“ 
Betr.: Kleine Anfrage der Abgeordneten Annelie Buntenbach, Angelika Beer, Winfried 
Nachtwei, Manfred Such und der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN betreffend „Bundes- 
weite Durchsuchungen der Bundesanwaltschaft gegen Linksextremisten“ - Drucksache 13/ 
1927 - Bezug: Schnellbrief des Bundeskanzleramtes vom 5. Juli 1995 - 031-112 04 - KA 13/ 


1927/95 - 


Im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt 
und dem Bundesinnenminister des Inneren 
beantworte ich die Kleine Anfrage der Abgeord- 
neten Annelie Buntenbach, Angelika Beer, Win- 
fried Nachtwei, Manfred Such und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN - Drucksache 13/ 
1927 - wie folgt: 

Wir fragen die Bundesregierung: 


an 


1. Bei welchen Personen, Personengruppen 
oder Verbänden sind am 13.6.1995 auf Veran- 
lassung der Bundesanwaltschaft oder aber ei- 
ner Staatsanwaltschaft an welchem Landge- 


richt jeweils wie viele 


a) Durchsuchungen 
b) Beschlagnahme ihrer Habe, 
jeweils angeordnet und durchgeführt worden ? 
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2. In wie vielen Fällen lag dem jeweils ein 
Ermittlungsverfahren (Angabe des Straftatbe- 
standes!) im Zusammenhang 

a) mit der „Roten Armee Fraktion“ 

b) mit den „Antiimperialistischen Zellen“ 

c) mit dem „K.O.M.I.T.E.E.“ 

d) mit der „Radikal“ 

e) mit welchen sonstigen Delikten, 

zugrunde? 

Fragen 1. und 2.: Antwort: 

Zum Schutze der Privatsphäre von Beschuldig- 
ten und Verdächtigen sind der Weitergabe von 
personenbezogenen Daten durch Strafver- 
folgungsbehörden für. Zwecke außerhalb eines 
Strafverfahrens enge Grenzen gesetzt. Die 
namentliche Bekanntgabe der Personen, Per- 
sonengruppen oder Verbände, bei denen am 
13. Juni 1995 durchsucht worden ist, kommt 
deshalb nicht in Betracht. 

Bei den exekutiven Maßnahmen des 
Generalbundesanwaltes am 13. Juni 1995 wur- 
den insgesamt 55 Objekte durchsucht; in der 
‚Regel führten die Durchsuchungen zur Sicher- 
stellung und Beschlagnahme von Beweismit- 
teln. In 17 Fällen richteten sich die Ermittlungen 
gegen Mitglieder der terroristischen Vereini- 
gung „Antiimperialistische Zelle“, in 4 Fällen 
gegen Mitglieder der terroristischen Vereini- 
gung „K.O.M.I.T.E.E.“ und in 33 Fällen gegen 
die Verantwortlichen der Untergrundzeitschrift 
„Radikal“. Die Durchsuchungen eines weiteren 
Objekts erfolgte im Zusammenhang mit Ermitt- 
lungen gegen „Radikal“ und „Rote-Armee-Frak- 
tion“. 

3. a) In jeweils wie vielen Fällen wurden die 
Durchsuchungen gegen Täter oder Teilnehmer 
gemäß $. 102 StPO durchgeführt jeweils 

- zum Zwecke seiner Ergreifung oder 

- zum Auffinden von Beweismitteln? 
Antwort: In 52 Fällen stützte sich die 
Durchsuchungsanordnung auf $ 102 StPO und 
diente dem Auffinden von Beweismitteln. 

b) Aufgrund welcher Tatsachen, war hierbei zu 
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vermuten, daß die Durchsuchungen zum Auf- 
finden von Beweismitteln oder zur Ergreifung 
des Täters führen werde? 

Antwort: 

Die Anordnung der Durchsuchungen beruhte 
auf den in den einzelnen Ermittlungsverfahren 
gewonnenen Ermittlungserkenntnissen. 

4. a) In jeweils wie vielen Fällen wurden die 
Durchsuchungen jeweils gegen „andere Perso- 
nen“ gemäß $ 103 StPO durchgeführt 

- zur Ergreifung des Beschuldigten, 

- zur „Verfolgung von Spuren einer Straftat‘, 

- zur Beschlagnahme „bestimmter“ Gegenstän- 
de? 

Antwort: Drei Objekte wurden aufgrund einer 
Anordnung nach $ 103 Abs. 1 Satz 1 StPO 
durchsucht, davon in einem Fall zur Ergreifung 
eines Beschuldigten und in zwei Fällen zur 
Beschlagnahme bestimmter Beweismittel. 

b) Aufgrund welcher Tatsachen war hierbei 
jeweils zu schließen, daß die gesuchten Perso- 
nen, Spur oder Sache sich in den durchsuchten 
Räumen befindet? 

c) Aufgrund welcher Tatsachen war zu schlie- 
ßen, daß der Beschuldigte nach $ 129a StGB 
sich im gleichen Gebäude aufhielt ($ 103 Abs. 
1 Satz 2 StPO)? 

Antwort: Auf die Antwort zu Frage 3.b) wird 
Bezug genommen. 

5, In wie vielen Fällen wurden die Durchsuchun- 
gen jeweils 

a) vom Richter angeordnet 

b) wegen „Gefahr im Verzug‘, 

aa) durch die Staatsanwaltschaft, 

bb) durch die Polizei, 

c) in wie vielen Fällen aufgrund $ 103 Abs. 1 
Satz 2 StPO? 

Antwort: Fast alle Objekte wurden auf Anord- 
nung des Ermittlungsrichters des Bundesge- 
richtshofes durchsucht. Allerdings waren In 
wenigen Fällen Anschlußmaßnahmen erforder- 
lich, die sich auf Räumlichkeiten in unmittelba- 
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rem Zusammenhang mit dem jeweils durch- 
suchten Objekt erstreckten. Sie beruhten - wie 
auch die Durchsuchung eines weiteren Objekts 
- auf staatsanwaltschaftliche Anordnung. 
Anschlußmaßnahmen nach 8 103 Abs. 
1 Satz 2 StPO wurden nicht durchgeführt. 
6. Aufgrund welcher der unter 1. - 5. genannten 
Ermittlungsverfahren, Durchsuchungsvoraus- 
setzungen und -umstände wurden am 13.6.95 
die Räumlichkeiten des „Notruf für vergewaltig- 
te Frauen und Mädchen“ in Neumünster durch- 
sucht? 
7. Aufgrund welcher der unter 1. - 5. genannten 
Ermittlungsverfahren, Durchsuchungsvoraus- 
setzungen und -umstände wurden am 13.6.95 
die Räumlichkeiten des Arbeitslosenzentrums 
in Lübeck durchsucht? 
8. Aufgrund welcher der unter 1. - 5. genannten 
Ermittlungsverfahren, Durchsuchungsvoraus- 
setzungen und -umstände wurden am 13.6.95 
die Räumlichkeiten der antifaschistischen Grup- 
pe „Informationsdienst Schleswig-Holstein“ in 
Neumünster durchsucht? 
Fragen 6., 7. und 8.: Antwort: 
Sowohl in Neumünster als auch in Lübeck wur- 
den Räume und Nebengelasse von sogenann- 
ten „Info-Läden“ durchsucht. Die Durchsuchun- 
gen beruhten jeweils auf einer Anordnung des 
Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofes 
nach $ 102 StPO. Allerdings sind die Räumlich- 
keiten nicht nur von den Beschuldigten und 
Verdächtigen, sondern auch von anderen Per- 
sonen benutzt worden. Das erklärt die Durch- 
suchung beim „Notruf für vergewaltigte Frauen 
und Mädchen“, die beendet wurde, nachdem 
die Durchsicht der vorgefundenen Gegenstän- 
de einen Verfahrensbezug nicht erkennen ließ. 
Daß die Durchsuchung in Neumünster auch die 
antifaschistische Gruppe „Informationsdienst 
Schleswig-Holstein“ umfaßt hat, war während 
ihrer Durchführung nicht zu erkennen. 
9. a) In welchen Bundesländern sind am 
13.6.1995 jeweils wie häufig Durchsuchungen 
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durchgeführt worden? 
Antwort: In Berlin wurden 5, in Rheinland- 
Pfalz 1, inMecklenburg-Vorpommern 2, in Nord- 
rhein-Westfalen 15, in Hamburg 11, in Nieder- 
sachsen 3, in Schleswig Holstein 7 und in 
Bremen 11 Objekte durchsucht. 
b) Welche der unter 1. - 5. genannten 
Durchsuchungsvoraussetzungen und - 
umstände lagen dem jeweils zugrunde? 
Antwort: In Mecklenburg-Vorpommern, Nord- 
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz wurde je 
ein Objekt aufgrund einer Anordnung nach $ 
103 Satz 1 StPO-durchsucht. Die weiteren in 
der Antwort zu Frage 9 a) aufgeführten Durch- 
suchungen erfolgten auf der Grundlage des $ 
102 StPO. Im übrigen wird auf die Antworten zu 
den Fragen 1. bis 5. Bezug genommen. 
c) Bei welchen der erfragten Durchsuchungen 
wurde das Bundeskriminalamt eingesetzt? 
Antwort: In drei Fällen war das Bundeskrimi- 
nalamt mit den Ermittlungen beauftragt. Soweit 
in den übrigen Fällen die Länderpolizeien mit 
den Ermittlungen beauftragt waren, kann der- 
zeit nicht übersehen werden, inwieweit das 
Bundeskriminalamt im Einzelfall unterstützen- 
de Hilfe geleistet hat. 
10. In wie vielen Fällen bestätigte sich der oben 
genannte Anfangsverdacht in Bezug auf das 
a) Auffinden des im Beschluß genannten Ver- 
dächtigen? 
Antwort: In einem Fall erfolgte die Durchsu- 
chung zur Ergreifung des im Beschluß genann- 
ten Verdächtigen (s, Antwort zu Frage 4.a)). Er 
wurde jedoch nicht aufgefunden. 
Rechtsgrundlage für die Ergreifung von 
vier Beschuldigten war jeweils ein Haftbefehl 
des Ermittlungsrichters des Bundesgerichtsho- 
fes. 
b) Auffinden von Beweismitteln? (Bitte nach 
den unter 1. - 5. genannten Ermittlungs- 
komplexen, Durchsuchungsvorausseizungen 
und -umständen gliedern.) 
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Antwort: Da in allen Fällen die Auswertung der 
beschlagnahmten Beweismittel noch andauert, 
kann diese Frage zur Zeit nicht beantwortet 
werden. 

11. Wann sollen die beschlagnahmten Materia- 
lien und die Computeranlagen der antifaschisti- 
schen Gruppe „Informationsdienst Schleswig- 
Holstein“ in Neumünster zurückgegeben wer- 
den? 

Antwort: Die Rückgabe erfolgt voraussichtlich 
in der 28. Kalenderwoche 1995. 

12. Ist es richtig, daß es sich bei der Durchsu- 
chung von über 50 Objekten am 13.6.1995 um 
einen „Präventivschlag gegen die linke Szene“ 
handelte, wie Bundesinnenminster Kanther es 
in einer Fernsehsendung nannte, und auf wel- 
. cher Gesetzesgrundlage führt die Bundes- 
anwaltschaft „Präventivschläge“ aus? 
Antwort: Die Bundesanwaltschaft hat am 13. 
Juni 1995 ausschließlich strafprozessuale Maß- 
nahmen durchgeführt. 

13. Welchen Bezug haben die beidem Beschul- 
digten Andreas E. beschlagnahmten Unterla- 
gen über die Unterwanderung der Lübecker 
Polizei durch Neonazis zu dem gegen den 
Beschuldigten eingeleiteten Verfahren, und 
wann werden die Unterlagen zurückgegeben? 
Antwort: Eine Antwort ist derzeit nicht möglich, 
da die Auswertung der beschlagnahmten Be- 
weismittel noch andauert. Sie werden zurück- 
gegeben, sobald sie nicht mehr benötigt wer- 
den. 

14. In welchen Zusammenhang zu den unter 2. 
genannten Ermittlungskomplexen steht die in 
einer Hamburger Druckerei beschlagnahmte 
Druckplatte eines Flugblattes der Gruppe „Anti- 
rassistisches Telefon“,.in dem zu Mahnwachen 
wegen der rassistischen Überfälle in Hambur- 
ger Polizeistationen aufgerufen wird? 
Antwort:Bei der Durchsuchung wurden Druck- 
platten nicht sichergestellt. In Beschlag genom- 
mene Druckfolien wurden nach Sichtung be- 
reits am 26. Juni 1995 wieder freigegeben. Ob 


48 


die in der Frage bezeichnete Vorlage dabei war, 
ist nicht festgestellt worden. 

15. Inwieweit trifft es zu, daß sich die durchsu- 
chenden Polizeikräfte in einem Gebäude in der 
Kölner Ludolf-Camphausen-Str. zu Beginn der 
Durchsuchung weder verbal zu erkennen ga- 
ben noch durch ihre Dienstkleidung eindeutig 
zu erkennen waren, was u.a. dazu führte, daß 
ein Bewohner die Polizei um Hilfe rief, weil er 
einen rechtsextremen Überfall vermuten muß- 
te und die durchsuchenden Polizeikräfte 
Blendschockgranaten einsetzten? 

Antwort: Bei den Einsatzkräften, die das Ge- 
bäude zuerst betraten, handelte es sich um 
SEK-Beante, die sich unmittelbar nach Betre- 
ten eindeutig und unüberhörbar als Polizei zu 
erkennen gaben. Die SEK-Beamten trugen 
dienstliche Einsatzanzüge mit dem nordrhein- 
westfälischen Landeswappen am Oberarm so- 
wie Klettbänder mit der Aufschrift „Polizei“ im 
Brust- und Rückenbereich oder weißen Arm- 
binden mit der Aufschrift „Polizei“. Den so ge- 
kennzeichneten SEK-Kräftenfolgten uniformier- 
te Polizeibeamte und danach erst mit deutli- 
chem Abstand Kriminalbeamte in ziviler Klei- 
dung, die Armbinden mit der Aufschrift 
„Kriminalpolizei“ trugen. 

Während des Eindringens wurden die 
SEK-Kräfte durch zwei Hausbewohner, die sich 
indenoberen Stockwerken aufhielten, mit Glas- 
flaschen beworfen. Ein Beamter wurde da- 
durch leicht am Kopf verletzt. Da diese Perso- 
nen ihr Handeln auch nach ausdrücklicher Auf- 
forderung nicht einstellten, wurden durch die 
SEK-Beamten akustische Irritationskörper ein- 
gesetzt, um die Festnahme zu erleichtern. 

16. Wie viele Ermittlungsverfahren nach $ 129a 
StGB (alle Tatbestands-Alternativen) wegen 
einer terroristischen Vereinigung werden der- 
zeit gegen Linksextremisten und Rechtsextre- 
misten jeweils geführt? 

Antwort: Beim Generalbundesanwalt sind zur 
Zeit 105 Ermittlungsverfahren mit linksextremi- 
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stischem Hintergrund und 2 Ermittlungsverfah- 
ren mit rechtsextremistischem Hintergrund an- 
hängig, in denen er wegen $ 129 a StGB 
originär zuständig ist ($ 120 Abs. 1 Nr. 6 GVG). 
Darüber hinaus werden von ihm 3 weitere Er- 
mittlungsverfahren mit rechtsextremistischem 
Hintergrund geführt, die er nach $ 120 Abs. 2 
Nr. 3 GVG an sich gezogen hat. 

17. Wie viele Ermittlungsverfahren sind im Zu- 
sammenhang mit der Herausgabe oder Ver- 
breitung der „Radikal“ seit deren Bestehen ge- 
führt worden? 

Antwort: Seit dem Erscheinen der Untergrund- 
zeitschrift „Radikal“ hat der Generalbundesan- 
walt insgesamt 150 Ermittlungsverfahren ein- 
geleitet. Die meisten dieser Verfahren sind 
nach $ 142 ä Abs. 2 Nr. 2 GVG an die Landes- 
staatsanwaltschaften abgegeben, einige auch 
eingestellt worden. 

18. Wie viele Wohnungen, Läden oder sonstige 
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Stellen wurden im Zusammenhang mit Ermitt- 
lungsverfahren wegen der Herausgabe und 
Verbreitung der „Radikal“ seit deren Bestehen 


“durchsucht? 


Antwort: In den in der Antwort zu Frage 17 
genannten Ermittlungsverfahren sind vor dem 
13. Juni 1995 insgesamt 89Wohnungen, Läden 
oder sonstige Stellen durchsucht worden. 
19. Wie viele Personen sindim Zusammenhang 
mit der Herausgabe oder Verbreitung der „Ra- 
dikal“ seit deren Bestehen rechtswirksam ver- 
urteilt worden und wie hoch waren die verhäng- 
ten Geld- oder Freiheitsstrafen? (Bitte einzeln 
aufführen). 
Antwort: Angaben sind nicht möglich, da der 
Generalbundesanwalt fast alle Ermittlungsver- 
fahren an die Landesstaatsanwaltschaften ab- 
gegeben hat. 

(Gezeichnet mit: Leutheusser- 

Schnarrenberger) 
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Bundesweite Razzien und Verhaftungen 
Aus der Rote-Hilfe-Zeitung 3/95 ein Artikel zur Einschätzung der Durchsu- 
chungen und Verhaftungen am 13.6.: 


Am 13.6. wurden bundesweit auf Anordnung 
der Bundesanwaltschaft (BAW) über 80 Woh- 
nungen, linke Projekte, Infoläden und Vereine 
durchsucht. Betroffen sind unter anderen auch 
verschiedene Betriebe, Arbeitsloseninitiativen, 
ein Frauen-Notruf-Projekt und eine Therapie- 
gemeinschallspraxis. Große Mengen Material, 
persönliche Aufzeichnungen und Sachen, Fo- 
tos, Adreßbücher, jede Menge Disketten und 
Computer wurden beschlagnahmt. Die einge- 
setzten Polizisten gingen dabei in einigen Fäl- 
Ien mit äußerster Brutalität vor: Wohnungen 
wurden von vermummten SEK-Angehörigen in 
Kampfanzügen und mit gezogenen Waffen ge- 
stürmt, Türen wurden aufgesprengt, Blend- 
schockgranaten kamen zum Einsatz, selbst 
Kinder wurden stundenlang festgehalten. Zwei 
Betroffene mußten eine Stunde nackt und ge- 
fesselt auf dem Boden liegen. Zufällig anwe- 
sende Personen wurden zu Zeugen erklärt, um 
sie mit Androhung von Beugehaft und anderen 
Repressalien zu sofortigen Aussagen zu er- 
pressen: „Wenn Sie nicht mehr sagen, kommen 
Sie nach Karlsruhe und das kann lebensbe- 
drohlich für Sie werden.“ (ein Staatsanwalt in 
Lübeck) 

Im Zuge dieser Durchsuchungen kam 
es zu vier Verhaftungen und einer größeren 
Zahl vorläufiger Festnahmen. Die vier Verhaf- 
teten aus Rendsburg, Lübeck, Münster und 
Berlin wurden noch am selben Tag zur 
Bundesanwaltschaftnach Karisruhe verschleppt 
und dann auf verschiedene Knäste in der Nähe 
von Karlsruhe verteilt. Ihnen wird vorgeworfen, 
an der Herstellung und Verbreitung der Zeit- 
schrift „radikal“ beteiligt gewesen zu sein. Dar- 
aus wird Mitgliedschaft in einer kriminellen Ver- 
einigung ($129 StGB) und Unterstützung einer 
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terroristischen Vereinigung ($129a StGB) 
konstruiert. 

Diese Staatsschutzaktion wirft natür- 
lich die Frage nach ihren Zielen auf. Wir den- 
ken, daß diese offensichtlich langfristig geplan- 
te Aktion unter mehreren Aspekten betrachtet 
werden muß. 

Die Aktion spielte sich in einer gesell- 
schaftlichen Situation ab, inder es aufgrund der 


faschistischen Anschläge gegen Menschen und 


jüdische Einrichtungen in der bürgerlichen Öf- 
Ientlichkeit eine zunehmende Batroffankait gibt. 
Wenige Tage vor dem 13.6. gab es einen fa- 
schistischen Briefbombenanschlag auf eine 
Journalistin, am 13.6. auf einen sozialdemo- 
kratischen Lübecker Politiker. Die Bundesre- 
gierung sieht sich genötigt, mit gelegentlichen 
Verboten faschistischer Organisationen und 
einigen Schauprozessen (Solingen) den Ein- 
druck zu erwecken, daß die „rechtsstaatlichen 
Mittel“ gegen faschistische Täter ausgenutzt 
würden. In Wirklichkeit werden diese ‚rechts- 
staatlichen Mittel“ trotz des verbreiteten faschi- 
stischen Terrors weiterhin vor allem gegen 
Linke verwendet. So wird beispielsweise wei- 
terhin der größte Teil der Ermittlungsverfahren 
gegen „terroristische Vereinigungen“ gegenLin- 
ke geführt: Allein 1992-94 gab es 389 Ermitt- 
lungsverfahren wegen sog. Linksterrorismus, 
(Zum Vergleich: 13 Ermittlungsverfahren we- 
gen Rechtsterrorismus). Ein großer Teil dieser 
Verfahren richtet sich im übrigen gegen Men- 
schen und Gruppen, die vollkommen legal ar- 
beiten, wie z.B. im 129a-Verfahren gegen Ursel 
Quack aus Saarbrücken, die angeblich mitihrer 
Arbeit in verschiedenen linken Organisationen, 
wie dem „Antirassistischen Telefon“, der „Akti- 
on Gelber Punkt“ und einer Stadtteilzeitung im 
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Auftrag der RAF das Konzept des Aufbaus 
einer „Gegenmacht von unten“ in der Region 
Saarbrücken umgesetzt habe oder wie die ver- 
suchte Kriminalisierung einer Dokumentation 
des GNN-Verlages „BRD - RAF“. Eine Liste von 
129a-Verfahren dieser Qualität gegen Linke 
ließe sich endlos fortführen. 

Angesichts der Bedeutungslosigkeitder 
Linken in der gesellschaftlichen Diskussion und 
des fast vollständigen Fehlens militanter Aktio- 
non wird im Gegensatz zu früheren Jahren eine 
„Gefahr von Links“ der breiten Öffentlichkeit 
nicht bewußt sein. Am und nach dem 13.6. 
wurde die Durchsuchungsaktion in den Medien 
in Zusammenhang mit der Fahndung nach Mit- 
gliedern der „Antiimperialistischen Zellen‘ (AI), 
der RAF und des „K.O.M.I.T.E.E.S.“ dargestellt 
und damit versucht, mal wieder die ‚„terroristi- 
sche Gefahr“ an die Wand zu malen. Auch die 
Zusammenfassung polizeilicher Aktionen ge- 
gen verschiedene Gruppen an einem Tag und 
die umfangreichen Hausdurchsuchungen, die 
zum größten Teil im Zusammenhang mit den 
vier wegen „radikal“ Verhafteten stand, sollen 
den Eindruck erwecken, daß es hier darum 
ging, darzustellen, daß es noch immer eine 
große Zahl „gefährlicher Terroristen“ und Sym- 
pathisanten gäbe, gegen die vorzugehen ist. In 
diesem Kontext wird auch klar, warum Wochen 
vorher die AlZ in den Medien zur Nachfolgeor- 
ganisation der RAF aufgebaut wurde. Gleich- 
zeitig kann mit dem „Gespenst des Terroris- 
mus“ die bundesweite Hausdurchsuchungs- 
aktion bei den unterschiedlichsten Menschen 
aus der linken und linksradikalen Szene und die 
Verhaftung von vier Menschen medienwirksam 
und ohne Kritik aus breiteren Kreisen befürch- 
ten zu müssen, verkauft werden. 

Noch am Abend des 13.6. räumte In- 
nenminister Kanther in der ARD ein, Ziel der 
Aktion sei eine „zielgerichtete präventive Maß- 
nahme zur Einschüchterung gegen die linksra- 
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dikale Szene“. Dem Zwecke der Einschüchte- 
rung sollte sicherlich dienen, daß alle mögli- 
chen Räumlichkeiten, in denen sich die Ge- 
suchten angeblich häufiger aufgehalten haben 
und in einigen Fällen zufällig im selben Gebäu- 
debefindliche Einrichtungen, Vereine etc. gleich 
mitdurchsuchtwurden. Oderzuwelchem Zweck 
werden z.B. ein Notruf für vergewaltigte Frauen 
und Mädchen durchsucht, eine Therapie- 
gemeinschaftspraxis, Arbeitsiosenzentren und 
ähnliches. Sicherlich nicht, um weitere Erkennt- 
nisse in Bezug auf die radikal, die AlZ oder das 
K.O.M.I.T.E.E. zu erhalten. Zu welchem Zweck 
wurde z.B. in der durchsuchten Hamburger 
Druckerei eine Druckplatte, nicht mit Seiten der 
„radikalt, sondern mit einem Flugblatt das Anli- 
rassistischen Telefons, indem zu Mahnwachen 
gegen rassistische Übergriffe in Polizeiwachen 
aufgerufen wird, beschlagnahmt? 

Die in Staatsschutzangelegenheiten 
gewöhnlich gut unterrichtete „Welt“ ergänzte 
einen Tag später, das Vorgehen richte sich 
gegen die „anarcho-kommunistisch orientier- 
ten Autonomen“, deren Betätigungsfelder 
„Antifaschismus, Antirassismus, Antiimpe- 
rialismus und Antikolonialismus“ sind. Die Welt 
zitiert weiterhin den Verfassungsschutz, den 
offensichtlich besonders interessiert, daß For- 
derungen aus der Szene nach Organisierung 
zunehmend auf Resonanz stoßen und weist in 
diesem Zusammenhangauch auf Vernetzungs- 
versuche auf europäischer Ebene (z.B. interna- 
tionale Infoladentreffen) hin. 

Schon seit einiger Zeitistoffensichtlich, 
daß dem Staatsapparat alle linken Organisie- 
rungsversuche, die eine Strategiedebatte füh- 
ren und/oder zumindest versuchen, Kommuni- 
kation und Informationsaustausch zu gewähr- 
leisten, ein Dorn im Auge sind und daß mit allen 
Mitteln versucht wird, diese Ansätze zu zerstö- 
ren. Die Aktion vom 13.6. kann als Teil dieser 
Politik gewertet werden, ebenso wie beispiels- 
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- weise auch der Kriminalisierungsversuch ge- 
gen die Göttinger Antifa (M). Über 50 Men- 
schen wurden nach $129 oder 129a angeklagt; 
diese Vorwürfe baten die Grundlage für jahre- 
lange umfangreiche Observationen. Die krimi- 
nellen Delikte, auf deren Grundlage Anklage 
erhoben wurde, sind Verstöße gegen das 
Versammlungsgesetz und das Presserecht 
sowie ein Plakat. Die Anklagen wurden vom 
zuständigen Oberlandesgericht abgelehnt. Die 
genannten Verstöße werden nun vor dem Amts- 
gericht verhandelt. 

Ein Bestandteil von linken Kommuni- 
kationsstrukturen sind auch die in den letzten 
Jahren in vielen Städten entstandenen Info- 
läden/Infocafes, von denen einige ebenfalls 
von den Durchsuchungen betroffen waren. In 
ihnen kann mensch sich über lokale, regionale, 
überregionale und internationale politische Er- 
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eignisse und Aktivitäten informieren und aus- 
tauschen und Diskussionspapiere und linke 
Zeitungen und Flugblätter erhalten. Über bun- 
desweite/internationale Infoladentreffen entwik- 
kelte sich eine lose Struktur. Aus diesen Treffen 
heraus sind auch weitergehende Organi- 
sierungsansätze entstanden. 

Hierzu paßt auch, daß in Neumünster 
neben den Räumen des Infoladens, das im 
selben Gebäude befindliche Büro des „Informa- 
tionsdienstes Schleswig-Holstein“ (IDSH) durch- 
sucht und die gesamte Arbeitsgrundlage des 
IDSH (Computeranlage, Archiv aufDisketten,...) 
beschlagnahmt wurde. Der IDSH ist ein seit 
einem Jahr existierendes Projekt, daß zu ver- 
schiedenen Themenkomplexen linker Politik 
Informationen sammelt, archiviert und verbrei- 
tet und sich dabei auf elektronische Medien 
stützt. / 
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Die „radikal“ kann ebenfalls als ein Be- 
standteil einer Kommunikations- und Diskus- 
sionsinfrastruktur gewertet werden. Und vor 
allem: sie erscheint trotz aller Repressions- 
versuche kontinuierlich seit über 15 Jahren. 
Jetzt wird die Zeitschrift „radikal“, bzw. die 
redaktionelle Mitarbeit an ihr, als „Kriminelle 
Vereinigung“ inkriminiert. Dieses Vorgehen ist 
neu: Bisher sind in der linken Presse, auch in 
der „radikal“, immer wieder einzelne Ausgaben 
wegen bestimmter darin veröffentlichter Texte 
kriminalisiert 
worden. 

Mit dieser neuen Konstruktion wird die 
Redaktionstätigkeit an sich zur „kriminellen 
Vereinigung‘. Sollte sich die BAW mit dieser 
Auslegung durchsetzen, jegliches Publizieren 
von Texten, die als irgendwie staatsfeindlich 
ausgelegt werden könnten, als Bildung einer 
kriminellen Vereinigung im Sinne des $129 zu 
ahnden, wäre der Kriminalisierung linker und 
kritischer Presse weiterer Vorschub geleistet. 
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Auffällig ist, daß seit einiger Zeit ver- 
mehrt der $129 (kriminelle Vereinigung) zur 
Verfolgung linker Strukturen verwendet wird. 
Dies kann mehrere Ursachen haben: Bisher ist 
der $ 129 (Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung) ein beliebtes Kriminalisierungsin- 
strument gewesen. In fast allen Fällen ging es 
hierbei um Unterstützung der RAF in irgendei- 
ner Form (Publikation von Erklärungen, Unter- 
stützung der Forderung nach Zusammenle- 
gung der Gefangenen aus der RAF und ähnli- 
ches). Möglicherweise verliert dieses Instru- 
ment nach der Erklärung der RAF, auf weitere 
Aktionen gegen Personen zu verzichten, in 
nächster Zeit an Schlagkraft. Denn zumindest 
theoretisch kann jemand nur der Unterstützung 
einer „terroristischen“ Vereinigung angeklagt 
werden, wenn die betreffende Gruppe auch 
‚terroristisch“ im Sinne des Gesetzes ist, also 
„schwere Straftaten gegen das Leben“ begeht. 
Der $ 129a hat in seiner Geschichte immer im 
wesentlichen als Ermittlungsparagraph gedient. 
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Das heißt, daß es unverhältnismäßig viel mehr 
Ermittlungsverfahren als Anklagen oder gar 
Verurteilungen nach diesem Paragraphen ge- 
geben hat. Dies ist vor allem darin begründet, 
daß im Zusammenhang mit einem Ermittlungs- 
verfahren nach $ 129a die Ermittlungsbehör- 
den den Beschuldigten und sein Umfeld nach 
Belieben bespitzeln dürfen und auf diese Weise 
Strukturen linker Zusammenhänge erforschen 
können. 

Ähnlich umfangreiche Observations- 
möglichkeiten wurden über die in letzter Zeit 
durchgesetzten Gesetzespakete zur Bekämp- 
fung der „Organisierten Kriminalität‘ gegen 
angebliche kriminelle Vereinigungen geschaf- 
fen, so daß der $ 129a hierfür nicht mehr nötig 
ist. 

Diese großangelegte Staatsschutz- 
aktion hatte ganz offensichtlich mehrere Ziele. 
Am wenigsten das der Verhaftung der Vier - 
dazu hätte es gelangt, sie in ihren Wohnungen 
"aufzusuchen. Ganz konkret geht es um eine 
weitere Kriminalisierung von linken Organisa- 
tionsansätzen, gegen diejenigen, die versu- 
chen, auch mit schwachen Kräften eine neue 
linke Perspektive und Strategie zu diskutieren 
und gegen die, die die Infrastruktur dazu stel- 
len. Neben der Einschüchterung der Linken 
dient das zusammengeraffte Material der Erfor- 


schung von Strukturen und Kommunikations- 


' wegen. Mit der Aktion versucht der Staats- 


schutz auch, das Feld für die kommenden 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen auf- 

grund der reaktionären Vorhaben der Bundes- 

regierung (wie z.B. der Kriegseinsatz in Ex- 

Jugoslawien ...:) vorzubereiten. Ganz unmittel- 
bar gehtes mit der Konstruktion der ‚radikal‘ als 
kriminelle Vereinigungaberumeinen| Einschüch- 

terungsversuch gegen die linke Presse. Der 
Feind steht links - dies wurde bei dieser Aktion 
mit aller Deutlichkeit wieder mal 

klargemacht. 

Rote Hilfe e.V. 


Die vier Verhafteten ben zur Zeit in Knästen 
in Berlin, Bielefeld, 

Lübeck und Neumünster. 

Andreas Ehresmann, Ralf Milbrandt, Rainer 
Paddenberg und Werner Konnerth 

kann geschrieben werden über: 
Ermittlungsrichter beim BGH Beyer, Herrenstr. 
45a, 76125 Karlsruhe 


Spendenkonto: Sparkasse Kiel, BLZ 210 501 
70, Kto. Nr. 91 01 28 80, Ä 

Inhab.: Rote Hilfe e.V., Verwendungszweck: 
13.6. 


Erneute Hausdurchsuchung in der Lessingstr. 33 in Köln 


Am Montag, den 10.7.95 um 12 Uhr mittags 
bekam die Hausgemeinschaft in der Lessingstr. 
33 in Köln-Ehrenfeld zum wiederholten Male 
unangekündigten „Besuch“ von Beamten des 
Landeskriminalamtes Düsseldorf und der poli- 
tischen Polizei Köln. 

Bereits am 13.6. fand eine bundesweite 
Durchsuchungsaktion in rund 80 Privatwoh- 
nungen, Hausgemeinschaften, Arbeitsstätten 
und politischen Projekten linker Strukturen statt. 
Diese seit Jahren größte Polizeiaktion gegen 
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linke Projekte wurde von den Behörden begrün- 
det mit: „Ermittlungsverfahren im Zusammen- 
hang mit den terroristischen Vereinigungen 
„Antiimperialistische Zellen (AIZ)“, „das 
K.O.M.I.T.E.E.“ und „RAF“ sowie gegen Mit- 
glieder und Unterstützer einer kriminellen Ver- 
einigung, die für die Herausgabe und die Ver- 
breitung der linksextremistischen/links- 
terroristischen Untergrunddruckschrift „radikal“ 
verantwortlich ist“ (Presseerklärung der 
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Bundesanwaltschaft vom 13.6.95). 

Während die Ermittlungen gegen AlZ, 
RAF, und K.O.M.I.T.E.E. unter Zuhilfenahme 
abenteuerlichster Konstruktionen wohl in erster 


Linie dazu dienten, die Razzien in der Öffent- - 


lichkeit zu legitimieren und die Betroffenen ein- 
zuschüchtern, stellte sich schnell heraus, daß 
es den Behörden primär um die Ergreifung 
angeblicher HerausgeberInnen der Zeitschrift 
„radikal“ ging. In diesem Zusammenhang wird 
laut Bundesanwaltschaft gegen 25 Personen 
ermittelt. 

Am 13.6. wurden 4 Personen in ver- 
schiedenen Städten festgenommen und sitzen 
seitdem unter verschärften Bedingungen in 
Untersuchungshaft. Der Hauptvorwurf lautet 
„Mitgliedschaftin einer kriminellen Vereinigung‘. 
Die langjährigen Kriminalisierungsversuche in 
der 20jährigen Geschichte der Zeitschrift „radi- 
kal“ haben so eine neue Dimension erreicht. 
Schon allein das Herstellen einer Zeitung wird 
damit quasi einem „organisierten Verbrechen“ 
gleichgesetzt. 

In Köln richten sich die Ermittlungen im 
Zusammenhang mit der „radikal“ vor allem ge- 
geneine Person, dieinderLessingstraße wohnt 
und zum Zeitpunkt der ersten Durchsuchungs- 
welle nicht angetroffen wurde. Unter der Lo- 
sung „Gefahr im Verzug“, also ohne gültigen 
richterlichen Durchsuchungsbeschluß, ver- 
schafften sich die Beamten gewaltsam Zutritt 
ins Haus. Die Begründung für die erneute Stö- 
rung des Hausfriedens lag diesmal in einem vor 
dem Haus geparkten PKW, dessen Haltereben- 
falls in der Lessingstr. wohnt. Jenes kurzerhand 
zum „corpus delicti“ erklärte Gefährt soll die 
gesuchte Person bereits vor Wochen benutzt 
haben. Diese wie üblich ohne Beweise aufge- 
stellte Behauptung reichte aus, um das Haus 
nochmals zu durchschnüffeln, den PKW zu 
beschlagnahmen und obendrein den nun flugs 
zum Zeugen ernannten Halter zum Zwecke des 
Verhörs vor einen Staatsanwalt ins Justiz- 
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zentrum in der Luxemburgerstr. zu verschlep- 
pen. 

Nachdem die Person während der Ver- 
nehmung von ihrem Recht auf Aussageverwei- 
gerung Gebrauch machte, konnte sie nach ca. 
2 Stunden das Gebäude wieder verlassen, un- 
ter dem Hinweis, das die Sache jetzt zur 
Bundesanwaltschaft nach Karlsruhe weiterge- 
leitet wird. Daraus läßt sich schließen, daß 
dieser ersten Schikane in kürzester Zeit eine 
weitere Zeugenvorladung direkt zur Bundesan- 
waltschaft folgen wird. 

Diesen staatsanwaltschaftlichen oder . 
richterlichen Vorladungen muß laut Gesetz 
Folge geleistet werden. Sollten Betroffene wei- 
terhin von ihrem Recht auf Aussageverweige- 
rung Gebrauch machen, drohtihnen Geldstrafe 
und sogar sogenannte Beugehaft bis zu 6 Mo- 
naten. So bereits geschehen einem Menschen 
aus Bremen, der am 3.7. zu 5 Monaten Beuge- 
haft verurteilt wurde, nachdem er auch bei der 
zweiten Zeugenvorladung in Karlsruhe die Aus- 
sagen verweigerte und seitdem im Knast Heims- 
heim gefangen gehalten wird. 

Wir protestieren gegen diese weitere 
ungeheuerliche Maßnahme, Menschen aus lin- 
ken Zusammenhängen zu bedrohen und einzu- 
schüchtern. Wir werden uns auch in Zukunft 
nicht nehmen lassen, von unseren Rechten 
Gebrauch zu machen. Das Recht auf Aussage- 
verweigerung wird allerdings zur Farce, wenn 
die Inanspruchnahme in letzter Konsequenz 
mit Freiheitsentzug bestraft wird. Dennoch las- 
sen wir uns nicht mit dieser Drohung zu Infor- 
mellen MitarbeiterInnen des Staates und seiner 
Sicherheitsorgane machen. 

Wir fordern: 

- sofortige Abschaffung der Beugehaft 

- sofortige Freilassung der Inhaftierten 

- Einstellung aller Ermittlungsverfahren 

- Rückgabe der beschlagnahmten Gegenstän- 
de 

Unterstützerlnnengruppen Köln, 11.07.95 


RR) 


Keine Aussagen vor BAW und BGH 


Wir stehen heute hier vor BGH und BAW, weil 
vier unserer MitbewohnerInnen von Beugehaft 
bedroht sind. 

ZeugInnenvorladungen und bei Aussa- 
geverweigerung Beugehaft, scheint in der Be- 
kämpfung von Widerstand heutzutage Allzweck- 
werkzeug zu sein. So müssen wir davon ausge- 
hen, daß noch mehr aus unserem Wohnprojekt 
vorgeladen werden. 

Währendderdritten Hausdurchsuchung 
unseres teilbesetzten Hauses in Frankfurt, am 
27.06.95 wurden von Bundesanwalt Griesbaum 
vier ZeugInnenvorladungen direkt ausgespro- 
chen. Diese Termine wurden nicht wahrge- 
nommen, so daß wir zwei Wochen später Vor- 
ladungen vor die BAW für den 20,07.95 zuge- 
schickt bekamen. 

Diese Ladungen richten sich gegen 
sechs Leute. 

Hintergrund der Durchsuchung ist ein Verfah- 
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ren gegen „Unbekannt, wegen Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereinigung und Herbei- 
führung eines Sprengstoffanschlags“. Wir sind 
in diesem Verfahren ZeugInnen und nicht Be- 
schuldigte, daß sie das nach Belieben umdre- 
hen können zeigen Erfahrungen der Vergan- 
genheit. Unser Wohnprojekt setzt sich aus un- 
terschiedlicherpolitischer Arbeitzusammen (wie 
z.B. antirassistische/antifaschistische Stadtteil- 
gruppe, Antifa, freie Radioinitiative), auch des- 
wegen werden wir jetzt angegriffen. 

Wir wissen, daß die Androhung von 
Beugehaft dazu benutzt werden soll um Aussa- 
gen zu erpressen, wie sie auch ein Mittel ist um 
Leute zu kriminalisieren und terrorisieren. Die- 
se Vorgehensweise scheint das Repressions- 
mittel der 90er Jahre zu sein. 

Das jüngste Beispiel ist ein Bremer, der 
bei einer Zeugenvorladung wegen 'Radikal’ die 
Aussage verweigert hat. Er sitzt nun für fünf 


re Te 
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Monate in Beugehaft, welche vom BGH-Richter 
Bayer ausgesprochen ist. Unter seiner Regie 
laufen die meisten politischen Verfahren gegen 
linke Zusammenhänge, wie z.B. ‘'Radikal/AlZ/ 
Komitee’, Weimar ( Anschlag gegen. ‘Junge 
Freiheit’), wie auch gegen uns. 

Wir finden die Haltung keine Aussagen 
zu machen die einzig richtige Entscheidung. 
Auch wenn die gestellten Fragen manchmal 
unwichtig erscheinen, soll durch sie eine Ko- 
operation mit dem Staatsapparat erreicht wer- 
den. Die Ermittlungsbehörden sind bemüht, 
jegliche Informationen zu erzwingen. Ein be- 
liebtes Instrumentarium hierbei ist das Negativ- 
raster, an dessen Ende für die Behörden immer 
Menschen übrig bleiben, die dann „in Frage‘ 
kommen. Diese Form von Kriminalisierung soll 
zur individuellen Gefahr umfunktioniert wer- 
den. Das eigene und das kollektive Selbstver- 
ständnis nicht mit dem Staatsschutz zu reden, 
soll gebrochen werden. 

Leider war es in der Vergangenheit 


nicht immer für alle Betroffenen selbstverständ- 
lich diese politische Grundhaltung einzuneh- 
men. 

Das ist auch nicht verwunderlich, weil 
für viele der persönliche Rahmen fehlt, in dem 
das Vertrauen und die Sicherheit da ist, um 
gemeinsam solche Entscheidungen zu tragen, 
wie auch in vielen politischen Zusammenhän- 
gen Aussageverweigerung nicht diskutiert wird. 
Aussageverweigerungistkeine Selbstverständ- 
lichkeit, sondern muß immer wieder neu erar- 


beitet und überprüft werden. 


Für uns ist es keine individuelle Fr 
scheidung, wie mensch sich bei ZeugInnen- 
vorladungen verhält. Aussageverweigerung ist 
eine Widerstandshaltung und die politische 
Verantwortung dafür muß von allen übernom- 
men werden. 

Wenn alle die Aussage verweigern, heißt das, 
daß das Mittel der Beugehaft ins Leere läuft. 
BewohnerInnen des Wohnprojekts in der 
Fritzlarer Str., Frankfurt/Main 


„Es ist mir ganz unmöglich länger zu leben....” 
Ein Info zu den Selbstmorden in Passau 


In den letzten 8 Wochen haben sich drei Men- 
schen umgebracht, die sich alle in unterschied- 
lichem Ausmaß in unseren Zusammenhängen 
bewegt haben. 

Wir finden es schwierig über die drei zu 
schreiben, weil wir es für wichtig halten, sie 
nicht zu Märtyrern oder revolutionären Helden 
hochzustilisieren, wie das unserer Meinungnach 
leider von anderen Gruppen mittlerweile ge- 
schehen ist (siehe Interim Nr. 336). 

Über die genauen Motive für diese 
Selbstmorde können wir leider nur spekulieren, 
teilweise meinen wir die Überlegungen, die zu 
diesem Entschluß geführt haben zu kennen, 
zum Teil sind wir uns darüber im Unklaren. Klar 
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ist aber, daß ihre Überlegungen, wie bei allen 
Menschen, die sich entscheiden nicht weiter 
leben zu wollen, nicht unabhängig von ihren 
Lebenssituationen in diesem für viele Men- 
schen mörderischen System zu sehen sind. 
Sowohl Steve, Hölli als auch Matthias 
waren auf verschiedene Weise in den linksradi- 
kalen Zusammenhängen Passaus aktiv und 
versuchten sich gegen die bestehenden Ver- 
hältnisse zu wehren und sich diesen nicht zu 
unterwerfen. Alle drei hatten zum Zeitpunkt 
ihres Selbstmordes Verfahren am Hals: Steve 
stand ein Verfahren wegen Raub bzw. Nöti- 
gung im Zusammenhang mit einem Zusam- 
menstoß mit Faschos des Nationalen Blocks 
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bevor, gegen Hölli wurde in Verbindung mit der 
„Silvesterrandale“ wegen schwerem Landfrie- 
densbruch ermittelt und Matthias sah sich dem 
Vorwurf des $129a gegenüber, der sich aus der 
seit Silvester verstärkt einsetzenden Kriminali- 
sierung antifaschistischer Zusammenhänge in 
Passau ergab. Dies alleine als Gründe für die 
Selbstmorde zu betrachten wäre allerdings zu 
kurz gegriffen. Sicherlich war der Repressions- 
druck belastend, aber bei allen waren andere 
Gründe mindestens genauso schwerwiegend. 

Obwohl alle drei in ihrem Leben ein- 
schlägige Erfahrungen mit den Mechanismen 
dieser Gesellschaft, wie Ausbeutung, Hierar- 
chien, Moralvorstellungen, Vereinzelung, Lei- 
stungsdruck und Unterdrückung hatten, von 
diesen geprägt waren und somit auch in ihrem 
politischen Handeln von diesen bestimmt wa- 
ren, ist es für uns nicht möglich, ihre Entschei- 
dung, nicht mehr weiter leben zu wollen, unter 
einen Hut zu packen. Dafür waren sie selber 
und ihre Lebensumstände eben doch viel zu 
unterschiedlich. 

Steve verstand sich als Anarchist und 
war in Passau maßgeblich am Aufbau des 
Infoladens, der „Billigen Begegnungsstätte“, 
beteiligt, Matthias war aktives Mitglied einer 
Antifagruppe und Hölli, der früher ebenfalls 
Mitglied einer Antifa-Gruppe gewesen war, 
bewegte sich in der letzten Zeit hauptsächlich in 
der Passauer Punkszene. 


Too much pressure... vom Innen- und 
Außendruck 
Laut Presse hat Matthias seinen Entschluß in 
einem Abschiedsbrief mit dem „Zustand der 
Gesellschaft und des gesamten Staates erklärt. 
Man könne an diesem System nichts ändern...“ 
(Passauer Neue Presse 30.05.95) Wir halten 
es für ein absolutes Alarmzeichen wenn ein 16- 
jähriger aus linksradikalen Zusammenhängen 
beschließt sich umzubringen, weil mensch an 
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diesem System nichts ändern kann oder sich 
vielleichtauch vondem Repressionsdruck über- 
fordert fühlt. Wir denken, daß unsere Struktu- 
ren so beschaffen sein müssen, daß sie fähig 
sind derartige Ohnmachtsgefühle aufzufangen. 
Das heißt aber auch, daß es überhaupt mal 
möglich sein muß, Gefühle zeigen zu können 
und mit ihnen umgehen zu können. Das heißt 
für uns. weiter, daß es nicht sein darf, daß 
Menschen in eine Militanz getrieben werden, 
die nicht von ihnen selber entwickelt worden ist 
oder zumindest ihnen gegenüber diesbezüglich 
eine Erwartungshaltung aufgebaut wird. Ge- 
nauso wenig darf es sein daß die coolen „Alles- 
CheckerInnen“ als Vorbild aufgebaut werden, 
sondern wir halten es für bitter notwendig end- 
lich anzufangen, genauer zugucken, wie esuns 
und den Menschen mit denen wir zutun haben 
wirklich geht und wo unsere und ihre Bedürfnis- 
se sind. Wir müssen unsere Strukturen auf das 
hin selbstkritisch hinterfragen, um herauszufin- 
den, warum es uns nicht möglich war die drei 
aufzufangen und wir ihnen nicht mehr Lust am 
Leben geben konnten. Das alles sehen wir 
leider momentan in sich als linksradikal definie- 
renden Zusammenhängen in Passau als reich- 
lich wenig vorhanden. 


Bullen und Pillen 
Der Tod von Hölli steht für uns u.a. auch im 
Zusammenhang mit der momentanen Drogen- 
situation in Passau. Die hat sich vor ca. drei 
Jahren ziemlich abrupt geändert und verschärft: 
Der Markt wurde nahezu überschwemmt mit 
Pillen jeglicher Art, Kurz darauf auch mit Koks, 
speed und Heroin. Damit einhergehend war ein 
ziemlich massiver Anstieg von Bulleneinsätzen 
und -Kontrollen an den entsprechenden Treff- 
punkten zu beobachten. Der verdealte Stoff ist 
von miesester Qualität: Ausdruck davon sind 
nicht nur die Häufung von „Drogentoten“ seit 
Dezember 94 sondern auch, daß gerade in den 
letzten Wochen Konsumentinnen einfach „aus- 
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rasten“. So nahmen die Bullen dies im letzten mitwohlmeinenden Analysen zur „Drogen -und 
Monat gleich zweimal zum Anlaß, Leute vor-- Jugendproblematik“ und meinen mit ihren 
übergehend in die Psychatrie zu stecken. An- Schlagworten von „Räume für Jugendliche“ 
sonsten fällt den Bullen nichts weiter ein, alsdie und,„Streetwork“ doch (wieimmer) wieder nichts 
Dealer als Informanten zu benutzen und sie anderes als öffentliche „Flurbereinigung‘, Be- 
massiv zu decken. Soweit zum Thema staatl- friedung und Bevormundung. 

che Drogenpolitik als Mittel um Szenen zu Letzten Dienstag wurde nun Höllis 
verunsichern und zu zerschlagen. Was die Bul- Freundin Martina auf der Straße überfahren. 
len ansonsten von den gehäuften Selbstmor- Laut Presse sei sie dort mit einem Freund um 
den halten, verdeutlicht wohl am Besten der 3.00 h früh „spazieren gegangen“. Sie starb 
Satz eines USK-Bullen: „Bringt euch doch am zwei Tage später im Krankenhaus. Über die 


besten alle um!“ genauen Ursachen ihres Todes können wir 
leider auch nur wieder Mutmaßungen anstel- 
Sozialarbeiter auf der Pirsch len, die uns im Endeffekt auch nicht weiterbrin- 


Auch Hölli war in der Zeit vor seinem Selbst- gen. Auf alle Fälle ist sie die vierte Tote inner- 
mord nahezu ständig voll mit Drogen irgend- halb von 2 Monaten.... 

welcher Art. Nichtsdestotrotz greift für uns de 18.04.95 Steve (30 Jahre) 

von der Passauer Neuen Presse im Fall von 29.04.95 Hölli (16 Jahre) 

Hölliund Matthias verbreitete Hetzversion,nach 29.05.95 Matthias (16 Jahre) 

der Drogen + politisches Engagement = auto- 15.06.95 Martina (15 Jahre) 

matische Selbstmordabsichten, zu kurz. Wir Traurig, wütend und ziemlich ratlos..... Mehrere 
halten dies für einen weiteren plumpen Versuch unabhängige Antifas/Fantifas 

seitens der Presse die Kampagne gegen Weg mit diesem System ! 
AntifaschistInnenin Passau weiter zuverschär- Für eine Gesellschaft ohne Vereinzelung und 
fen. Jugendamt und Sozialarbeiter wuselnnun Unterdrückung ! 

aufgeregtdurcheinander undüberschlagensich 


Was tun, wenn es brennt? 


Rechtshilfetips zum Verhalten auf Demonstrationen, bei Übergriffen, 
bei Festnahmen und auf der Wache 


Red "telegraph": Im Gefolge der neuesten Repressionswelle gibt es wieder mal Bedarf nach Wissen 
und Erfahrungen im Umgang mit Polizei und Justiz. In Ermangelung eines Artikels darüber, der uns 
fest versprochen wurde, aber wie so vieles, dann doch nicht kam, bringen wir den Text der 
Broschüre der Roten Hilfe „Was tun, wenn es brennt?“ Daß die Organisation „Rote Hilfe“, in den 
zwanziger Jahren aus der KPD entstanden, immer noch stark parteipolitisch orientiert ist, macht 
sich natürlich zuweilen in der Diktion und im krausen Gedankenwerk bemerkbar. An Stellen, an 
denen uns das zu arg wurde, haben wir gekürzt. Der Begriff „Bullen“ wurde von uns, außer in einem 
Fall, in dem er eindeutig in einem qualifizierenden Sinn verwendet wird, durch „Polizei“ ersetzt (es 
ist ein Irrtum, zu glauben, daß die ständige Verwendung eines Schimpfwortes noch eine Wirkung 
macht). Ebenfalls wurde von uns die ausführliche Selbstdarstellung der Roten Hilfe weggekürzt. 
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Was tun, wenn es brennt? Ruhe bewahren! 
So lautet die Grundregel jedes Katastrophen- 
plans und auch unsere, damit Deine Verhaf- 
tung/Ermittlungsverfahren nicht zu einer Kata- 
strophe werden. Mit Festnahmen bei Demon- 
strationen und anderen Aktionen, mitBeschlag- 
nahme von Flugblättern, Zeitungen usw., mit 
Hausdurchsuchungen, mit Strafbefehlen und 
Prozessen muß heute jede/r rechnen, der/die 
aktiv am Klassenkampf teilnimmt, gegen Unter- 
drückung und Ausbeutung kämpft, egal ob als 
HausbesetzerIn, AKW-Gegnerln, AntifaschistIn, 
als KommunistIn oder Anarchistin. Mit immer 
neuen Gesetzen wird selbst das Wenige, was 
der kapitalistische Staat an Meinungsfreiheit, 
Organisationsfreiheit und Demonstrationsrecht 
gewährt, eingeschränkt. Die staatliche Repres- 
sion gegen Einzelne nimmt noch lange nicht 
deswegen ab, weil die Linke immer schwächer 
wird - im Gegenteil, weil die staatlichen Stellen 
mit weniger organisierter Gegenwehr rechnen 
(müssen), können sie sich Kriminalisie- 
rungsversuche erlauben, die in Zeiten starker 
Massenbewegungen nicht durchsetzbar wä- 
ren. Ihre Einschüchterungsversuche und 
Kriminalisierungsstrategien verfangen grund- 
sätzlich nur in dem Maße, wie es uns nicht 
gelingt, unsere Vereinzelung aufzuheben und 
uns gemeinschaftlich zu organisieren. 

Eine gute Voraussetzung um die erste 
Grundregel im ‚Ernstfall“ wirklich beherzigen zu 
können, ist Vertrauen. Nicht in die göttliche 
Allmacht, des Schicksals Weg oder die 
Unzertrennlichkeit von Ying und Yang sondern 
Vertrauen auf Genossinnen, die sich um einen 
kümmern, wenn mensch in der Scheiße sitzt 
und die bei der Polizei genauso die Schnauze 
halten wie Du! 
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Demo-Einmaleins 
Klar, es gibt riesige Unterschiede zwischen 
einer Demo und einer Demo. Oft sagen wir uns, 
daß bei der Demo sowieso nix passiert und 
haben damit dann auch noch recht. Dennoch 
sollten einige Grundregeln - auch auf einer z.B 
1. Mai-Demo - beherzigt werden, weil auch eine 
solche schon Objekt polizeilicher Aktionen ge- 


worden ist: 


Vorbereitungen: 


‚Versuche, niemals allein zu Demos gehen zu 


müssen. Es ist nicht nur lustiger mit Menschen 
unterwegs zu sein, die Dukennst und denen Du 
vertraust, sondern auch nützlich. Zum einen 
wird es für Zivilpolizisten und Provokateure des 
Verfassungsschutzes ungleich schwerer, sich 
unter die Demo-TeilnehmerInnen zu mischen. 
Zum anderen ist es leichter, z.B. wenn Polizi- 
sten an einer Stelle auf Leute einknüppeln, 
ruhig zu bleiben und nicht auseinanderzulau- 
fen. Profimäßig ist, zusammen zur Demo hinzu- 
gehen, auf der Demo und auf dem Nachhause- 
weg zusammen zu bleiben, sich vorher über 
mögliche Situationen, die eintreten könnten, zu 
unterhalten, ehrlich zu gucken, wer wann Angst 
hat (der Macker-Test), und dementsprechend 
für gemeinsames Verhalten zu treffen. 


- no drugs! 
Sei so fit, wie's halt geht; d.h. gut frühstücken, 
Shit und jeglichen Alkohol zu Hause lassen; sie 
beinträchtigen Dein Reaktions- und Wahrneh- 
mungsvermögen. Du gefährdest Dich und an- 
dere unnötig. 


- gegen die Eitelkeit 
Eine Demo ist kein Spaziergang, auch wenn’s 
oft so aussieht. Nicht nur, daß die Latscherei 
ganz schön lange dauern kann, nein, manch- 
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mal ist es auch erforderlich, schnell und beweg- 
lich zu sein. Deshalb keine Latschen und Stök- 
kelschuhe, kein Wochenendeinkauf, kein Fahr- 
radundkeinBollerwagen. Klamotten ausnahms- 
weise nach praktischen Erwägungen zusam- 
menstellen: Witterung, Beweglichkeit, 
Unauffälligkeit und Schutz von besonders emp- 
fänglichen Körperteilen“. Keine Schminke, kei- 
ne Cremes, kein Labello - da sich beim 
Tränengaseinsatz das CS/CN in Fetten beson- 
ders anreichert! Tausche Deine Kontaktlinsen 
gegen eine bruchfeste Brille. Sorge dafür, daß 
Du Medikamente, die Du regelmäßig brauchst, 
in ausreichenden Mengen dabei hast. Es ist 
nicht gesagt, daß die Polizisten bei Festnah- 
men oder Einkesselungen der Demo sich um 
Deine medizinische Versorgung kümmern. 


- keine Datenbanken 

Laß Dein Adreßbuch, Notizbuch und andere 
persönliche Aufzeichnungen zuHause undnneh- 
me lediglich Zettel, Bleistift und gültigen Perso- 
nalausweis mit. Eine Demo ist ein schöner 
Anlaß, mal die Taschen nach Müll zu durchsu- 
chen (und vielleicht endlich das Piece oder den 
Zehner wiederzufinden). 


Auf der Demo 

Mensch weiß nie, was kommt. Deshalb bleib 
bei Leuten, die Du kennst. Es kann auch nie 
schaden, sich unterzuhaken und in Ketten zu 
gehen. Nicht nur, daß die Stimmung gleich viel 
besser wird und Sprechchöre sich besser koor- 
dinierenlassen, nein, sollten die Ordnungswüter, 
Zivile oder Wildgewordene in den Demozug 
einzudringen versuchen, bieten die Ketten ei- 
nen verläßlichen Schutz. Deshalb achte darauf, 
. daß zwischen den 

Ketten keine Lücken entstehen und fordere 
andere Leute, die zwischen den Ketten rum- 
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laufen, auf, sich einzureihen oder woanders zu 
gehen. 


- Ermittlungsausschuß 

Bei vielen Demos wird von den Veranstal- 
terInnen ein Ermittlungsausschuß (EA) einge- 
richtet, in einigen Städten gibtes auch feste EA- 
Gruppen. Dieser ist während und nach der 
Demo telefonisch zu erreichen, seine Nummer 
wird entweder über Lautsprecherwagen oder 
per Handzettel bekannt gegeben. Hier werden 
die Namen von Verletzten und von Festgenom- 
menen gesammelt und sich um Anwältlnnen für 
letztere bemüht. Wenn jemand nach seiner 
Verhaftung wieder freigelassen wird, meldet er 
sich beim EA und liefert dort auch ein 
Gedächtnisprotokoll über seine/ihre Verhaftung 
ab. Auch Zeugen von Polizeiübergriffen/Fest- 
nahmen melden sich dort, damit die ggf. beim 
Ermittlungsverfahren von den Betroffenen und 
deren Anwältlnnen erreichbar sind. 


- bei Übergriffen 

Nicht in Panik geraten. Tief Luft holen, stehen 
bleiben und auch die anderen dazu auffordern. 
Spätestens jetzt heißt es, schnell Ketten zu 
bilden und wenn’s denn gar nicht anders geht, 
sich langsam und geschlossen zurückzuzie- 
hen. Oftmals können Übergriffe der Freunde 
und Helfer allein durch das geordnete Ketten- 
bilden und Stehenbleiben abgewehrt, das Spal- 
ten der Demo, Festnahmen und dasLLiegenblei- 
ben von Verletzten verhindert werden. 


- bei Verletzungen 
Bist du oder jemand in Deiner Umgebung ver- 


letzt worden, wende Dich an die gekennzeich- 


neten Demo-SanitäterInnen (so welche da sind, 
wird zumeist am Beginn der Demo auf diese 
erfreuliche Tatsache hingewiesen). Sind keine 
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Demo-Sanis auffindbar, organisiere mit 
Freundinnen den Abtransport der Verletzten. 
Wenn Ihr ein Krankenhaus aufsuchen wollt/ 
müßt, versucht eins zu erwischen, das etwas 
entfernt ist und mit der Demo nicht in Verbin- 
dung gebracht wird. Bei der Aufnahme kannst 
Du ruhig erzählen, wie’s war, als Du nämlich 
auf der Bananenschale ausrutschtest und die 
Kellertreppe runter fielst.... schon öfters haben 
Krankenhäuser die Namen. von verletzten 
DemonstrantiInnen an die Cops weitergege- 
ben, das führte zu 'ner Menge zusätzlicher 
Scherereien. 


- nach der Demo 
Schlau ist, sich nicht alleine auf den Nachhau- 
seweg zu machen. Auch am Ende oder nach 
der Demo versucht die Polizei oft, Einzelne 
festzunehmen. Deshalb geschlossen wegge- 
hen und darauf achten, ob mensch verfolgt 
wird. Falls es auf der Demo Zoff gab, melde 
Dich bei Freundinnen zurück, die wußten, daß 
Du auf der Demo warst, damit Du nicht als 
vermißt giltst! Wenn Du Zeuge oder Betroffene/ 
-r von Polizeiübergriffen, Festnahmen etc. wur- 
dest, fertige ein Gedächtnisprotokoll an und 
melde dich beim EA. . 
Ins Gedächtnisprotokoll soll rein: 
- Ort und Zeit der Festnahme, bzw. anderer 
polizeilicher Maßnahmen, wie Abräumen, 
Wasserwerfereinsatz, Knüppelorgie etc. 
- Name der/des Verhafteten/Verletzten, Zeu- 
gen (sonst Personenschreibung) 
- Was passiert ist. Merke Dir die Anzahl der 
Polizisten undwie sieausgesehenhaben (‚Ober- 
lippenbart“ reicht meistens nicht zur Identifizie- 
rung aus) 


Bei Festnahmen 
Wirst Du selber festgenommen, mache auf.dich 
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aufmerksam (Fluchen!) und rufe Deinen Na- 
men, damit sich die Umstehenden diesen mer- 
ken (ach, dafür Zettel und Bleistift) und an den 
Ermittlungsausschußweitergebenkönnen. Wie- 
der zu Hause, notiere dir die Umstände der 
Festnahme, ggf. ZeugInnen, am besten ein 
richtiges Gedächtnisprotokoll. Dieses sollte der 
Ermittlungsausschuß bekommen, so es einen 
gibt, andernfalls erst mal aufbewahren. Oftmals 
erfahren die Betroffenen erst Monate später 
davon, daß ein Ermittlungsverfahren gegen sie 
läuft, dann ist so ein Protokoll Gold wert. 


- beim Abtransport 

Auf der Fahrt zu Gefangenensammelplätzen 
oder Revieren sprich ggf. mit den anderen 
Festgenommenen über eure Rechte, aber mit 
keinem Wort über das, wasihroder du gemacht 
habt/hast. Das wäre nun wirklich nicht das erste. 
Mal, wenn da ein Spitzel unter euch ist, auch 
wenn du ein gutes Gefühl zu allen hast. Achte 
auf andere und zeige dich verantwortlich, wenn 
sie mit der Situation (Festnahme) und so noch 
schlechter klarkommen als du, das beruhigt 
auch dich, redet darüber, daß es Sinn macht, 
von jetzt ab konsequent die Schnauze zu hal- 
ten. Tausch mit deinen Mitgefangenen Namen _ 
und Adressen aus, damit der/die zuerst Freige- 
lassene den Ermittlungsausschuß informieren 
kann. 


- auf der Wache 

Bei der Identitätsfeststellung bist du nur ver- 
pflichtet, Angaben zu deiner Person zu ma- 
chen, d.h. Name und Adresse, Geburtsdatum 
und ungefähre Berufsangabe (Arbeiterln, 
AngestellteR, Studentin, ErwerbsloseR). 

KEIN WORT MEHR! NICHTS ÜBER 
ELTERN, SCHULE, FIRMA, WETTER, ein- 
fach: GAR NIX! keine Angaben zur Sache. 
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Falle nicht auf Psychokisten rein, weder auf die 
guten Onkels und Tanten, die ja volles Ver- 
ständnis für dein Anliegen haben, noch auch die 
Brutalo-Bullen, die dir gleich die Fresse polie- 
ren wollen. Behalte die Übersicht und deinen 
Kopf unter Kontrolle. All die feinen Schachzü- 
ge, die dir durch den Kopf gehen, wie du die 
Polizei reinlegen oder dich aus dem Schlamas- 
sel bringen könntest, vergiß es! Jede Situation 
ist günstiger, um sich was schlaues zu überle- 
gen, als die, wenn du bei der Polizei sitzt, und 
alles - wirklich alles - ist auch nach Absprache 
mit deiner/deinem Anwalt/Anwältin und deinen 
GenossInnen möglich, auch wenn die Polizi- 
sten dir erzählen, daß es zu deinem Vorteil 
gereiche, wenn du ihnen gegenüber Aussagen 
machen würdest. Wenn du meinst, dir würden 
Sachen vorgehalten, mit denen du gar nix zu 
tun hast - halt bitte trotzdem die Klappe. Denn 
was dich entlastet, kann jemand anderen bela- 
sten, wenn von zwei Verdächtigen einer ein 
Alibi hat, bleibt immer noch einer über! Wenn du 
meinst, du steckst schon so tief im Schlamas- 
sel, daß du lieber alles zugeben willst, damit du 
nicht so hart verknackt wirst, shut up your 
mouth! Erst nachdem dein(e) Anwältin Akten- 
einsicht hatte und ihr euch beraten habt, läßt 
sich eine gute Strategie festlegen. Wenn duerst 
mal gequatscht hast, nützt dir auch die/der 
beste AnwältIn kaum noch was. Außerdem 
reißt du womöglich unbeabsichtigt andere Leu- 
te mit rein. Und ein Argument für ganz störri- 
sche: Ein Geständnis vor dem Richtertisch zahlt 
sich immer mehr aus als bei der Polizei, wenn's 
denn schon sein muß! 
Nachder FestnahmehastDudasRecht, 
zwei Telefongespräche zu führen. Nehme also 
2 mal abgezählte 23 Pf. mit. 50 Pf. können die 
Polizisten leider nicht wechseln und annehmen 
dürfen sie das auch nicht, weil das ist dann 
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Beamtenbeleidigung ... Wenn PolizistInnen dir 
dieses Recht verweigern, nerv sie, besteh drauf 
und drohe mit einer Anzeige. Bei Verletzungen 
einen Arzt verlangen, der ein Attest anfertigt. 
Nach der Freilassung weiteren Arzt aufsuchen, 
der ebenfalls Verletzungen attestiert. Bei be- 
schädigten Sachen schriftliche Bestätigung 
verlangen. Bei ED (erkennungsdienstliche)- 
Behandlung (Fotos, Fingerabdrücke) lege so- 
fort Widerspruch ein und lasse diesen protokol- 
lieren. 


Wie lange mußt du brummen? 

- zur Identitätsvorstellung: Wenn du Thor kei- 
nen Ausweis dabei hast, höchstens zwölf Stun- 
den. 

- als Zeuge zur Vernehmung: Sofort nach der 
Identitätsfeststellung und der verweigerten Aus- 
sage (auch als Zeuge bei der Polizei dein gutes 
Recht!) mußt du entlassen werden. 

- als Verdächtiger einer Tat: Nach 48 Stunden, 
besser, bis Mitternacht des darauffolgenden 
Tages mußt du wieder frei gelassen worden 
sein oder einem Haftrichter vorgeführt werden. 


- beim Haftrichter 

Auch hier nur Angaben zur Person machen. 
Falls noch nicht geschehen, unbedingt weiter- 
hin Kontaktaufnahme zudeinem/deiner Anwältln 
oder deinen Freundinnen fordern. Wird Haftbe- 
fehl erlassen, laß die Beauftragung deiner/dei- 
nes Anwalts/Anwältin bzw. von namentlich ge- 
nannten anderen Personen protokollieren. Laß 
dich nicht hängen und halte durch... 


Wenn du wieder draußen bist 
Melde dich unbedingt beim EA wieder an und 
bei deinem/r Anwältin und dann kannst du dich 
hoffentlich verwöhnen lassen und relaxen. 
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Nimmst du diese Verhaltensregeln im Kopf und 
im Bauch auf, bist du gut gerüstet, um gegen die 
* Staatswillkür die Nerven zu behalten. 


Bei Hausdurchsuchungen 
Nicht ungewöhnlich ist, daß bei Festgenomme- 
nen Hausdurchsuchungen stattfinden, deshalb 
einige Grundregeln: 

- Von „brisanten“ Flugblättern, Zeilinden Pa- 
pieren (wie z.B., „radikal“, Gesammelte Werke 
von RAF oder RZ) soll grundsätzlich nur ein 
Exemplar in der Wohnung sein. Nach Möglich- 
keit sollte mensch keine Adressensammlungen 
anlegen, es gibt ja Telefonbücher. 

- Termine nicht im Jahreskalender eintragen, 
sondern Abrißkalender benutzen und erfolgte 
Termine vernichten. 
- Vor größeren Ereignissen (z.B. Revolutionen) 
Wohnung aufräumen. 

Für die Hausdurchsuchung ist eigent- 
lich ein richterlicher Durchsuchungsbefehl er- 
forderlich. Ausnahme: bei Gefahr im Verzug, 


was meistens von der Polizei behauptet wird. 


Wenn möglich solltest du versuchen, bevor die 
Polizei hereinkommt, jemanden (Nachbarn, 
Bekannte, Anwältin) anzurufen, kurz sagen, 
was los ist und den Hörer nicht auflegen, damit 
am anderen Ende wenigstens ungefähr mitzu- 
bekommen ist, was abläuft. 

Nach dem Grund der Durchsuchung 
fragen, dieser muß nach $106 II StPO vor 
deren Beginn bekannt gegeben werden. Na- 
men und Dienstnummern der Bekannten erfra- 
gen und hartnäckig Beschwerde einlegen. Ver- 
lange, daß ein Raum nach dem anderen durch- 
sucht wird, da du das Rechts hast, bei der 
Durchsuchung dabei zu sein ($ 106 | StPO). 
Versuche die Durchsuchung so lange hinaus- 
zuzögern, bis Zeugen eingetroffen sind. Nach 
der Durchsuchungein Verzeichnis derbeschlag- 
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nahmten Gegenstände anfertigen lassen. Wenn 
nichts beschlagnahmt wurde, laß dir das be- 
scheinigen. Außerdem schriftliche Mitteilung 
über den Grund der Durchsuchung verlangen. 
Auf beides hast. du Anspruch, der allerdings 
verfällt, wenn er nicht geäußert wird ($107 
StPo). Auf keinen Fall irgendwas selbst unter- 
schreiben, da nicht auszuschließen ist, daß die 
Polizei später noch etwas hinzufügt. 


Ermittlungsverfahren, Vorladungen, 
Strafbefehle, Prozesse 
Wochen oder Monate, nachdem du dich an 
irgendeiner Aktion/Demo beteiligt hast, be- 
kommst .du Post von der Polizei oder der Staats- 
anwaltschaft, manchmal rufen sie auch an. 
Egal ob du Zeuge oder Beschuldigt/r in ihrem 
Spielchen sein sollst, jetzt wird es Zeit, sich mit 
dem Ermittlungsausschuß, wenn das ne feste 
Gruppe ist, einer bunten Hilfe oder uns, der 
Roten Hilfe, in Verbindurig zu setzen. Gemein- 
sam könne wir überlegen, was zu tun ist, ob 
bzw. welche/r Anwältln eingeschaltet werden 
soll, wie wir darauf politisch antworten. Auch 
hier gilt: Immer noch keine Aussage. Zu der 
Polizei brauchst du eh nicht hingehen, bei der 
Staatsanwaltschaft mußt du zumindest erschei- 
nen und Angaben zur Personmachen. Der Rest 
muß im Einzelfall entschieden werden. Das, 
was sie wollen, dich alleine herausgreifen und 
einschüchtern, funktioniert nur solange, wie du 
ihr Spiel mitspielst. Wenn wir uns gemeinsam 
wehren funktioniertihre Vereinzelungsstrategie 
schon lange nicht mehr, kann sich der Charak- 
ter eines Prozesses, dessen Sinn es ist, zu 

entsolidarisieren, umgekehrt werden... 
V.i.9.d.P.: Rote Hilfe, H. Wild, Bielefeld 
Erstellt von der Ortsgruppe Kiel, Postfach 6444, 
24125 Kiel 
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Mediales 


Über Medienspektakel brauchte sich Berlin in 
den letzten Wochen nicht zu beklagen: Christo 
& Jean-Claude, Love-Parade, Christopher- 
Street-Day usw. 

Ein „Medienereignis“, wenn es eines war, ver- 
anstaltete mal wieder die Bundesstaats- 
anwaltschaft. Sie schien sich zu langweilen und 
suchte u.a. mal wieder nach radikal-Macherln- 
nen, und wenn nicht bis dato immer noch Men- 
schen im Knast sitzen würden .wäre es fast 
lustig gewesen. Der Münsteraner Unrast-Ver- 
lag hat hierzu eine Unterstützungskampagne 
gestartet, wo man/frau Infos anfordern und 
Solidarität bekunden kann. (Unrast Verlag, 
Postfach 8020, 48043 Münster, tel.: 0251/ 
666293 oder fax: 0251/666120). Im übrigen 
kann sich mensch gleich über das Verlagspro- 
gramm informieren lassen - es lohnt sich.) 
Ein notwendige Soli-Kampagne führt auch der 
Hamburger Nautilus Verlag. (Am Brink 10, 
21029 Hamburg) für die Aufständischen in 
Mexiko. Als Sonderblätter Der Aktion erschei- 
nen „Land und Freiheit“ (jTierray Libertad!), 
die gegen Spende bei der o.g. Redaktions- 
adresse bezogen werden können. Abgesehen 
davon bietet auch die aktuelle Ausgabe vonDie 
Aktion (Nr. 133-136 / 66 S. 8,—DM) wieder 
einiges zum Thema Chiapas, Zapata etc. Ein 
Kleinod an Sprache und Kritik in Richtung Auto- 
nome liefert Lutz Schulenburg in dieser Ausga- 
be, die ich an dieser Stelle wörtlich zitieren 
möchte: 

POLITICAL CORRECTNESS. 

So wie bürgerliche Demokraten mit den reaktio- 
nären Stereotypen die gesellschaftliche Reali- 
täten einnebeln, schafft sich auch die niederge- 
hende Linke ihr Nebelreich. Inden Anweisungen 
für „richtiges Verhalten“ codiert eine zur Szene 
V 

Die historische Stärke der Linken, die Ausge- 
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beuteten zu merkommene Linke ihre, gesell- 
schaftliche Wirkungslosigkeit. Die moralische 
Rigorosität verbirgt nur die analytische Schwä- 
che und die Selbstbezogenheit der „autonomen 
Zusammenhänge‘, agiert als eine ideologische 
Variante des Fundamentalismus. Die Tyrannei 
kleiner Gefühleistdas Resultatdieser Quadruple 
Oppression. [vierfache Unterdrückung. Anm. 
Knobilotivieren, ihre Vernunft und Leidenschaft 
zu entdecken, verkümmert. Mit dem soliden 
Kanon von Geboten und Sprachregelungen, 
die persönliche Anschauungen zu allgemeinen 
machen, entwickelt sich notwendig eine 
inquisitorische Praxis. Wir sehen: Anklägerin- 
nen mit ungebremster despotischer Allmacht. 
Gerichtsverfahren, in der die Definition des 
Verbrechens dem Belieben der Anklage unter- 
steht. Hier wird weder Mühe noch Peinlichkeit 
gescheut, um sich in Methodik von Schaupro- 
zessen zu üben. | 

In dieser Atmosphäre, in der die Vernunft an die 
Leine gelegt wird und die Phantasie im mittel- 
ständischen Horizont der PC-Protagonistinnen 
versinkt, so wie einst die Sonne bei Capri im 
Meer, läuft die Heuchelei frei herum. Der Sinn 
für Wahrhaftigkeit, Gerechtigkeit und Großmut 
verkümmert, an deren Stelle gedeihen die Tu- 
genden des degenerierten Bürgertums, unduld- 
same Selbstgefälligkeit und lamentierender 
Dünkel. 

Soweit Die Aktion, die sich wahrlich nicht zu 
Unrecht in der Tradition eines Franz Pfemfert 
sieht. Ä 
Einen Krimi (mal wieder) ganz besonderer Sor- 
te ist Robert Hültner’s Inspektor Kajetan 
und die Sache Koslowski. (Edition 
Ulenspiegel im Verlag Georg Simader, 
Andechs /200 S./ca.24,—DM). Die Handlung 
schildert die Ereignisse in der Münchner Räte- 
republik um die Ermordung des ersten Bayeri- 


65 


schen Präsidenten. Sprachlich sehr dicht und 
gefühlvoll, ist dies ein literarischer Geheimtip 
nicht nur für Krimifans. 

Der Vielschreiber Ulrich Klemm veröffentlich- 
te dieser Tage im Berliner Oppo-Verlag sein 
Buch „Prinzip Freiheit - Für eine libertäre 
Vergesellschaftung“ (63 S. / 13,80 DM). Si- 
cher sind hier nicht die neuen Theorien vertre- 
ten, aber das war glaube ich auch nicht sein 
Ziel. Hier liegt eine Streitschrift vor, die mehr 
dafür plädiert vom plakativen Anarchismus, zur 
libertären Praxis zu gelangen. 

Machmal ist meine Liebste für die Leichtigkeit 
unseres Seins zuständig, und dies drückt sich 
dannin der Begeisterung für Bücher aus, die ich 
mir vielleicht nicht kaufen würde, aber es durch- 
aus gut finde, wenn sie nebenan im Regal 
stehen. Dazu gehören zwei Bildbände von de- 
nen ich die Preise nicht habe, aber die sich 


vermutlich zwischen 78,—und 148, —DMbewe- 


gen werden (also Bücher, die man/frau sich 
schenken lassen sollte). Da ist zum einen „Die 
Farben Afrikas - Die Kunst der Frauen von 
Mauretanien, Senegal, Mali, Elfenbeinküste, 
Burkina Faso, Ghana, Nigeria“ von Margaret 
Courtney-Clarke. (Verlag Frederking und 
Thaler München) Auf 204 Seiten im Großfor- 
mat wird uns auf zahlreichen (Farb-) Fotps 
vorgeführt, wie farbenfroh, phantasievoll und 
als sozialer Akt das Wohnen betrachtet werden 


kann. Im Gegensatz dazu zeigt es uns auf, wie 
armselig die westliche postmoderne Architek- 
tur ist, mit der gerade in Berlin-Mitte z.Zt. alles 
zubetoniert werden soll. 
Zum zweiten wäre da noch der Bildband „Der 
Basar - Mittelpunkt des Lebens in der isla- 
mischen Welt“ von Walter M. Weiss & Kurt- 
Michael Westermann zu erwähnen. Mit dem 
Untertitel „Geschichte und Gegenwart eines 
menschengerechten Stadtmodells‘ (erschienen 
bei der Edition Christian Brandstätter, Wien 
/ 255 S.), wartet der Band mit einer Fülle von 
Informationen und wunderbaren Fotos auf, aus 
einer Welt, wo die Geschichten aus 1001 Nacht 
Realität zu seien scheinen. Und so geschlossen 
uns die islamische Welt erscheint, so unter- 
schiedlich sind doch ihre Kulturen und Reichtü- 
mer zwischen Marrakesch und Delhi, zwischen 
Istanbul und Aden. Wiederum im Vergleich 
damit zu unseren Fußgängerzonen könnte ei- 
nem nicht nur das Fernweh packen, sondern 
schon fast Exilwut. 
Nun besteht ja nicht gerade Afrika oder der 
Orient nur aus prachtvollen Farben, Gerüchen, 
und märchenhaftem Dasein, aber wie könnte 
es eine Bereicherung unserer Welt sein, wenn 
wir uns nur ein Stückchen auf das uns Fremde 
einlassen täten. Oder? 

Knobi 


Meldungen. 


Noch einmal zum Bundesforum in 
Ahrendsee 

Unser Artikelüber die Tagung des Bundesforums 

riefin Kreisen des Neuen Forums lebhafte Prote- 

ste hervor. Dabei scheint die Tatsache ansich, 


daß man das Neue Forum kritisch sieht, schon 


Ablehnung auszulösen, selbstwennessichletzt- 
lich um solidarische Kritik handelt. Wichtig ist 
wenigstens, einige Recherchefehler zu korrigie- 
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ren: Bärbel Bohley und Sebastian Pflugbeil hat- 
ten zu den Europawahlen im vorigen Jahr wohl 
doch ein Wahlprogramm. Ein leichter, aber doch 
peinlicher Hörfehlerist, daß beider Bohleyschen 
Basisgruppe des Neuen Forums nicht der Poli- 
zeipräsident von Schwerin, sondern der von 
Potsdam namens Schwerin ( nämlich „von 
Schwerin“) zu Gast war. Man soll ja die Leute 
immer beim richtigen Namen anreden und es 
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muß ja auch solche Berufe geben wie Henker, 
Soldat, Spitzel, Adliger, Polizeipräsident oder 
Räuberhauptmann. Im Mittelalter mußten solche 
Leute vor den Toren der Stadt wohnen, heute 
sind sie hoch geehrt. Nicht erwähnt hatten wir 
auch in unserer Recherche - das wurde von 
anderer Seite kritisiert - , daß Reinhard Schult 
nach dem ersten Tag unter. Protest die Konfe- 
renz verließ. 

Um auch die restlichen Beschwerden 

auszuräumen, im folgenden eine kurzer Bericht 
über das Bundesforum aus Kreisen des Neuen 
Forum. Überschrift heißt: „Es lebt!“ Wenn den 
LeserInnen dabei die Füße einschlafen sollten, 
ist das nicht unsere Schuld: 
Überraschend lebendig, arbeits- und konflikt- 
fähig zeigte sich das NEUE FORUM am Wo- 
chenende auf dem Bundesforum in Arendsee. 
Nach Meldungen in den Medien hatten ja viele 
eher ein endgültiges politisches Aus für diese 
Bürgerbewegung erwartet. 

Nach einernüchternen Bestandsaufnah- 
me gingen die Delegierten aus allen ostdeut- 
schen Bundesländern entschlossen zur Sache 
und fanden bald einen gemeinsamen Konsens 
zur Einschätzung der Situation und wie es mit 
dem FORUM weitergehen soll. 

Die zuletzt in Berlin zwischen einzelnen 
Gruppen aufgekommenen und zum Teil öffent- 
lich ausgetragenen Querelen sind keineswegs 
typisch für das gesamte FORUM. Obwohl sich 
regional unterschiedliche Organisations- und 
Arbeitsstrukturen herausgebildet haben, gibt es 
das gemeinsame Grundanliegen in einer grund- 
sätzlichen Veränderung der politische Kultur, für 
die man unter allen Bedingungen mit den ent- 
sprechenden Mitteln eintreten will. 

Breite Unterstützung erhielten Bärbel 
Bohley und Sebastian Pflugbeil fürihre Regional- 
gruppe „Geschichtsaufarbeitung“ - fünf Jahre 
nach der Wende gibt es nun wieder zunehmen- 
de Kontakte zu Mitstreitern von damals und po- 
litisch aktiven Menschen aus verschiedenen 
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‚politischen Lagern, die auf eine Weiterentwick- 


lung der 89iger Ideen Hoffnung machen. 

Das NEUE FORUM sucht derzeit nach 
neuen Formen einerüberregionalen Zusammen- 
arbeit, die effektiverunddemokratischer sind, als 
die der zentralistischen Parteistruktur entlehnten 
Formen mit Vorstandsdominanz. 

Der neu gewählte Bundeskoordinie- 
rungsrat hat die Aufgabe, dazu Modelle zu ent- 
wickeln (die ihn selbstmöglicherweise baldüber- 
flüssig machen könnten!) | 

Jedenfalls darf nun wieder gehofft wer- 
den, daß es für die Bürgerbewegungen, als de- 
renkonsequenteste politische Variante das NEUE 
FORUM sich selbst ansieht, eine politische Zu- 
kunft gibt. 

Heidi Bohley, Peter Jeschke, NEUES FORUM 
Halle 


Rußland finanziert den Bau des 
Atomkraftwerks Mochovce in der 


Slowakei 

Moskau, den 2. Juli. ECODEFENSE. Die russi- 
sche Regierung genehmigte einen Vorschlag, 
die slowakische Regierung beim Bau des 
Mochovce-Atomkraftwerks zu unterstützen. Ruß- 
land will für die erste Phase des Baus 80 Millio- 
nen US-Dollar aufbringen - Zwei WWER-Reak- 
toren, jeder 440 MW. Das vorgeschlagene Unter- 
stützungsprogramm basiert auf einem Überein- 
kommen vom 27. November 1980 zwischen der 
UdSSR und der Tschechoslowakei. Das gegen- 
wärtige Projekt eröffnet der Slowakei einen Bar- 
kredit von 50 Millionen Dollar und dazu 30 Millio- 
nen für Diensleistungen beim Bau. 

Nach dem Abkommen verpflichtet sich 
die Slowakei, für diese und andere slowakische 
Atomkraftwerke nuklearen Brennstoff von der 
russischen Föderation zu kaufen, so lange diese 
Fabriken weiter arbeiten. Der Vorschlag wird 
gerade von der slowakischen Regierung erörtert 
und hat gute Aussichten, in dieser oder einer 
anderen Form durchzukommen. 
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Post 


Über die Mail-Box erhielten wir einen Leserbrief 
zum Artikel „Szenen aus der wahren 'Haupt- 
stadt‘ Siebenbürgens“ von Michael Meinicke 
aus telegraph 5/95 


Nach der Lektüre des Beitrages v. M. Meinicke 
zum Thema Rumänien bzw. Siebenbürgens 
war ich doch einigermaßen vewirrt. Nicht etwa, 
weil ich den Beitrag nicht verstanden hätte, 
sondern vielmehr darüber, wie so eine geballte 
Ladung Naivität, Dümmlichkeit, unkritische 
Betrachtungsweise und Lobhudelei auf die dor- 
tigen staatlichen Strukturen in den ansonsten 
ob seiner kritischen Art sehr geschätzten 
„telegraph“ gelangen konnte! 

Erfahren wir doch, wann der Autor sein 


„bestes Hemd“ anzog, daßeram Frauentagals 


Ehrengast teilnehmen durfte und daß an der 
„theologischen Fakultät „ANDREI SAGUNA' 
Frauen und Männer mitunter bis zum Doktorti- 
tel“ studieren. 

Lobendwird hervorgehoben, daß 16bis 
21jährige Redakteure in den Medien in verant- 
wortungsvollen Positionen wegen ihres „hohen 
Bildungsgrades aufgrund der harten Schule“ 
wirken dürfen. Tiefen Eindruck scheint der BRD- 
Umweltminister auf den Autor hinterlassen zu 
haben, alsdiesernach Aufdeckeneiner deutsch- 
rumänischen Umweltsauerei einer Umwelt- 
gruppe einen Fotoapparat schenkte. 

Geradezu gerührt liest man, daß sich 
viele Menschen freuten, weil der Autor densel- 
ben Vornamen trägt wie der rumänische Natio- 
nalheld Mihai Viteazul, dem es im Jahre „1600 
gelang, drei Länder politisch zu einigen“. (Hof- 
fentlich per Volksabstimmung und ohne Ge- 
walt!? ) s 

Nicht mehr komisch fand ich allerdings, 
daßM. Meinicke sich die Volkspolizei samt ABV 
zurückwünscht. Und über die m.E. aus jedem 
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Absatz durchscheinende Deutschtümelei mag 
ich wirklich weiter nachdenken. 

Alldies und noch vielmehr solche „wich- 

tigen Informationen“ auf dem Niveau eines: 
Beitrages zu einer Schülerzeitung hätte ich 
wahrlich im „telegraph“ nicht erwartet und ich 
hoffe, Ihr nutzt die Seiten zukünftig wieder 
besser. Ist der „telegraph“ doch eines der weni- 
gen Medien der Gegeninformation und sollte 
sich durch solch einen Blödsinn nicht disquali- 
fizieren. 
Mit solidarischen Grüßen, Konrad Onasch 
Red: Wir fanden den Artikel von Micha Meinicke 
interessant, weil er die doch sehr eigentümli- 
chen O-Töne in Siebenbürgen widergibt. Er 
fragt nach Gründen, hält Eigentümlichkeiten für 
möglich unddistanziert sich ansonsten mitleich- 
ter Ironie. Auch Wehmut nach der liebenswer- 
ten Seiten von Dingen, die sonst gar nicht 
liebenswert waren, könnte verzeihlich sein. Es 
gibt Schlimmeres. Man muß nicht immer mit 
der dogmatischen Kanone auf Spatzen schie- 
Ben. | 


Der Autor selbst fügt hinzu: 

Lieber Karsten Onasch, 

Es ist mir sehr peinlich, daß mein Text von Dir 
nicht so verstanden wurde, wie ich ihn eigent- 
lich gemeint hatte. Bezugnehmend auf die „so- 
lidarischen Grüße“ hoffe ich nun, Deine An- 
schrift mitgeteilt zubekommen. Dann würde ich 
Dir gern ausführlich zu Deiner Kritik schreiben. 
Sicherlich werde ich aus Deiner Antwort lernen 
können. Bis dahin schreibe ich nichts mehr über 
Rumänien. M. Meinicke 
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Termine 


06.-27. 08. Berlin Ausstellung „Für eine Welt 
ohne Atomwaffen - Hiroshima mahnt‘, Anti- 
Kriegs-Museum, Wedding, Müllerstraße 
01.-30.08. Berlin Filmreihe „Nie wieder Hiro- 
shima“, Kino fsk, Kreuzberg, Oranienplatz 
21.-28.8. Wittstock (Brandenburg) Anti- 
militaristisches Sommercamp gegen den 
Bombenabwurfplatz. Kontakt: FREle HEIDe 
Bündnis Berlin, c/o A-Laden, Rathenower Stra- 
Be 22, 10559 Berlin, Fon (0 30) 4 01 34 26, Fax 
(0 30) 3 94 61 67 

27.08.-03.09. Ikharia (Insel nahe Samos in der 
Ägäis, Griechenland) europäisches KDV-Tref- 
fen (ECOM). Kontakt: IDK, Mehringhof, 
Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin, Fon (0 30) 6 93 
80 21, Fax (0 30) 7 85 95 01 

01.09. weltweit Antikriegstag 

01.09. Bergen (Niedersachsen) Open-Air-Ver- 
anstaltung der Bl zur Auflösung des Truppen- 
übungsplatzes Bergen 

17.9. Fretzdorf (bei Wittstock) Konzert für die 


Jetzt als Spuckis 
BOYKOTT 


französischer Produkte 


7 “ 27 Br ER 
Bis: zum 


ATOMTEST - STOP 
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FREIe HEIDe mit „Keimzeit“ 

28.09.-19.11. München Ausstellung „Zwischen 
den Fronten - Münchner Frauen in Krieg und 
Frieden“, Forum im Rathaus 

29.09.-01.10. Chemnitz Tagung „Menschen- 
rechte und Demokratie in Ost-West-deutscher 
Perspektive“ (u.a. Themenschwerpunkte „Frie- 
den“ und „Flüchtlingspolitik“). Kontakt: Komitee 
für Grundrechte und Demokratie, Bismarckstr. 
40, 50672 Köln, Fon (02 21) 52 30 56, Fax (02 
21) 52.05 59 

13.10. Nürnberg Veranstaltung „VondenKriegs- 
verbrecherprozessen zu Out of Area“. Kontakt: 
Nürnberger Friedensforum, c/oKristina Haderer, 
Ebensee 6, 90482 Nürnberg 

9.12. Berlin Tagung „Feindbilder seit dem Ende 
des Kalten Krieges“, Haus der Demokratie, 
Friedrichstraße. Kontakt: Bildungswerk für De- 
mokratie und Umweltschutz e.V., Zeughofstr. 
20, 10997 Berlin, Fon (0 30) 6 12 60 74, Fax (0 
30) 6 18 30 11 


erhältlich im: 


Umweltzentrum 
Scharnhorststr. 57 
48151 Münster 
Tel.0251-521112 
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Umweltdatenbank 
in der Umwelt-Bibliothek Berlin 
Zusätzlich zu unseren normalen Bibliotheksöffnungszeiten bieten wir ab sofort und 
kostenlos die Möglichkeit, an zwei Tagen in der Woche diverse Informationen über 
unsere Umweltdatenbank zu erhalten. 
Uber folgende Themenbereichen sind bei uns Daten 
gespeichert: 
- Praktikantenstellen im Umweltschutz 
- Informationen über Umweltpreise 
- Anschriften von. Umweltbibliotheken 
- Stoffdatenbank mit Informationen zu annähernd 200 umweltgefährdenden Stoffen 
-Fachwissen,mitmehrals 1500 Stichworten zu nahezu allen wichtigen Umweltthemen, 


! 


mit 
Grafiken und Tabellen mit neuesten Umweltdaten aus Gesamtdeutschland, 
-Mehr als 2400 Anschriften aus dem Bereich des Umweltschutzes (mit den 
Aufgabenschwerpunkten), erfaßt im Rahmen einer aktuellen, bundesweiten 
Erhebungsaktion. | | 
- Eine Übersicht über alle Gesetze, Verordnungen und andere Vorschriften des 
Bundes im Bereich des Umwelt- und Naturschutzes mit mehr als 1200 Fundstellen 
- Mehr als 900 Publikationen, incl. aktuellen Literaturhinweisen zum Aufbau einer 
Umweltbibliothek 
- Eine Übersicht über alle Umweltzeichenprodukte, Hersteller- bzw. 
Lieferantennachweise und Vergaberichtlinien 
- Behördenführer über die für Umweltschutzaufgaben zuständigen Behörden 
- Datenbank der Umweltideen 
- Über 450 Tips und Hilfen für die umweltbewußte Haushalts- und Lebensführung 
Die Abfrage von Daten ist zu folgenden Zeiten möglich: 
o und Mi von 13.00 -17.00 Uhr 
oder nach vorheriger Absprache 
zu den normalen Öffnungszeiten der Bibliothek 


Richtigstellung 
Im letzten "telegraph" war auf den Mittelseiten ein Blatt mit Informationen zu den bundesweiten 
Durchsuchungen am 13.6.95. Dieses ist spontan von Leuten aus Münster geschrieben worden. 
Leider enthielt der Text Spekulationen, die nicht nur falsch waren, sondern von uns auch als fatal 
eingestuft werden. Wir wissen nur, daß laut Bundeanwaltschaft die Polizei im Rahmen "polizei- 


lich-präventiver" Maßnahmen ein Haus in der Eifel abgehört haben. Nähere Angaben sind uns 
nicht bekannt, also auch nichts über einen Spitzel. Spekulationen sind grundsätzlich zu unterlas- 


sen! 


Schwarz-Rote-Hilfe Münster 
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mu telegraph-Abonnement 

Ich bestelle den telegraph im Abonnement 

ab: für 

_ 1 Jahr (45,- DM) 

__ 1/2 Jahr (23,- DM) 

Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es An 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos 
gekündigt wird. Der Auftrag kann innerhalb von 10 } 

Tagen widerrufen De Redaktion telegraph 
__ auf Probe (2 Hefte für 6,- DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch! Schliemannstr. 22 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken!) 
10437 Berlin 


pen a nm mammen 
Lommmummmm«d 


Datum/Unterschrift 


Mi telegraph - das Geschenk Name: 
Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
1 Jahr (45,- DM) an: Ort/PLZ: 
Name: _ 0 [Zahlungsweise: ___ Rechnung ___ 


SIJNT: „re. 0000000000 8 2385 70.8 TOSHack 
Or/PLZ 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen 
werden. 


____ per Abbuchung __ 
Bar 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Datum/Unterschrift 


Name der Bank/Ort 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt, 

oder selbst abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur 

Zahlungsweise ausfüllen. Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) 

gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, Bankleitzahl etc. machen und vor 

dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 

Fristen: | 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht 

spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauf- 

trag könnt Ihr bis zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: | 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur 

gegen Vorkasse Bar oder Scheck) 

Geschenkabo: Bu 4 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph"-Abo! 
örderabo: ie 

een die meinen, daß sie so viel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie > 

"telegraph" unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für en: 

DM im Jahr tun. Die Fristen sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftil 

geht es dem "telegraph" nicht besonders gut. 

Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,- = Lese- 

rInnen in Osteuropa erhalten allerdings wegen des Verfalls der dortigen Währungen 

auf Wunsch den "telegraph" wesentlich verbilligt. 


